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Groß⸗Siedlungen, der Weg zur Rationalifierung des Wohnungsbaues. 


Bon Dr.-Ing: Martin Wagner, Stadtbaurat a. D. 


a) Regiekoſten. 

Betrachten wir nunmehr die einzelnen Vorteile 
des Serienbaues und beginnen wir mit den 
Regiekoſten. Unſer oben angeführtes Beiſpiel der 
Großſiedlung in Britz zeigt, daß wir mit Regie- 
koſten von nur 3,4 Proz. der Baukoſten gerechnet 
haben. In dieſen Regiekoſten von 3,4 Proz. ſind 
enthalten: die Honorierung der techniſchen, wirt- 
ſchaftlichen und künſtleriſchen Bauleitung, die Ge- 
hälter für Techniker, Bauführer, Architekten und 
Landmeſſer, die Ausgaben für Bureauunkoſten, 
Lichtpauſen, Baupolizeigebühren, Bohrungen, Mo- 
delle uſw. Man wird nicht behaupten können, daß 
dieſer Regiekoſtenſatz, zumal in ihm auch eine ge⸗ 
wiſſe Riſikoquote enthalten iſt, beſonders hoch ſei. 
Welcher Großhändler von Tabak und Baumwolle 
würde ſich z. B. bei 14 Millionen Mark Umſatz 
mit einer Rifito- und Gewinnquote von 1,2 Proz. 
begnügen? Und dennoch glaube ich, daß ſich dieſer 
Regiekoſtenſatz bei ſtändiger Wiederholung von 
Großbauaufträgen von 3,4 Proz. auf 2,5 Proz. 
und darüber ſenken läßt. Es iſt ganz klar, daß bei 
einer Wiederholung der gleichen Typen beim 
zweiten und dritten Bauabſchnitt die Koſten für 
die Überwachung der Bauausführung ſinken 
müſſen. Ich brauche hier nur zu erwähnen, daß 
der Verfaſſer in Berlin⸗Britz die im Bau befind⸗ 
lichen 1000 Wohnungen nur mit einem Bauführer 
zur Durchführung bringt. Würde irgendeine Stadt 
oder öffentliche Bauverwaltung in der Lage ſein, 
einen Bautenumſatz von rund 14 Millionen Mark 
mit einem einzigen Bauführer zur Durchführung 
zu bringen? Dieſe Leiſtung iſt aber nur möglich, 
wenn der Bau ſerienhaft nach einmal feſtgelegten 
Typen betrieben und der Bauauftrag ſelbſt in die 
Vand eines Generalunternehmers gelegt wird, deſſen 
Derkehr und Abrechnung mit dem Bauherrn in ein- 
fachſter und unbureaukratiſchſter Form vor ſich geht. 

Ich möchte in dieſem Zuſammenhang aber nicht 
unerwähnt laſſen, daß die verbilligende Wirkung 
des Serienbaues ſich nicht nur bei den Regiekoſten 


(Fortſetzung.) 
des Großhändlerfunktionen ausübenden Bauherrn, 
ſondern auch bei den öffentlichen Organen und den 
Baubetrieben ſelbſt auswirken muß. 

Der geldgebenden ſtädtiſchen Stelle kann es nicht 
gleichgültig ſein, ob ſie 10 Millionen Mark öffent⸗ 
liche Mittel für 1000 Wohnungen an einen oder 
an zwanzig Bauherren abgibt, oder zwanzig anſtatt 
eine Bewilligung zu prüfen, zu überwachen und 
zu verbuchen hat. Ebenſowenig gleichgültig kann 
es den zehn oder zwanzig öffentlichen Dienſtſtellen 
ſein, ob ſie eine zwanzigfache Arbeitsleiſtung bei 
der bau- und ſtraßenpolizeilichen Prüfung der 
Projekte, beim Straßen- und Kanalbau, beim Bau 
der Leitungen für Gas, Waſſer und Elektrizität 
aufzuwenden haben oder nicht. Zählen wir dazu 
die Arbeitsleiſtung beim Grundſtücksamt, bei dem 
Vermeſſungsamt, dem Kataſteramt, dem Steuer⸗ 
amt und all den anderen Amtern erſter und zweiter 
Inſtanz, dann muß es auch dem Laien klar wer- 
den, auf welchem Wege ein vernünftiger Abbau 
unproduftiver und ſteuernverzehrender Verwal- 
tungskoſten möglich iſt (ſ. Abb. 1). Blicken wir nun 
aber auf die Regiekoſten des Baubetriebes, ſo wird 
gleichfalls ganz deutlich, daß ſeine Regiekoſten mit 
der Größe des Bauobjektes und mit der 200 mal 
wiederholten gleichen Leiſtung für vier einzelne 
Haustypen ſinken müſſen. Die Regiekoſten des 
Generalunternehmens ebenſo wie die Regiekoſten 
ſeiner Subunternehmer und -lieferanten ſinken in 
dem Maße, in dem das Bauobjekt verviel- 
fältigt und vereinfacht wird. Ich möchte 
es einer eingehenderen Darſtellung des Problems 
vorbehalten, für dieſe Senkung der Regiekoſten in 
den Baubetrieben ziffernmäßige Belege zu geben. 
Das eine möchte ich aber ſchon heute erwähnen, 
daß mit der Senkung der allgemeinen Regiekoſten 
bei den Baubetrieben dieſen erſt die Möglichkeit 
gegeben wird, die Kopfarbeit auf Präziſions⸗ 
arbeit einzuſtellen und die Bauſtellen nach den 
Grundſätzen wirtſchaftlicher Betriebsführung vor⸗ 
zubereiten. 
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b) Baugeldzinſen. 

Die Ausgaben für 
Baugeldzinſen (und für 
die Verzinſung des feft- 
gelegten Betriebskapi⸗ 
talg des Generalunter⸗ 
nehmers und ſeiner 
Sublieferanten) ſteigen 
mit jeder Verlängerung 
der Bauzeit. Die Bau⸗ 
zeiten für eine Wohnung 
auf ein Minimum abzu⸗ 
kürzen, muß darum das 
eifrigſte Beſtreben jedes 
Bauherrn und Baur 
unternehmers ſein. Die⸗ 
ſem Beſtreben iſt aber 
beim Individualbau 
eine Grenze geſetzt. Ein 
Bauunternehmer, der 
nur über ein beſchränktes 
Maß von Aufträgen 
verfügt, wird ſich nicht 
darauf einſtellen, die 
Bauſtelle mit dem er⸗ 
forderlichen Maximum 
von Arbeitskräften zu 
beſetzen. Es iſt für ihn 
billiger, langſamer 
zu bauen. Dieſes Ber 
ſtreben erklärt ſich da⸗ 
raus, daß er mit einer 
möglichſt gleich blei- 
benden Zahl von Leuten 
zu tun haben möchte, 
daß die Arbeiter die 
höchſte Leiſtung nicht 
hergeben, wenn ſie ſehen, 
daß ſie auf einer Bau⸗ 
ſtelle nur kurze Zeit be 
ſchäftigt werden können, 
daß bei forciertem Ve- 
ginn und bei forcierter 
Fertigſtellung kleinerer 
Bauobjekte die unpro⸗ 
duktiven Koſten für die 
Einrichtung der Bau⸗ 
ſtelle und für die erſte 
Einarbeit der Leute Io: 
wie für den Abbau der 
Bauſtelle und das 
Herausziehen der Leute 
wachſen müſſen. Alle 
dieſe Nachteile fallen 
beim Serienbau au 
größeren Bauſtellen weg, 
weil dort gewiſſermaßen 
täglich ein neuer Auf 
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Hohlwanddeckenplatten für ein Wohnhaus. 
Abb. 3. 


Zentrale Betonzub ereitung auf dem Gießplaß. y 
rechten Gleis wird der Beton in befonderen Wagen zu den Holz⸗ 
formen gefahren). 


(Auf dem erhöhten 


TEEN 


Verſetzen der Deckenplatte auf die gerippten Wandplatten. 
Amerikaniſche Betonplattenbaumeife, nach der der Rohbau eines Hauſes mit 8 Arbeitskräften an einem 


Werktag fertiggeſtellt wird. (Siehe auch die Schrift des Verfaſſers: „Amerikaniſche Bauwirtſchaft, Heft 5 der drei 


Kellen-Bücher. 


läufe ausgejchaltet werden, dann wäre es auf 
Grund der heutigen Baumethoden jon möglich, 
ein Einfamilienhaus in der kürzeſten Bauzeit von 
45 anſtatt 99 Tagen ſchlüſſelfertig herzuſtellen oder 
den Rohbau in 11% Tagen anſtatt in 24% Tagen 
herzurichten. Der heute noch durch Trockenfriſten 
und durch mangelnde wirtſchaftliche Betriebs— 
führung im Baugewerbe bedingte Leerlauf von 
54 Tagen umfaßt 55 Proz. der Geſamtbauzeit. 
Wenn ſich dieſer große Leerlauf bei den heutigen 


Dewog Verlag, Berlin, Inſelſtraße 6). 


unpräziſen Betriebsmethoden auch nicht reſtlos be- 
ſeitigen läßt, jo ſollte dieſe Beſeitigung der Leer 
läufe doch mit allen Kräften erſtrebt werden. 

Sicher ift aber, daß ſelbſt eine Geſamtbauzeit 
von 45 Tagen für ein Haus noch ganz weſentlich 
reduziert werden kann, wenn Großbauſtellen (ſiehe 
Abb. 3 und 4) auch zu einer anderen Bautechnik 
führen, bei der die Präziſionsarbeit ſtärker in An- 
wendung kommen kann und bei der die heute noch 
zu ſehr ins Gewicht fallenden Leerlaufzeiten für 


das Austrocknen der 
Bauten uſw. in Fort⸗ 
fall kommen. Die 
kurzfriſtige Montage 
der Rohbauten mit 
Hilfe abgebundener 
und ausgetrockneter 
etonplatten hat es 
den Amerikanern doch 
Opn ermöglicht, den 
Rohbau einer Wob- 
nung mit acht Ar- 
beitskräften an einem 
Tag herzuſtellen. Mit 
dieſer Entwicklung 
der Technik, die nur 
auf Großbauſtellen 
anwendbar iſt, fallen 
natürlich auch die 
Zauzinſen ganz er- 
heblich. Es dürfte 
darum kein Ding der 
Unmöglichkeit fein, 
die Koſten der Bau- 
zinſen unter den an⸗ 
gegebenen Voraus- 
ſetzungen auf 1% roi. 
SH um mehr als 

0 Proz. zu ſenken. 


ec) Aufſchlie⸗ 

zungskoſten. 

Zu den Auſſchlie⸗ 
Gen gehören 
die Erdarbeiten, die 
Arbeiten für Kanali⸗ 
ſation und Straßen⸗ 
au, für Gas, Waſſer, 

Clettrizitätunb fonjtige 

Kabelleitungen. 

In Laienkreiſen 
und in den Kreiſen 
der geldgebenden Or⸗ 
gane hat ſich heute 
faſt allgemein die 

einung feſtgeſetzt, 

aß man Neubauten 
nur an fertigen 
Stra Ben errichten 
dürfe, weil hier der 
auplatz fertig auf⸗ 
geſchloſſen zur Ver⸗ 
ugung ſtehe und da- 
n „billiger“ ſei. 
Dieſe Meinung ſteht 
er Entwicklung von 

Großſiedlungen 

gemmend gegenüber. 
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Wohnhaus, bei dem auch die Dachhaut aus Betonplatten 


Abb. 5. 


hergeſtellt iſt. 


Abb. 4. Amerikaniſche Betonplattenbauweiſe. 


Straßenbaumaſchine, die am Tag 200 m Walzaſphalt⸗ 
ſtraße herſtellt. 


oñſehr 


Man will kleine Neu⸗ 
bauſtellen aufſchlie⸗ 
ßen, weil es noch ſo⸗ 


undſoviele Kilometer 


anbaufähige Stra⸗ 
ßenfronten gibt. So 
dieſe Anſicht 


auch beachtenswerte 
Argumente enthalten 
mag, ſo falſch und 
gefährlich kann ſie 
werden, wenn ſie 
ohne den Rechen⸗ 
jtift in der Hand 
vertreten wird. 

Das für 1000 Woh⸗ 
nungen neu aufzu⸗ 
ſchließende Bauland 
fojtet in Britz an 
Aufſchließungskoſten 
7,22 Mk. pro Qua⸗ 
dratmeter Nettobau⸗ 
land, und einſchließ⸗ 
lich des Grundſtücks⸗ 
preiſes ſtellt ſich das 
Quadratmeter Netto- 
bauland fertig aufge⸗ 
ſchloſſen auf 10,65 
Mark. Man kann 
alſo nur ſagen, daß 
man nur dort gut 
täte, an fertigen 
Straßen zu bauen, 
wo das Nettobauland 
5 iſt als 

0,65 Mk. pro Qua⸗ 
ner. und wo 
durch den Indivi⸗ 
dualbau auf kleineren 
und kleinſten Pau- 
plätzen keine Ver- 

teuerungen 
derreinen Bau⸗ 


koſten heraus⸗ 

kommen. 
Betrachten wir nun 

aber die Aufſchlie⸗ 


zungskoſten von 7,22 
Mark in Britz näher, 
ſo werden wir finden 
daß die öffentlichen Or 
ganein ihren Anforder- 
ungen auf Straßen⸗ 
bau u. Aufſchließungs⸗ 
koſten noch ganz auf 
den Individualbau, 
aber nicht auf den 
Serienbau eingeſtellt 


Abb. 6. Erdbagger der Deutſchen Bauhütte auf der Bauſtelle in Britz. Das Schaufelrad fräft den Boden ab 
und wirft ihn auf ein Transportband. Durch Ausſchaltung der Handarbeit wird die 7 fache Arbeitsleiſtung erzielt. 


EA i 2 


Abb. 7. Erdbagger der Deutſchen Bauhütte auf der Bauſtelle in Britz. 
Das Transportband wirft den Boden in die Lore, die in einer halben Minute gefüllt iſt. 
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find, und daß darum der genannte Preis ein viel Vor dem Steigerung 
Kiege heute in Proz. 


zu hoher iſt. 

Die Kanaliſationsverwaltung von Berlin ver- 
langt z. B. für den Bau der Kanäle 61 MH pro 
laufenden Meter Straßenfront. Ich will hier ganz 
davon abſehen, ob es richtig iſt, die Anlagekoſten 
der Kanäle, die in den Vermögensbeſitz der Stadt 
übergehen, vom Bauherrn in bar erſtattet zu ver⸗ 
angen, oder ob es nicht richtiger ſei, von ihm 
lediglich die Verzinſung und Tilgung 
dieſes Anlagekapitals mit den Betriebsgebühren zu 
erheben. Sicher aber 
iſt, daß dieſer Satz 
von 61 Mark (viel 
zu ſchematiſch er- 

rechnet) für den 
Flachbau geradezu 
tödlich iſt. Zeitigt 
er doch das Wirt⸗ 

ſchaftskurioſum, 
daß eine Mietskaſerne 
mit zwei Hinter⸗ 
häuſern und dreißig 
Kleinwohnungen pro 
Wohnung nur 50 Mk. 
Kanaliſationsbau⸗ 
koſten, dagegen ein 
Einfamilienhaus mit 
Garten unter Um- 
ſtänden 3000 Mark 
Kanaliſationsbau⸗ 
koſten zu tragen hat. 
Die Stanalijations- 

Hotten find für 
Großſiedlungen da⸗ 
rum um gut 30 Prozent überſetzt und werden ſich 
ohne weiteres ſenken laſſen, wenn die Stadt ſich 


auf die Vorteile von Großſiedlungen einſtellen 
würde. 
Beim Straßenbau verlangt das Straßenbau- 


amt von uns ſelbſt für Einfamilienhausſtraßen 
5,50 m breite Fahrdämme, die aus einer 15 em 
tarfen Betonunterbettung und einer 5 em ſtarken 
Walz- oder Gußaſphaltdecke hergeſtellt werden 
Jollen, Ich will mich mit Rückſicht auf die von 
Jahr zu Jahr ſteigenden Anforderungen an den 
Straßenbau gegen dieſes Verfahren noch nicht ein— 
mal beſonders wehren, zumal die Straßenbau- 
technik, von Amerika und England beeinflußt, be— 
Zeus große Fortſchritte gemacht hat und weitere 
ſortſchritte und Verbilligungen bringen wird. Das 
Aſphaltpflaſter iſt heute bereits abſolut und relativ 
billiger als das Kopfſteinpflaſter und, wenn man 
te Unterhaltungskoſten in Anſatz bringt, auch 
illiger als eine gute Chauſſierung mit Ober⸗ 
ächenteerung. Zur Erhärtung dieſer Be- 
hauptung dienen folgende Preiſe: 


Abb. 8. Gegenbeiſpiel. Bodenbewegung durch mühſame Handarbeit 
bei 7 fach geringerer Leiſtung. 


1. Gußaſphalt 
(20 em + 4 cm). 
2. Reihenſteinpflaſter 
III. Slafje . . 18,— 27, — 50 
Nun müſſen wir aber berückſichtigen, daß die 
Koſten des Straßenbaues fich noch weit ſtärker 
ſenken laſſen, wenn man der Straßenbautechnik in 
Großſiedlungen eine freiere Arbeitsbahn ſchaffen 
kann und ebenfalls dazu übergeht, die Straßen nach 
feſten Normen aus⸗ 
zuführen. Beſitzen 
wir doch heute bereits 
auch in Deutſchland 
Straßenbauma⸗ 
ſchinen für die Beto- 
nierung und zur Ger- 
ſtellung der Straßen- 
decken, die an einem 
Tage 200 m Straße 
fertigſtellen (Siehe 
Abbildung 5.) Dieſer 
Schnelligkeit des ma- 
ſchinellen Straßen— 
baues hat der zurzeit 
noch ganz auf Hand⸗ 
arbeit eingeſtellte 
Wohnungsbau auch 
nicht einmal in be- 
ſcheidenſter Annähe⸗ 
rung folgen können, 
und die Gegenüber- 
ſtellung des tech— 
niſchen Fortſchrittes 
zwiſchen Straßenbau und Wohnungsbau zeigt 
deshalb ganz deutlich, was wir beim Wohnungs- 


8,50 12,55 47 


bau an Schnelligkeit des Bauens noch aufzuholen 


haben. 

Bei den Koſten für Gas, Waſſer und Elektrizität 
haben wir uns gleichfalls noch nicht auf die Ber- 
billigungen eingeſtellt, die ein ſerienhafter Flach— 
bau im Reihenhausbau zeitigen könnte. Unter 
der Vorausſetzung eines genoſſenſchaftlichen Ve- 
ſitzes der Häuſer iſt z. B. nicht einzuſehen, warum 
dreißig Wohnungen in einer Mietskaſerne mit 
einem einzigen Waſſeranſchluß auskommen können, 
warum aber die Waſſerwerke für jedes Einfamilien- 
haus einen beſonderen Anſchluß verlangen. Die 
Verteuerung durch dieſe Forderung iſt in die 
Augen ſpringend. Sollten wir doch in Britz für 
300 Wohnungen im Stockwerksbau 3000 M und 
für 200 Einfamilienhäuſer 27 000 M allein für 
den Waſſeranſchluß bezahlen. Bei den Gas- und 
Elektrizitätswerken liegen die Verhältniſſe ähnlich. 

Und nun zu den Erdarbeiten. Man zeige 
uns in Deutſchland eine Bauſtelle, wo die Erd— 
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arbeiten für den Wohnungsbau mit der Mar 
{Hine bewältigt werden. Gewiß, die Maſchine 
kann beim Individualbau auf kleineren Bauſtellen 
keinen rentablen Einſatz finden. Bei Großbau⸗ 
ſtellen jedoch wäre es ein Verbrechen, die Maſchine 
nicht zur Anwendung zu bringen. Die „Deutſche 
Bauhütte“ hat erſtmalig in Deutſchland einen 
Bagger beſonderer Konſtruktion (ſ. Abb. 6 u. 7) 
für den Aushub der Baugruben und für die 
Planierung des Geländes eingeſetzt. Dieſer Bagger 
(obgleich ganz neuer Konſtruktion und darum noch 
mit Fehlern behaftet) hat eine Maximalleiſtung 
von 350 ebm pro Tag bei ſchwerſtem Lehmboden 
gehabt. Das find, auf die mit dieſer Arbeit Dë: 
ſchäftigten Arbeitskräfte umgerechnet, 18,5 ebm 
pro Mann und Tag. Da bei normaler Hand— 
arbeit nur 2% bis 3 ebm, alſo 6—7 mal weniger 
geleiſtet wird, jo dürfte der Vorteil der Ver- 
wendung von Maſchinen an Stelle der Handarbeit 
ohne weiteres einleuchten, zumal wenn man be— 
denkt, daß dieſe Maſchine auch im Winter 
während der ſtärkſten Froſtperiode ge 
laufen iſt 5 die a nicht zur gar 
brachte. Wenn die Überlegenheit einer folder 
Maſchine über die Handarbeit einwandfrei feſtſteht, 
j | j jo hat fie doch den Nachteil, daß man fie nicht wie 
den Arbeiter jederzeit vor die Türe ſetzen und zum 
„Stempeln“ ſchicken kann. Die Maſchine mu 
nun einmal den Ausſchacht von täglich 3—4 Wohn“ 
häuſern oder etwas Gleichwertiges leiſten. Sonſt 
wird ſie kein Unternehmer kaufen oder laufen 
laſſen. Wir ſehen aljo auch hier wieder, daß nur 
Großaufträge die Verwendung von Maſchinen 
zulaſſen und daß eine Verbilligung des Bauens 
nur bei dauernd geſichertem Abſatz der Bauware 
möglich iſt. 


Faſſen wir das über die Aufſchließungskoſten 
Geſagte zuſammen, ſo werden wir finden, daß der 
Preis von 7,22 / pro Quadratmeter Nettobau— 
land noch keineswegs die Grenze des Erreichbaren 
darſtellt, ſondern daß es ſehr wohl möglich ift, dieje 
Soften noch um ein Bedeutſames, jagen wir ruhig 
um 30 Proz., d. h. auf 5 % pro Quadratmeter bei 
beſter Ausſtattung der Straßen zu ſenken. 

Zu dieſer Preisſenkung der Aufſchließungskoſten, 
die ſich nur bei Großſiedlungen erreichen läßt, 
kommen aber noch andere in dieſem Zuſammen— 
hang zu erwähnende volks- und ſtadt wirt 
ſchaftliche Vorteile hinzu. Wenn oben die Anſicht 
herangezogen wurde, daß man nur an fertigen 
Straßen bauen dürfe, jo fei hier feſtgeſtellt, daß in 
dieſer Anſicht zugleich eine an ſich geſunde Kriti 
und Verurteilung des vergangenen Syſtems des 
Städtebaues liegt, das auf eine Ver zettelung 
der Bautätigkeit an vielen Bauſtellen der Stadt 
eingeſtellt war. Die Konzentration des Bauens 
auf einige wenige Großbauſtellen hat den unge“ 
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Abb. 10. Dieſe Abbildung zeigt die von einer amerikaniſchen Kommiſſion ſeſtgeſtellten 
Leerläufe und ihre Urſachen im amerikaniſchen Baugewerbe. 


heuren volkswirtſchaftlichen Wert, daß das in den 
Boden hineingeſteckte Aufſchließungskapital durch 
die Gebühren für die Benutzung von Kanaliſation, 
Gas, Waſſer und Elektrizität ſofort rentabel wird, 
daß fernerhin die zur Siedlung führenden Ver- 
kehrsmittel (1000 Wohnungen bedeuten 4000 
Köpfe) ſofort rentabel ausgenutzt werden können, 
daß der Bau von Schulen und ſtädtiſchen Wohl⸗ 
ſahrtseinrichtungen planmäßig betrieben werden 
kann, daß durch eine Konzentration der Einfaufs- 
ſtellen und Läden auch große privatwirtſchaftliche 
Vorteile entſtehen. All das darf bei einer Be— 
leuchtung der Wirtſchaftlichkeit des Bauens nicht 
überſehen werden, weil die Aufſchließung von Bau⸗ 
land nicht allein die rechneriſche Angelegenheit 
eines Grundſtücksſpekulanten iſt, ſondern in 
höchſtem Maße auch vom ſtadtwirtſchaft— 
lichen Geſichtspunkt aus betrachtet werden ſollte. 
lber haben wir heute ſchon gelernt, ftädte bau- 
liche Rentabilitätsberechnungen 
aufzuſtellen? Haben wir ſo etwas wie eine ſtadt— 
wirtſchaftliche Buchführung, die die Einnahmen 
und Ausgaben nicht nur des Mieters, ſondern 
auch die der öffentlichen Hand und der privat— 
wirtſchaftlichen Betriebe addiert und dann das 


em 


lich etwa 17 Wohnungen). 


rund 575 verſchiedene Bauſtellen etwa 10000 
Wohnungen mit Hauszinsſteuerhypotheken bedacht. 
Auf jede Bauſtelle entfielen demnach durchſchnitt⸗ 
Dieſe Zerſplitterung 
der Mittel auf kleine und kleinſte Bauſtellen wäre 
auch dann nicht zu verantworten geweſen, wenn 
jeder der 575 verſchiedenen Bauherren den unab— 
weisbaren Nachweis gebracht hätte, daß nur an 
der von ihm geplanten Stelle die 17 Wohnungen 
errichtet werden dürften. Bei einem Fehlbedarf 
von gut 200 000 Wohnungen wäre es der Stadt 
Berlin unſchwer möglich geweſen, den Nachweis 
zu führen, daß 10 Bauſtellen mit je 1000 oder 
20 Bauſtellen mit je 500 Wohnungen den gegen⸗ 
wärtigen Wohnungsbedarf ebenſo und beſſer 
befriedigt hätten als die 575 verſchiedenen Bau— 
herren. Die Entlaſtung in der Verwaltungsarbeit 
bei der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft wäre bei 
einer Umſtellung von 575 Bauſtellen auf 20 Bau— 
ſtellen in die Augen ſpringend. 


d) Grundſtückspreis. 

Zur planmäßigen Stadterweiterung und plan- 
mäßigen Verbilligung des Bauens gehört auch 
eine planmäßige Grundſtückspolitik. 
In unſerem Fall, der Großſiedlung Britz, hat die 
Stadt Berlin eine planmäßige Grundſtückspolitik 
getrieben, indem ſie dicht vor dem ausgebauten 
Weichbild der Stadt das rund 600 Hektar große 
Rittergut Britz zum Preiſe von 97 Pf. pro 
Quadratmeter Rohland erwarb. Auf dieſem 


D Im Jahre 1925 entfielen auf jede Bauſtelle ſogar 
nur 14 Wohnungen. 
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Abb. 11. Die ſchraffierten Felder deuten die Intenſität der Arbeitsloſigkeit in den verſchiedenen Berufen des amerikaniſchen Bau⸗ 
gewerbes und in den verſchiedenen Monaten des Jahres an. Die leeren Felder ſollen andeuten, daß in dieſen Monaten Arbeits⸗ 
kräfte nicht arbeitslos waren. Die untere Abbildung zeigt nun, daß die Bauherren ihre Aufträge zu einer falſchen Zeit auf den 
Markt geworfen haben. Die obere Abbildung zeigt, daß neu herausgebrachte Aufträge Arbeitsloſe zur Beſchäftigung bringen können. 
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Abb. 12. Betriebsleerläufe in der Bauſtoff erzeugenden Induſtrie. 


— 


$ 1 ef f ch e 5 e im 


freien Konkurrenz jo 
geheiligt iſt und von 
jedem Großſyndikat 
angewandt wird, das 
ſeine Produkte in 
Maſſen auf den 
Markt wirft und da⸗ 
durch die kleinge— 
werbliche Konkurrenz 


aus dem Felde 
ſchlägt? Die Allge- 


meinheit könnte von 
der Anwendung 
dieſes Mittels, dieſer 
Konzentration der 
Macht, nur den aller- 
größten Vorteil Ha- 
ben. Ich höre aber 
ſchon den Einwand: 


Man ſchlachte doch Abb. 13. Mühſames übereinanderſchichten von 25000 Ziegelſteinen iſt. 
nicht die Steuer- für eine Wohnung, Ausloten kleiner Ecken uſw. 
zahler! Aber iſt fällt beim Plattenbau fort. 


es nicht eine Auf⸗ 
gabe der öffentlichen Hand, fih leiſtungs⸗ 
fähige Steuerzahler zu ſchaffen? Ich will 
keine Unterſuchung darüber anſtellen, ob der Flick— 
ſchuſter auf jeden gefertigten Schuh mehr 
Steuern zahlt als eine viel leichter kontrollierbare 
Schuhfabrik, oder ob der Werkmeiſter dieſer Schuh— 
fabrik mit der Exiſtenz eines Flickſchuſters tauſchen 
würde. 

Wir mögen das Problem der Verbilligung des 
Bauens von allen Seiten betrachten. Immer 
wieder wird ſich ergeben, daß eine durchſchlagende 
Verbilligung nur durch eine Konzentration der 
Kräfte zu erzielen iſt, und daß die Großſiedlung, 
vom Großhändler als Bauherrn errichtet, hierzu 
den allein geeigneten 
Weg bietet, auch die 
Bodenpreiſe zur 
Senkung zu bringen. 


e) Die Harus 

koſten. 

Da die Baukoſten 
einer Wohnung 80 
Prozent der Geſamt⸗ 
koſten ausmachen, ſo 
müſſen hier die Be- 


mühungen einer 
Preisſenkung in 
erſter Linie einſetzen. 

Über die Bau⸗ 


koſtenſenkung iſt 
ſchon ſehr viel ge- 
redet und geſchrieben 
worden. Man ſpricht 
von Bauſtoffwucher 


Abb. 14. 
eine Wohnung auf das Arbeitsgerüſt des Maurers. 


Mühſames Herauffchaffen der 25000 Ziegelſteine für 


und ungeheurem 
Unternehmergewinn. 
Ich will die Vered- 
tigung dieſer Klage 
zu einem erheblichen 
Teil durchaus aner- 
kennen. In meiner 
jahrelangen Beſchäf⸗ 
tigung gerade mit 
dem Problem des 
Bauſtoffwuchers und 
überſetzter Baupreiſe 
bin ich aber zu dem 
Ergebnis gekommen, 


daß dem Bauſtoff— 
wucher mit einer 


Moralpredigt oder 
mit Staatsaufſicht 
nicht beizukommen 
Die Schuld an 
Dieſe Vielarbeit dem Bauſtoffwucher 

tragen nicht die— 

jenigen, die da 
ſtehlen, ſondern in erſter Linie diejenigen, die 
jich beſtehlen laſſen. Wenn wir den Dieben das 
Stehlen ſo leicht machen wie im Baugewerbe, dann 
dürfen wir uns auch über Korruption und Preis— 
wucher nicht beklagen. 

Machen wir den Baulöwen das 
Betrügen wirklich ſo leicht? 

Wenn wir im Baugewerbe heute noch jede be— 
liebige Qualität von Türen und Fenſtern, von 
Fußböden und Badeöfen, von Dachſteinen und 
Schlöſſern uſw. haben und uns auf einige wenige 
Normen noch immer nicht verſtändigen konnten, 
jo dürfen wir uns nicht wundern, wenn der Unter- 
nehmer dem Bauherrn die geringere Qualität 
unterſchiebt und den 
Preis der beſſeren 
Qualität verlangt. 
Normaliſieren wir 
die Bauteile eines 
Hauſes, und wir DÉI: 
legen damit den 
Dieben die Möglich’ 
keit des Stehlens und 
des Übervorteilens. 
Die Amerikaner ha’ 
ben den Handel vom 
Wucher dadurch zu 
befreien verſucht und 
dem Handelsgeſchäft 
wieder Treu und 
Hlauben eingeimpft, 
daß De ein Standard“ 
getreide anbauen und 
nur wenige Apfel⸗ 
ſorten züchten uſw., 
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Abb. 15. Materialkran der deutſchen Bauhütte in Britz, der die Ziegelfteine und den Kalk an der 


Ablagerungsſtelle faßt und dem Maurer direkt vor die Füße legt. 


von denen der Konſument ganz genau weiß, was 
er kauft. Wer tritt außerdem heute nicht alles als 
Jeder neugewählte Stadtverord— 
nete, jedes neugewählte Vorſtandsmitglied einer 
Baugenoſſenſchaft wird in die Verlegenheit ge— 
racht, als Sachverſtändiger im Wohnungsbau 
aufzutreten und ſich von einem mit allen Waſſern 


Bauherr auf? 


gewaſchenen Unter⸗ 
nehmertum übers 
Ohr hauen zu laſſen. 
Schaffen wir darum 
Großhändler 

für den Wob- 
nungsbau in 
der Form gemein— 
nützig tätiger W o b- 
Nungsfürjor- 
gegejelljichaf- 
ten, die als dau- 
ernde Auftrag⸗ 
geber auf dem Bai- 
markt erſcheinen, und 


die Unternehmer 
werden ſich hüten, 
dieſe dauernden 


Kunden ſo zu be⸗ 
trügen, wie ſie das 
den nur einmal oder 


Kran zum Heben ganzer Wandplatten zu verwenden. 


gelegentlich als Käufer auf 


Abb. 16. Der Kran legt dem Maurer die Ziegelſteine auf das 
Baugerüſt im vierten Stock. 


Logiſcher iſt es aber, den 


dem Baumarkt auf- 


tretenden Kleinbauherren gegenüber tun. 

Von der Erfüllung dieſer Forderungen wird ein 
gut Teil der Senkung der Baukoſten abhängen. 
Das geſteckte Ziel einer durchſchlagenden Senkung 
der Baukoſten wird aber auch die Erfüllung dieſer 
Forderungen nicht bringen, wenn wir nicht zu dem 


Radikalmittel greifen, 
im Bauprozeß die 
teure Gandar- 
beit durch die Ma- 
ſchine ablöſen zu 

laſſen. 

Ich betone aber 
nochmals, daß dieſes 
Radikalmittel nicht 
anwendbar iſt, wenn 
nicht zugleich auch die 
Vorausſetzun⸗ 
gen des Serien⸗ 
baues geſchaffen wer- 
den. Ich zähle ſie 
noch einmal auf: 

1. die Bereitſtellung 
von Kapital für 
Modell- und Ver⸗ 
ſuchsbauten, 

2. die Konzentration 
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der Bautätigkeit 
auf einigen weni- 
gen Bauſtellen, 

3. ſtändige u. lücken⸗ 
oje Beſchäftigung 
des Baumarktes, 

4. Schaffung lei⸗ 
ſtungsfähiger 
Großhändler für 
den Wohnungs⸗ 
bau in der Form 
gemeinnützig tä- 
tiger Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaf— 
ten, 

5. Konzentration der 
Bauaufträge in 
der Hand einiger 
weniger Großbau⸗ 
betriebe als Gene- 
ralunternehmer. 
Nur bei Erfüllung 

dieſer Forderungen 

kann die Handarbeit 
durch die Maſchine 
abgelöſt werden. 
Wenn wir für jede 
Wohnung eine neue 


Abb. 17. 


Wandkonftruktion der „Oceident“-Bauweiſe (armierte 


Betonplatte, außen Kiesbeton; 
innen Schlackenbeton). 


Zeichnung anfertigen, dann darf ſich der Laie nicht 
wundern, daß er vom Unternehmer bewußt und 


unbewußt betrogen wird. 


Sollte es ihm doch be- 


kannt fein, daß der Koſtenanſchlag für eine Woh- 
nung aus 1700 Poſitionen des Generalunter- 


nehmers und ſeiner Sublieferanten beſteht. 


Daß 


bei dieſer Zahl von Poſitionen, zumal wenn man 
an ihnen zehnmal mehr Unternehmer und Tech- 


niker kalkulieren läßt, 
als für die Ausfüh⸗ 
rung der Arbeiten er- 
forderlich find, Fehl 
kalkulationen ſtatt⸗ 
finden, darf uns nicht 
wundernehmen. 
Glauben die meiſten 
Bauherren doch, qe- 
rade demjenigen den 
Zuſchlag geben zu 
müſſen, deſſen 
Rechenfehler das bil- 
ligſte Angebot ge— 
bracht hat. Sie ſind 
dann auch ſehr ent⸗ 
täuſcht über die 
Mehrforderungen, 
die der Unternehmer 
nach der Fertigſtel⸗ 
lung verlangt. Und 


Abb. 18. 


„Oceident“-Bauweiſe. 
von oft 10 m Länge und 3 m Höhe. 
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in der Mitte Schlackenfüllung, 


Wund Betrügen 


dieſes Spiel mit allen 


ſeinen Klagen wie— 


derholt fich nun ſchon 


ſeit mehr als hundert 
Jahren. Und immer 
haben wir aus dieſer 
Erfahrung noch nicht 
die Konſequenz ge— 
zogen, auf über⸗ 
flüſſige Launen und 
Wünſche bei dem 
Plänemachen zu ver- 
zichten und zu einem 


> Typ zu gelangen, bei 


dem es ein Mogeln 
nur 
beim erſten, aber 
nicht mehr beim 
zweiten und dritten 
Auftrag gibt. 


Als Konſumenten 
kaufeu wir im Waren⸗ 
haus den Anzug u. das 
Kleid zu einem feſten 
Preis. Der Produzent 
bietet uns nur eine 
beſchränkte Auswahl 
unſerer Wünſche Je 


billiger und preiswerter ſein Produkt ſein ſoll, um ſo 
mehr müſſen wir unſere individuellen Wünſche em 
ſchränken, aber um ſo eher können wir damit den 


Vorteil reeller Bedienung eintauſchen. 


Bei der 


Wohnung haben wir dieſen individuellen Verzicht 
noch nicht aufbringen können. Darum können die 
Wohnungen auch noch nicht in Serien gebaut 
werden, deren Einheitskoſten durch einmalige Nach 


Das Gießen der Wandplatten 


kalkulation flar felt 
ſtellbar find. Durch 
die Vielheit 
der Typen und 
Auftraggeber 
ſchaffen wir 
geradezu das 
Dunkel in der 
Preisbildung, 
bei dem ſich der 
Betrug undder 
Wucher ſo wohl 
fühlen. 


Was haben wir 
nicht bereits alles 


verſucht, um billiger 
zu bauen? Gab es 
doch einmal eine Zeit 
der „ſparſamen Bau- 
weiſen“, die zu 99 70 
darauf hinausliefen, 


i 
\ 


das Bauen zu ver- 
ſchlechtern oder 
in die Hand von un⸗ 
ſachverſtändigen 
Laien zu legen. 
Dann wurde die 
Parole vertreten, 
daß wir an Raum 


ſparen müßten und 


darum die Grund⸗ 
riſſe und die Ge⸗ 
ſchoßhöhen klei— 


ner zu machen hät⸗ 
ten. Auch dieſe 
„Schmachtriemen⸗ 
methode“ iſt letzten 
Endes nicht eine 
Verbilligung, 
ſondern eine Ber- 
teuerung des 
Bauens, denn eng- 
räumige Bauten ſind, 


pro Einheit betrachtet, ſtets teurer als weiträumige 
Dieſe Einſchnürung des Lebensraumes 


Bauten. 
hat mit der Frage der 
Verbilligung des Bauens, 
wie wir ſie hier erörtern 
wollen, nichts zu tun, 
ſondern läuft lediglich auf 
eine Ein ſchränkung 
der Bedürfniſſe 
hinaus, die im Woh⸗ 
nungsbau um ſo weit⸗ 
tragender iſt, als dieſe 
eingeſchränkten Debt, 
niſſe dem Volk für ein 
Lebensalter der Bauten, 
alſo für 75 bis 100 
Jahre auferlegt wer⸗ 
den. Von demgleichen 
Geſichtspunkt iſt die 
Streitfrage Flach- 


bau oder Hoch- 
au zu beurteilen, 
weil der Hochbau 


dem Bewohner nur 
einen geringeren und 
nur darum auch bil⸗ 
ligeren Lebensraum 
bietet. 

Zur Erhärtung 
dieſer Behauptung 
wollen wir die nach- 
folgende Berechnung 
bringen, der die Bau⸗ 
koſten der Großſied⸗ 
lung Britz zugrunde 
liegen. (Siehe Tabelle.) 
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Abb. 19. Gegoſſene Wandplatten, fertig zum Aufrichten, mit 


eingegoſſenen Fenſter- und Türrahmen. 


Gegenſtand 


für 1 ebm 
lichten Wohnraum in 
Mark 


2. Preis für 1 qm reiner 


Wohnfläche in Mark 


. Preis für 1 qm Nuk- 


fläche einſchl. Keller, 
Boden, Waſchküche 
uſw. in Mark 


fläche auch der Keller, 


Waſchküche hinzugerechnet 


dreiſtöckige 
Familien⸗ 
häuſer 


Typ! Typ II Typ Ill Typ IV 


54,0 | 


48,2 
144,0 


85,5 


Einfamilien⸗ 
häuſer 


56,0 | 54,3 


142,0 | 139,0 


Dieſen Preiſen 
liegen die reinen 
Baukoſten zugrunde. 
Aus der Tabelle iſt 
erſichtlich, daß der 
Preis für 1 cbm 
lichten Wohnraum 
(alſo Luftraum) in 
den Einfamilienhäu⸗ 
ſern nicht weſentlich 
größer iſt als in den 


Dreiſtockwerks⸗ 
bauten. Der Preis 
für 1 qm reiner 


Wohnfläche dagegen 
iſt in den Einfami⸗ 


lienhäuſern billiger 
als in den Hochhäu⸗ 
ſern. Das gleiche 


Bild ergibt ſich für 

die Nutzfläche, zu 

der neben der Wohn- 
der Boden und die 

worden iſt. Das 
eigentliche Problem der 
Verbilligung des Bauens 
wird alſo mit der Auf- 
rollung der Frage Flach- 
bau oder Hochbau nicht 
berührt. 

Das Bauen verbilligen 
können wir nur dadurch, 
daß wir aus dem Bau⸗ 
prozeß alle Leerläufe und 
falſchen Koſten ausſchal⸗ 
ten und die Handarbeit 
durch Maſchinenarbeit er— 
ſetzen. 


Abb. 20. Die gegoſſene Wandplatte wird vom Kran gehoben. 


Was find Leer- 
läufe im Bauge- 
werbe? Wenn die 
Bauarbeiter keine 
Arbeit finden und 
die Arbeitskraft 
brachliegen muß, 
dann kann hierfür 
eine doppelte Urſache 
gegeben ſein: der 
Baumarkt iſt ent⸗ 
weder nicht hinrei⸗ 
chend beſchäftigt, oder 
er wird in ſeiner 
Tätigkeit von Regen, 
Froſt und Lichtver⸗ 
hältniſſen behindert. 
Die erſtere Urſache 
zu beſeitigen iſt 
eine reine Organi- 


E 


Abb. 21. „Oceident“-Bauweiſe. Verſetzen der Wandplatten (mit eingegoſſenen Türen und Fenſtern) 
mit dem Kran. 


ſationsfrage, deren Löſung in erſter Linie 
den Stellen zufällt, die den Baumarkt mit Auf- 
trägen zu verſorgen haben. Die aus mon: 
gelnder Beſchäftigung entſtehenden 
Leerläufe und Verteuerungen des 
Bauensfallendarum faſtausſchließ— 
lich dem Bau auftraggeber zur Lajt. 
Die durch Regen, 
Froſt oder Lichtver⸗ 
hältniſſe entſtehenden 
Leerläufe laſſen ſich 
dagegen zu einem ge- 
wiſſen Grad durch 
techniſche Maßnah- 
men beſeitigen. Aber 
auch für den Einſatz 

dieſer techniſchen 
Maßnahmen iſt das 
Vorhandenſein einer |) 
gleichmäßigen und 
dauernden Beichäf- 
tigung des Baus 
marktes eine wichtige 
Vorausſetzung. - 

Die Abb. 9 zeigt, 
in welchem Umfange 


die Bauherren von Abb. 22. „Oeeident.⸗Bauweiſe. 
dem Angebot der 


verſetzt, fährt über das ganze Haus hinweg. 


Bauarbeiter in den Jahren 1921 bis 1925 Ge- 
brauch gemacht haben. Die in den Jahren 1919 
bis 1925 durch Arbeitsloſigkeit und rojt- und 
Regentage nicht in Anſpruch genommene Arbeits 
kraft beträgt für 
1919: 92 Millionen Arbeitsſtunden, im Gegen‘ 
wert von 38 000 Wohnungen, 
1920: 94 Millionen 
Arbeitsſtunden, im 


Gegenwert von 
39000 Wohnun⸗ 
gen, 


1921: 130 Millionen 
Arbeitsſtunden, im 
Gegenwert von 
54000 Wohnun⸗ 
gen, 

1922: 129 Millionen 
Arbeitsſtunden, im 


Gegenwert von 
54000 Wohnun⸗ 
gen, 


1923: 430 Millionen 
Arbeitsſtunden, im 


Gegenwert von 
Der Kran, der die Wandplatten 181 000 Wohnun⸗ 
gen, 
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1924: 572 Millionen Arbeitsſtunden, im Gegen- 

wert von 240 000 Wohnungen, 

1925: 350 Millionen Arbeitsſtunden, im Gegen⸗ 

wert von 150 000 Wohnungen. 

Insgeſamt ſind alſo in den Jahren 1919 bis 
1925 einſchließlich in Deutſchland etwa 225 Mil- 
ionen Tagewerke durch Arbeitsloſigkeit im Bau⸗ 
gewerbe verlorengegangen. Mit dieſer nicht in 
uſpruch genommenen Arbeitskraft hätten ſich 
etwa 755 000 Wohnungen herſtellen laffen. Das 
IR die gleiche Ziffer von Wohnungen, die in den 
Jahren 1919 bis 1925 überhaupt gebaut 
worden ſind. Daß dieſes Brachliegen der Bau⸗ 
arbeiter eine Verteuerung des Bauens nach ſich 
zieht, ſteht ganz außer Frage. Haben die Bau⸗ 
betriebe doch die durch den Leerlauf erzeugten qe- 
ſteigerten Geſchäftsunkoſten auf ihre laufenden 
Aufträge hinzuzuſchlagen. Andererſeits wirkt die 
nterſtützung der Arbeitsloſen auch auf dem Um⸗ 
eg über die Steuern auf die Verteuerung des 
Bauens ein. (Siehe Abb. 10 und 11.) 

Ahnlich wie bei den Baubetrieben liegen die 
erhältniſſe bei der bauſtofferzeugenden Induſtrie 
und bei dem Bauſtoffhandel. Die Kalkinduſtrie 
hat z. B. im Jahre 1925 nur 3,7 Millionen 
Tonnen Kalk abgeſetzt, obgleich fie auf eine Ge- 
ſamtleiſtung von 11 Millionen Tonnen eingeſtellt 
ijt. Der Leerlauf erreicht hier die ungeheuerliche 
Höhe von 66 Prozent. Eingehendere Unter⸗ 
uchungen in der Zement- und Ziegelinduſtrie 
werden das gleiche Bild bieten (ſiehe Abb. 12). 
Auch hier erhebt ſich wieder die Forderung nach 
einer auf Grund von feſten Programmen herbei⸗ 
geführten gleichmäßigen Beſchäfti⸗ 
gung des Baumarktes und nach einer A on: 
zentration der Kräfte und Produk⸗ 
tionsmittel. 

„Die Leerläufe im Baugewerbe ausſchalten, heißt 
ſchon einen ganz weſentlichen Teil der Baukoſten⸗ 
verbilligung herbeiführen. Ich ſchätze diefe Ber- 
illigung auf Grund eingehenderer Berechnungen 
auf mindeſtens 10 Prozent der Baukoſten. 
„Eine weitergehende Verbilligung der Baukoſten 
Ut aber nur dadurch möglich, daß wir die teure 
Handarbeit durch die billigere Ma- 
chinenarbeit ablöſen. Machen wir uns 
tejen Gedanken an folgenden Zahlen klar: Die 
techniſche Wiſſenſchaft hat feſtgeſtellt, daß ein 
mittelkräftiger Arbeiter in zehnſtündiger Arbeits- 
zeit eine mittlere menſchliche Nutzleiſtung von 
0,05 Pferdeſtärken (PS) vollbringt. Dieſe menſch⸗ 
liche Nutzleiſtung ift gleichbedeutend mit der medha- 
niſchen Arbeit, die durch Umſetzung von 300 
armeeinheiten (WE) entſteht. Die zehnſtündige 
menſchliche Nutzleiſtung koſtet bei einem Stunden- 
lohn von 85 Pfg. 8,50 Mart. Die gleiche Nutz⸗ 
leiſtung, vollbracht durch einen elektriſchen Motor, 
würde aber einſchließlich Anlagekapital, Betriebs⸗ 


koſten uſw. beſtenfalls nur 0,50 Mark koſten. Die 
Verbilligung, die durch den Erſatz der menſchlichen 
Kraft durch die Maſchine erreicht wird, beträgt 
alſo weit mehr als das Zehnfache. Dieſe rein 
theoretiſche Berechnung, die in der Praxis natür- 
lich niemals erreicht werden kann und nur das 
ſtarke wirtſchaftliche Gefälle zwiſchen dem Preis 
der Arbeit von Hand und Maſchine andeuten ſoll, 
wollen wir durch ein anſchaulicheres Bild er⸗ 
gänzen. Für die in Berlin-Britz erbauten 1000 
Wohnungen benötigen wir pro Wohnung 24 500 
Ziegelſteine, insgeſamt alſo 24 500 000 Stück. 
Nun wollen wir uns einmal vor Augen halten, 
daß jeder Ziegelſtein von dem Mundſtück der 
Preſſe in der Ziegelei bis zur Verarbeitung durch 
den Maurer mindeſtens zehnmal, in vielen 
Fällen ſogar zwölfmal von Hand angefaßt werden 
muß. Das ſind für den Bau einer Wohnung 
245 000 Ziegelhandgriffe und für 1000 Woh⸗ 
nungen 245 000 000 Handgriffe. Jeder Laie wird 
ſich ſagen, daß dieſes eine ebenſo mittelalterliche 
Arbeitsmethode (ſiehe Abb. 13 bis 16) ift wie der 
Erdaushub mit dem Spaten und der Karre. Das 
Problem für den Baubetrieb beſteht darum einzig 
und allein darin, aus der Stapelware Ziegel ein 
Schüttgut zu machen, das vom Brennen des 
Lehmes bis zur Verarbeitung als Mauer iber- 
haupt nicht angefaßt zu werden braucht. Daß 
dieſes Ziel techniſch erreichbar iſt, bedarf für den 
Fachmann keiner Erörterung. Eine ganz andere 
Frage aber iſt es, zu welchem Preiſe auf dieſem 
Weg der Rohbau eines Hauſes ausgeführt werden 
kann. Die Beantwortung dieſer Frage kann leider 
heute deshalb noch nicht geſchehen, weil uns noch 
nicht das Kapital zur Verfügung ſteht, um die 
für die Durchführung der Verſuche erforderlichen 
Maſchinen anzuſchaffen und die Verſuche an natür⸗ 
lichen Modellen zur Durchführung zu bringen. 
Es hat in den letzten Jahren an Bemühungen 
nicht gefehlt, im Sinne der Erkenntnis, daß die 
Handarbeit durch die Maſchine abgelöſt werden 
muß, auch zu handeln. Von Amerika her kennen 
wir den Guh- und Plattenbetonbau. (Siehe 
Abb. 3 u. 4.) England hat die erſten Verſuche 
mit dem Stahlplattenbau gemacht. 

Verweilen wir einen Augenblick bei dem lep- 
teren Verſuch. Der Stahlplattenbau geht von der 
Erwägung aus, die durch die Jahreszeit verur- 
ſachten Behinderungen bei dem Freiluftbau da- 
dadurch zu beſeitigen, daß Bauplatzarbeit 
in Werkſtattarbeit umgewandelt wird. 
Dieſes Prinzip iſt an ſich richtig. Falſch an dem 
engliſchen Beiſpiel ift aber die Wahl des Bau- 
ſtoffes, die Stahlplatte, die ein zu hochwer- 
tiges Material darſtellt und auch ſonſt für den 
Wohnungsbau nicht geeignet iſt. Darum kann 
der Verſuch, den Ziegelbau durch die Stahlplatte 
zu verdrängen, ſchon heute als geſcheitert be- 
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zeichnet werden. Von anderen Mängeln abgeſehen, 

wird der Stahlplattenbau des teuren Grundſtoffes 

wegen nicht billiger als der Normalziegelbau. 

Weitaus mehr Ausſicht auf Erfolg bietet der 

Guß- und Betonplattenbau. Der Guß⸗ 

betonbau iſt aber heute noch an das Vorhanden⸗ 

ſein von ſchwefelfreier Schlacke gebunden. Ihm 
haftet außerdem der Nachteil an, daß er nur in 

Freiluftarbeit ausgeführt werden kann und 

darum von den Jahreszeiten, von Wind und 

Wetter abhängig ift. Außerdem wird ein ſchnel— 

lerer Baufortſchritt durch das Ein- und Aus⸗ 

ſchalen, durch das Austrocknen der Wände be— 
hindert. Schließlich ſtößt bei dieſem Syſtem die 

Präziſionsarbeit auf große Schwierigkeiten. 

Der Betonplattenbau kommt dem Ziel 
bereits weit näher, insbeſondere dann, wenn die 
Betonplatten in nicht allzu großen Einheiten in 
einer eigens für dieſen Zweck errichteten Fabrik 
hergeſtellt werden und zu jeder Jahreszeit auf dem 
Bauplatz mit der Maſchine (Kran) verſetzt werden 
können. 

Über Holland iſt der Betonplattenbau von 
Amerika auch nach Deutſchland gelangt und hier 
erſtmalig in Berlin von der hölländiſchen Firma 
„Deeident” zur Anwendung gebracht. (Siehe 
Abb. 17 bis 22.) Will man das der „Occident“ 
Geſellſchaft patentierte Bauſyſtem kritiſch beur- 
teilen, ſo haften ihm noch folgende Mängel an: 
1. Die Platten beſtehen aus einer zu großen Ein— 

heit. Sie müſſen darum durch Eiſeneinlagen 
vor Bruch beim Aufheben und Verſetzen ge— 
ſchützt werden, was wiederum eine Verteuerung 
nach ſich zieht. 

2. Die Größe der Einheiten behindert die er— 
ſtrebte Präziſionsarbeit und bedingt die An- 
fertigung der Platten auf der Bauſtelle, wo 
fie erſt nach dem Guß und dem Abfinden ver- 
ſetzt werden können. Die Nachteile der Frei- 
luftarbeit ſind alſo nicht beſeitigt. 

3. Das Mißverhältnis zwiſchen der Kranleiſtung 
und der Anfertigungsdauer der Platten bis 
zum Verſetzen iſt heute noch ſo groß, daß der 
Kran nur mit Bruchteilen feiner Leiſtungs⸗ 
fähigkeit ausgenutzt werden kann. 

Trotz ihrer Mängel kann die „Oceident“-Bau⸗ 
weiſe als diejenige bezeichnet werden, die den ge- 
ſteckten Zielen der Induſtrialiſierung des Woh- 
nungsbaues von allen praktiſch erprobten Bau- 
weiſen am nächſten kommt. Wir Bauingenieure 
haben aber alle Veranlaſſung, uns mit dieſen be— 
ſcheidenen Teilerfolgen noch nicht zufriedenzugeben. 

Zunächſt gilt es einen Bauſtoff für den Guß der 
Wand⸗, Decken⸗ und Dachplatten zu finden, der 
dem idealſten Bauſtoff, den wir haben, dem 
Bims, ähnlich iſt und uns von dem Vorhanden⸗ 
ſein von ſchwefelfreier Schlacke unabhängig macht. 
Dieſen Bauſtoff ſehe ich in dem in beſonderen 


Drehöfen gebrannten Lehmgrus, der, heiß 
aus dem Ofen kommend, mit ſeiner Eigenwärme 
und der dadurch erhöhten Reaktionskraft mit 
ſchnellbindendem hochwertigen Zement zu fertigen, 
möglichſt mit Außen- und Innenputz verſehenen 
Wand⸗ und Deckenplatten in beſonderen, den 
Zementwerken angegliederten Fabriken derart ver 
arbeitet wird, daß nur ein Minimum von Hand- 
arbeit zu leiſten iſt. Die kleineren Platteneinheiten 
werden nach dem Antransport auf der Bauſtelle 
mit Hilfe eines ſehr beweglichen, auf Raupen 
laufenden Kranes zu verſetzen ſein. Bei größeren 
Bauſtellen von 2000 und mehr Wohnungen, au 


denen Lehm in hinreichender Menge vorhanden 


iſt, werden ſogar zur Einſparung der Transporte 
beſondere Brennöfen und ihnen angegliederte 
Plattenfabriken auch auf den Bauſtellen errichtet 
werden können. 


Die durch einen Betonplattenbau erzielbaren 
Verbilligungen können ſich aber nur auf die 
Maurer- und (bei Ausführung von Maſſivdecken) 
einen Teil der Zimmererarbeiten erſtrecken, d. h. 
vom Bauumſatz nur etwa 50 Prozent der reinen 
Baukoſten oder 40 Prozent der Geſamtkoſten einer 
Wohnung berühren. Eine durch den Beton“ 
plattenbau erzielbare Erſparnisquote von 30 Pro- 
zent der Rohbauarbeiten (was ſchon als ein ſehr 
achtbares Ergebnis zu bezeichnen wäre) würde ſich 
demnach auf die Geſamtkoſten einer Wohnung nur 
mit 15 Prozent auswirken. 
auch die anderen Gewerbezweige für eine 
weitergehende Verbilligung des Wohnungsbaues 
ihren Beitrag zu liefern haben, als da find: 
Tiſchler⸗, Schlofjer-, Glaſer⸗, Klempner, Dad 
deder-, Maler-, Töpfer-, Inſtallateur- und Elet- 
trikerarbeiten. Eine Induſtrialiſierung des Wob- 
nungsbaues wird und kann dieſe Arbeiten natür- 
lich nicht unberührt laſſen. Auf welchem Wege 
wäre dies aber möglich? Erinnern wir uns daran, 
daß ein großer Teil der Koſten der bauneben— 
gewerblichen Zweige aus Materialien be 
ſteht, die wie: Kacheln, Glas, Fenſter, Türen, 
Badewannen, Spültiſche, Kloſettbecken, Leitungs- 
rohre uſw. heute ſchon in der Fabrik gefertigt 
werden. Die Normung dieſer Materialien iſt aber 
noch jo wenig vorgeſchritten, daß eine die Koſten 
verbilligende Serien- und Vorratsproduktion in 
gewünſchtem Ausmaße noch nicht Platz greifen 
konnte. Bei einem dauernd geſicherten 
Wohnungsbauprogramm von 200 000 
Kleinwohnungen im Jahre dürfte es ſich ſchon 
lohnen, die Aufträge für dieſe Materialien au 
einige wenige Fabriken zu konzentrieren und dieſe 
Fabriken ohne Leerlauf und nach den moͤdernſten 
Methoden des Serienbaues arbeiten zu laſſen. 
Man frage nur ein Emaillierwerk, um wieviel 
billiger die Badewanne abgegeben werden kann, 
wenn dieſes Werk eine Lieferung von jährlich 


Wir ſehen alſo, daß 
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15 000 bis 20 000 Badewannen garantiert erhält. 
Die Umſtellung der Werke auf die rationellſten 
Betriebsmethoden würde in dem Maße wachſen, 
m dem die Großhändler und Großunternehmer 
ſich dahin verſtändigen, ihren Bedarf nach ver- 
einbarten Normen von einigen wenigen Fabriken 
zu beziehen. Eine ſolche Verſtändigung der Bau- 
erren und Großunternehmer iſt aber heute gar 
ticht möglich, weil der Wohnungsbau zu 90 Pro- 
zent in der Hand der Klein unternehmer und 
kleinerer und kleinſter Bauauftrag— 
geber liegt. Lernen wir doch endlich von der 
industrie, daß das billige Produkt nur durch 
daſſen fabrikation hergeſtellt werden kann, und 
daß eine Maſſenfabrikation nur möglich iſt, wenn 
Großhändler für einen hinreichenden Abſatz oder 
dauernd fließende Aufträge ſorgen. Das Verbilli⸗ 
gungsproblem ift darum in ſtarkem Maße ein 
rganiſationsproblem, aus dem die 
techniſchen Verbeſſerungen bei der Produktion 
zwangsläufig herauswachſen. 


Kehren wir aber zu der Betrachtung der Ver- 
billigung des inneren Ausbaues zurück. In der 
oben gezeigten Zeichnung (ſiehe Abb. 2) ſind die 
heute üblichen Bauzeiten für die Arbeiten beim 
Rohbau und beim inneren Ausbau aufgetragen. 
ir ſehen hier, daß ein Einfamilienhaus in 24% 
Sagen im Rohbau und in 74,5 Tagen im inneren 
Ausbau fertiggejtellt worden iſt. Die erreichbar 
niedrigſte Bauzeit unter Ausſchaltung aller Leer- 
läufe beträgt aber heute bereits für den Rohbau 
11,5 Tage und für den inneren Ausbau 33,5 Tage, 
ſoſern man Trockenfriſten nicht berückſichtigt. Dieje 
Gegenüberſtellung zeigt ganz klar, daß wir von 
einer Präziſionsarbeit nach Terminplänen, wie ſie 
eute bereits in jeder Maſchinenfabrik für Serien- 
arbeit üblich iſt, noch ſehr weit entfernt ſind. 


Wir wollen zugeben, daß Bauplatzarbeit mit der 
Fabrikarbeit nicht ohne weiteres verglichen werden 
kann, und daß die Präziſion beim Ineinander⸗ 
pielen der einzelnen Arbeitsgänge wie bei der 
Fließarbeit wohl niemals zu erreichen iſt. Da 
treten z. B. Stockungen in der Materialanfuhr ein, 
denen zwar durch Vorratsanfuhr zu begegnen iſt. 


Dort behindert irgendeine Behörde durch ein Ver⸗ 


ot den Fortgang der Arbeiten. In einem anderen 
Falle entſtehen zwiſchen Arbeitnehmern und 
rbeitgebern eines einzelnen Gewerbezweiges 
Meinungsverſchiedenheiten in der Entlohnung, 
und ſchon iſt der Fortſchritt in den dieſem Gewerbe⸗ 
zweig nachfolgenden Arbeitsgängen behindert. Wir 
wollen dieſe möglichen Behinderungen aber alle in 
echnung ſtellen und werden dennoch zugeben 
müſſen, daß die oben zutage getretene Differenz in 
dem Soll und Haben der Fertigungstermine eine 
fung oße iſt und noch weſentlich reduziert werden 
n. 


Warum z. B. iſt es heute noch notwendig, die 
Schlitze und Offnungen für die unter Putz ver⸗ 
legten Verſorgungsleitungen vom Maurer mit 
der Hand einſtemmen zu laſſen? Beim Gießen der 
Wände und Decken könnten dieſe Schlitze nicht nur 
von vornherein ausgeſpart, ja mehr noch, ein 
größerer Teil dieſer Verſorgungsleitungen könnte 
mit dem Guß der Platten gleich mitvergoſſen 
werden, ſo daß nur noch Knieſtücke und Anſchlüſſe 
eingebaut zu werden brauchten. Die Staker⸗ 
arbeiten würden bei einer maſſiven Decken- und 
Dachkonſtruktion ohnehin fortfallen. Die Blend⸗ 
rahmen der Fenſter und Türen können ohne 
weiteres beim Guß der Platten mitvergoſſen 
werden. Eine Fertigung der Fenſter und Türen 
nach Baumaß und das langweilige Einpaſſen 
dieſer Bauteile, wie das heute noch üblich iſt, wäre 
in Zukunft nicht mehr nötig. Der Töpfer hätte 
auf dem Bau nichts mehr zu ſuchen, wenn die 
Herde aus Eiſen geliefert und die Zentralheizung 
für ganze Baublöcke zur Durchführung gelangt. 
Und was dann noch neben dem Fußbodenlegen 
und den Malerarbeiten an innerem Ausbau übrig 
bleibt, iſt ſo gering, daß es kaum zu Buch ſchlägt. 

Alle dieſe Maßnahmen zur Verbilligung des 
inneren Ausbaues haben aber die Vorausſetzung 
techniſcher Präziſionsarbeit und 
ſorgfältigſter Vorbereitung der 
Bau- und Betriebspläne. Aber welche 
Zeit und welche Kräfte ſtehen uns heute für die 
Vorbereitung der Bau- und Betriebspläne zur 
Verfügung? 

Zunächſt welche Zeit? Die Baupläne — nicht 
zu verwechſeln mit den zur Genehmigung einzu⸗ 
reichenden Projektplänen — werden in den meiſten 
Fällen erſt angefertigt, wenn die Finanzierung des 
Baues ausgehandelt und geſichert iſt. Dank der 
„ſchnellen“ Arbeit unſerer Geldgeber, der öffent— 
lichen Organe, geſchieht das im Juni und Juli 
jeden Jahres. Steht das Geld zur Verfügung, 
dann wird die Ausſchreibung über Hals und Kopf 
vorbereitet. Den Baubetrieben werden für die Ab- 
gabe der Angebote drei Tage Friſt geſetzt, und acht 
Tage nach Zuſchlagserteilung will der Bauherr den 
Maurer ſchon auf dem Bauplatz ſehen. Auf dieſer 
Grundlage iſt ein betriebswirtſchaftlicher Serien⸗ 
bau und Präziſionsarbeit natürlich ganz ausge⸗ 
ſchloſſen. Die Aufſtellung und die Be- 
rechnungen für die Werf- und Be⸗ 
triebspläneſindein Fundament für 
jede Verbilligung der Produktion 
und erfordern eine Kopfarbeit von höchſter Prä- 
ziſion, weil ſämtliche Arbeitsgänge vorher durch⸗ 
gerechnet werden müſſen. Dieſe Arbeit iſt nicht in 
acht Tagen, auch nicht in vierzehn Tagen zu leiſten, 
ſondern erfordert eine Vorbereitungszeit von gut 
drei Wochen. Aber welcher Baubetrieb könnte es 
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wagen, dem Bauherrn gegenüber mit einer ſolchen 
Forderung zu kommen? Er würde als rückſchritt— 
licher Betrieb hell ausgelacht werden. Und doch 
hat dieſer Betrieb ein viel größeres Recht, den Bau- 
herrn auszulachen. Veranſchaulichen wir dieſen 
angeblichen Gegenſatz zwiſchen den Intereſſen des 
Bauherrn und des Bauunternehmers in dem nach⸗ 
folgenden Brief an eine x-beliebige Baugenoſſen— 
ſchaft: 


Sehr geehrte Herren, 


bei uns find heute 20 Anfragen von 20 verichie- 
denen Baugenoſſenſchaften auf Abgabe von Bau⸗ 
preiſen für je 50 Wohnungen eingegangen. Sie 
verlangen nun von uns, daß wir Ihnen in drei 
Tagen unſere Preiſe abgeben, und daß wir acht 
Tage nach der Zuſchlagserteilung mit dem Bau 
beginnen ſollen, und daß wir fernerhin die 
Bauten in 250 Tagen fertigzuſtellen haben. 
Würden wir von allen 20 Baugenoſſenſchaften 
den Zuſchlag erhalten, dann ſtänden uns für die 
Abgabe des Angebots für 20 X 50 = 1000 Woh- 
nungen 20 X 3 Tage = 60 Arbeitstage, für die 
Vorbereitung der Ba u ſtellen 20 X 8 Tage = 
160 Arbeitstage, insgeſamt alfo 220 Arbeits- 
tage zur Verfügung. Bei dieſer Unzahl von 
Arbeitstagen für die Vorbereitung des Baues 
ſind wir leider nicht in der Lage, die Kalkulation 
der Bauten und die Einrichtung der Bauſtellen 
ſo ſorgfältig vorzubereiten, wie dies in Ihrem 
Intereſſe der Verbilligung des Bauens erforder- 
lich iſt. Vereinigen Sie ſich mit den 19 Bau⸗ 
genoſſenſchaften des Ortes und geben Sie uns 
den Auftrag auf 1000 Wohnungen. Wir werden 
Ihnen dann unſer Angebot anſtatt in 60 Arbeits⸗ 
tagen in 14 Arbeitstagen abgeben, und anſtatt 
einer Vorbereitungszeit von 220 Arbeitstagen eine 
ſolche von nur 30 Arbeitstagen benötigen. Sie 
hätten darüber hinaus dann den nicht unerheb— 
lichen Vorteil, daß Sie für Ihre Wohnung nicht 
10 600, ſondern nur 7500 MH zu zahlen hätten, 
und daß die Bauzeit von 9 Monaten keinesfalls 
überſchritten werden würde. Ließe ſich auf dieſer 
Baſis mit Ihnen und den Ihnen geiſtig ſo nahe— 
ſtehenden anderen Baugenoſſenſchaften ein Ge- 
ſchäft machen, ſo ſtänden wir zum Abſchluß 
eines ſolchen Vertrages jederzeit bereitwilligſt 
zur Verfügung. : 


In ausgezeichneter Hochachtung 


Von der Perſpektive dieſes Briefes aus geſehen, 
iſt unſere landesübliche Bautätigkeit in der Tat 
kaum noch zu verantworten. Wir müſſen uns 
unter allen Umſtänden auf andere Ziele, andere 
Leiſtungen und andere Arbeitsme- 
thoden umſtellen. 


SS 


Die Art, wie wir heute Wohnungsbauten in den 
Bureaus der Bauherren wie der Architekten und 
Unternehmer vorbereiten, iſt ebenſo mittelalterlich 
wie der Erdaushub mit Spaten und Karre und die 
245 000 Ziegelhandgriffe für den Bau einer Woh- 
nung. Wie muß das moderne Bureau eines Grok 
bauherrn für den Wohnungsbau ausſehen? Die 
„Gehag“ in Berlin ſteht im Begriff, ſich ein ſolches 
Bureau zu ſchaffen. Der kaufmänniſch geſchulte 
Direktor der „Gehag“ arbeitet mit dem Betriebs’ 
direktor die finanziellen Grundlagen für eine Groh- 
ſiedlung aus. Wenn eine Rentabilität des Unter: 
nehmens als gegeben zu betrachten iſt, werden die 
Behördenpläne und die für eine genauere Baube— 
ſchreibung erforderlichen Pläne im eigenen 
Architekturbureau angefertigt. Die heute noch itb- 
liche Bureautrilogie von Bauherr, Architekt 
und Unternehmer iſt keine Organiſation, die 
für die Zukunft aufrecht erhalten werden kann, weil 
ſie Doppelarbeit, falſche Verantwortlichkeiten und 
Behinderungen im Fortſchritt der Arbeiten ſchafft. 
Darum iſt die „Gehag“ dazu übergegangen, den 
künſtleriſchen Entwurf und die künſtleriſche Über- 
wachung der Bauarbeiten Privatarchitekten von 
Ruf zu übertragen, die zur „Gehag“ weder in 
einem Angeſtelltenverhältnis noch in dem ſonſt üb- 
lichen Architektenverhältnis ſtehen. Für jeden be— 
ſonderen Auftrag wird ein einmaliges feſt um— 
riſſenes, angemeſſenes Honorar vereinbart. Dieſes 
Syſtem hat den großen Vorteil, daß Finanzierung, 
Planung und Bauausführung in einem Bureau 
vereinigt ſind. 

Die Gefahr, mit dem Typenbau eine minder— 
wertige Bureauarchitektur zu erzeugen, iſt durch die 
Einſchaltung freier Architekten von Ruf unter— 
bunden. Die Heranziehung wirklich erſter Kräfte 
und Künſtler iſt bei der Konzentration des Bauens 
fogar weitaus ſicherer garantiert, weil diefe Kon- 
zentration der Bauten auch angemeſſene Honorare 
verträgt. Die große Mehrzahl der Architekten wird 
von dieſer Konzentration der Aufträge allerdings 
nicht erbaut ſein, weil fie von ihr eine Unter 
grabung ihrer Exiſtenz befürchten. Dieſe Furcht 
beſteht durchaus zu Recht. Wenn eine wirklich erſte 


Rra ? 


Kraft 500 Wohnungen zu planen erhält, können 


10 Architekten nicht den Auftrag für je 50 Woh⸗ 
nungen erhalten. 9 „Künſtler“ werden dadurch 
brotlos. Dieſer an ſich nicht zu beſtreitenden Tat- 
ſache halte ich aber den Einwand entgegen, daß wir 
in Deutſchland heute unter der Einbildung leiden, 
als hätten wir wirklich 25 000 Architekten-Künſtler 
von gleichem Rang. Ich glaube hingegen, daß wir 
die Zeit eines Erwin v. Steinbach oder ſelbſt eines 
Schinkel keineswegs im Verhältnis von 10: 25 000 
an Kunſtleiſtung überboten haben, es ſei denn, daß 
wir die Kunſtgeſchichte fälſchen und Schinkel oder 
Langhans oder Schlüter einige 20 000 Architekten 
ihrer Zeit zur Seite ſtellen wollen. Wir haben : 


* 
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zu vieleſelbſtändige Künſtler. Und die 
Architektur als wirkliche Kunſt, aber auch die 
Architektur als Technik, Wirtſchaft und Organi- 
ſation würde weſentlich gefördert werden, wenn ſich, 
na ſagen wir, 20 000 der heutigen ſelbſtändigen 
Architekten mit der Rolle eines Betriebs- 
Ingenieurs oder Bureauvorſtehers 
begnügen würden. 

An ſolchen Köpfen fehlt es uns 
heute gerade im Wohnungsbau. Wir 
haben den ſtärkſten Bedarf für wirklich fachkundig 
erzogene und an ſelbſtändige Arbeit gewöhnte 
Architekten und Ingenieure. Mit dieſer Entwick⸗ 
lung der Dinge iſt keineswegs geſagt, daß unſerer 
jungen Begabung der Aufſtieg nach oben ge— 
nommen ift. Das Architekturbureau der „Gehag“ 
hat ſchon bei Beginn ſeiner Tätigkeit den begabten 
jungen Kräften die Möglichkeit gegeben, ihre eige— 
nen Arbeiten auch unter eigenem Namen zur Ver- 
öffentlichung zu bringen. Die wirklich begabten 
Kräfte — und das ſind nicht die auf Routine und 
Syſtem eingeſtellten unſchöpferiſchen Kräfte — 
werden diefe ideale Konkurrenz ihrer jungen KOl- 
legen auch nicht zu fürchten haben. Jedenfalls 
wird die wirklich ſchöpferiſche Jugend mit erſten 
Kräften lieber arbeiten als unter geiſtig armen 
Künſtlern, die jede aufſteigende Begabung als wirk— 
liche Konkurrenz fürchten. 

Mit der Aufſtellung des Finanzierungsplanes, 
der Behördenbaupläne, der Detailpläne und 
der Baubeſchreibung iſt dann aber auch die vor— 
bereitende Arbeit des Großhändlers beendet. Jetzt 
überträgt er die Arbeiten an einen Generalunter— 
nehmer auf Grund einer konkurrierenden Aus— 
ſchreibung. Werden von dem Generalunternehmer 
neben dem Pauſchalpreis für jeden Wohnungstyp 
auch noch Terminpläne für die Fertigſtellung der 
geſamten Wohnungen verlangt, dann kann man 
mit dieſem Generalunternehmer einen ſehr verein— 
fachten Abrechnungsvertrag pro Wohnung machen, 
nach dem nichts anderes als die Qualität der 
Arbeiten nach der Baubeſchreibung und die Ter- 
mine nach den Terminplänen zu kontrollieren 
bleibt. Die Bauführung ift alfo auf ein Mindeſt⸗ 
maß der Arbeit eingeſchränkt und wird ſich vor- 
wiegend darauf einzuſtellen haben, daß der Fort- 
ſchritt der Arbeiten keine Behinderung von ſeiten 
der Behörden erfährt. 

Eine viel umfangreichere Kopfarbeit iſt jedoch 
von dem Generalunternehmer bei dem induſtriali⸗ 
ierten Wohnungsbau zu leiſten. Die Zeit der ihm 
zur Verfügung geſtellten Vorarbeit von mindeſtens 
vier Wochen muß von ihm dazu ausgenutzt 
werden, die Terminpläne, die Transportpläne, 


die Gußpläne und die 
fertigen und die mit dieſen Plänen in Ver- 
bindung ſtehenden Berechnungen auszuführen. 
Das Bureau dieſes auf den Wohnungsbau ein⸗ 
geſtellten Großunternehmens wird einem Jn- 
duſtriebureau mit einem Stab von ſpezialiſierten 
Ingenieuren ſehr ähnlich ſein. Werden die Ver⸗ 
träge zu feſten Preiſen geſchloſſen und auf äußerſte 
Termine eingeſtellt, dann wird das Unternehmen 
ſelbſt gezwungen ſein, jeweils verantwortliche In⸗ 
genieure an die Spitze der Kalkulation und der 
Nachkalkulation, des Einkaufes und des Trans- 
portes, des Maſchinenparkes und ſeiner Leiſtungen, 
des Lohn- und Arbeitsbureaus zu ſtellen und die 
Bauführung nach Rohbauten und innerem Aus- 
bau zu ſpezialiſieren. 

Bei dieſem Gang der Entwicklung iſt ſchon heute 
klar erkennbar, daß das Schwergewicht der Arbeit 
beim induſtrialiſierten Wohnungsbau vom Archi⸗ 
tekten und Bautechniker zum Ingenieur wandert. 
Jedenfalls werden wir, ſolange die Schulung un⸗ 
ſerer Bautechniker noch ganz auf die nach Fauſt⸗ 
regeln arbeitenden handwerklichen Betriebe ein- 
geſtellt ift, die brauchbaren Kräfte für Großſied⸗ 
lungen eher bei den in induſtrialiſierten Betrieben 
geſchulten Ingenieuren als bei unſeren Bautech- 
nikern finden. Ich möchte darum meinen jüngeren 
und älteren Kollegen vom Bau die dringende 
Mahnung ans Herz legen, ſich rechtzeitig auf die 
Präziſionsarbeit beim Bau einzuſtellen und ſich 
mit dem Problem der Rationaliſierung etwas ein⸗ 
gehender zu beſchäftigen, als es heute der Fall iſt. 
Das Umſteigen aus der Poſtkutſche der handwerk⸗ 
lichen Betriebe in den D-Zug des induſtrialiſierten 
Großbetriebes dürfte dem Aufſtieg der Techniker 
vom Bau jedenfalls keinen Schaden bringen. 

Mit dieſen Ausführungen möchte ich die 
vorſtehende Abhandlung über Großſiedlungen 
ſchließen. Der Leſer wird den entgegengenom— 
menen Ausführungen manche harten Zweifel 
entgegenſtellen. Dieſe Zweifel zu beheben, liegt 
aber nicht bei mir. Wäre es möglich, die Menſch— 
heit von dem Zweifel zu befreien, dann würde dieſe 
Operation einem Pythagoras eher geglückt ſein als 
mir. Da aber ſelbſt der Erfinder der Dampf— 
maſchine, des Dieſelmotors, des Luftſchiffes und 
des Flugzeuges auf Zweifler geſtoßen iſt, ſo wird 
man mit einiger Berechtigung annehmen können, 
daß der Zweifel eben eine unheilbare Krankheit 
der Menſchheit oder, ſagen wir, derjenigen Köpfe 
unter ihnen iſt, die das Schiff eines Kolumbus nie⸗ 
mals beſtiegen hätten, aber heute ſehr froh wären, 
an der Entdeckung und dem wirtſchaftlichen Auf- 
ſtieg Amerikas beteiligt zu ſein. 


Montagepläne anzu- 
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Abb. 23. 
Schlaf: und Wohnraum der Frau K. N., Wien. Blick 


gegen die Bettniſche. 


(Hierzu Grundriß Abb. 28.) 


Das vorgebaute, raumangepaßte Möbel. 


Dh war es üblich, entweder loſe, freiſtehende 
oder raumangepaßte, in Mauern oder Wandniſchen 
eingebaute Möbel zu verwenden. Da wir heute 
nicht mehr ſo ſtarke Mauern bauen wie in früheren 
Zeiten, iſt das Einbauen direkt in die Mauern un⸗ 
möglich geworden. Es blieben daher für uns nur 
noch die ſich hie und da durch gute Grundriß⸗ 
löſungen ergebende Wandniſchen, in die manch— 
mal Schränke eingebaut werden können. 

Da man aber weiß, daß man durch raum- 
angepaßte Möbel ungeheuer viel Raum 
ſpart, verwenden viele Architekten in neuerer Zeit 
raumangepaßte Möbel, die jedoch nicht in Mlauer- 
oder Wandniſchen eingebaut, ſondern der Wand 
vorgebaut ſind. Man hat dieſe Möbel auch 
weiterhin als „eingebaut“ bezeichnet, was zu 
häufigen Mißverſtändniſſen führte. Viele Menſchen 
glaubten, die ſo ſehr geprieſenen ſogenannten ein⸗ 
gebauten Möbel kämen für ſie gar nicht in Frage, 
da ihre Wohnungen und Häuſer nicht danach ge⸗ 
baut wären. 

Wir wollen daher dieſe Möbel vorgebaute, 
raumangepaßte Möbel nennen. Sie 
zeigen dieſelben Vorteile wie die ſeinerzeit in alten 


Von Grete Lihotzky, Frankfurt/Main. 


Häuſern verwendeten eingebauten Möbel, nämlich 
größte Raumerſparnis und leichte Reinigungs- 
möglichkeit des Fußbodens. 

Nachſtehende Abbildungen zeigen durchweg vor- 
gebaute, raumangepaßte Möbel. Man kann leicht 
daraus erſehen, daß jene Niſchen, die früher ledig- 
lich innerhalb der Mauern oder durch Trennungs— 
wände entſtanden ſind, hier teilweiſe durch die 
Möbel ſelbſt gebildet werden, um in diefe Möbel- 
niſchen wieder andere Möbelteile einbauen zu 
können. 

Bei dieſer Art der Einrichtung ſparen wir 
durchſchnittlich 35—40 % der Grundfläche eines 
Raumes. Das bedeutet, daß wir um 40 % kleiner 
bauen könnten, oder daß wir dort, wo ohnedies 
ſchon ſehr klein gebaut wird, den Raum um 40 % 
beſſer ausnützen könnten. Dieſe überraſchend große 
Raumerſparnis iſt durch beſſere Ausnutzungsmög⸗ 
lichkeiten der Raumecken, jowie durch häufiges Hod- 
führen der Kaſten faſt bis zur Decke erklärlich. Bei 
Einrichtung mit loſenMöbeln müßten die Zimmer⸗ 
ecken der leichteren Reinigung halber faſt immer 
unausgenutzt bleiben, ebenſo iſt der Raum zwiſchen 
Kaſten, Kommode, Bank oder Tiſch und Zimmer⸗ 
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Abb. 24. Abb. 25. 
Schlafraum in einem Siedlungshaus in Wien. Schlaf⸗ und Wohnraum der Frau K N., Wien. Blick 
gegen den Sekretär. (Hierzu Grundriß Abb. 28). 


Abb. 26. 
Wohnraum in einem Siedlungshaus in Wien. Blick gegen die Arbeitsniſche. 


decke meiſt frei. Die Reinigung des 
Fußbodens ift bei raumangepaßten 
Möbeln weitaus einfacher. Alle Möbel 
ſtehen mit dem Sockel direkt am Boden 
auf. Durch die vollkommene Ge— 
ſchloſſenheit der Möbel läuft der Sockel 
ganz um den Raum herum, es gibt 
keine engen Winkel und feine Möbel- 
füße, die das Auskehren behindern 
würden. Nur ganz leicht verſchiebbare 
Tiſche und Stühle ſtehen frei im Raum. 

Es wäre denkbar, derartige Möbel 
in einzelne Elemente zu zerlegen, dieſe 
Elemente ſerienweiſe zu erzeugen und 
jeweilig, den Räumen entſprechend, 
auf- und aneinanderzuſtellen Die 
kleinen Zwiſchenräume zwiſchen Möbel 
und Wand und zwiſchen Möbel und 
Decke müßten dann durch Leiſten ver⸗ 
ſchiedener Breite ausgeglichen werden. 
Derartige Möbel könnten dann ohne 
Beſchädigung der Wände aufgeſtellt 
und beim Wohnungsbwechſel leicht 
wieder abmontiert werden. 

Die Abbildungen 26 und 27 zeigen 
einen Wohnraum mit anſchließender 
Arbeitsniſche in einem ganz kleinen 
Siedlungshaus, das von einem geiſtigen 
Arbeiter bewohnt iſt. In dieſem Bei⸗ 
ſpiele wurden lediglich die raum⸗ 
angepaßten Möbel neu angefertigt. 
Tiſch und Stühle, Stoffe, Lampen, 
Teppiche uſw. waren vorhanden. Alle 


Abb. 27. 
Wohnraum in einem Siedlungshaus in Wien. 
und das Blumenfenſter. 


Abb. 28. 


Grundriß des Schlaf⸗ und Wohnraumes 
der Frau K. N. 1. Bettniſche. darüber 
Schrank. 2. Kleine Niſche für Bücher. 3 Platz 
für Schlafröde, Hauskleid uſw. 4. Schuh⸗ 
ſchrank. 5. Sekretär, darunter Wandſchrank. 
6. Büchergeſtell. 7. Blumenbrett, 30 em 
hoch. 8. Kiſte für Bettzeug. 9. Bücher⸗ 
geſtell. 10. Toilettiſch, darüber Schrank 
11. Niederer Ladenſchrank zur Aufbewahrung 
von Handſchuhen. Schleiern uſw. 12. Wäſche⸗ 
ſchrank. 13. Büchergeſtell darüber Schrank. 
14. Tiſchchen. 15. Verſtellbarer Seſſel. 


Blick gegen den Wohnplatz 


feſtgebauten Möbel find aus Lärchen- 
holz natur, Wände und Decke ſind 
weiß. 

Abbildung 24 zeigt einen Teil des 
Schlafzimmers in demſelben Sied- 
lungshaus. Rechts ein entlüftbarer 
Schuhſchrank, über dem Sofa ein 
großer Spiegel. In dieſem erſcheint 
das Fenſter mit vorgebautem Toilett⸗ 
tiſch, deſſen Schräge als eine nach 
oben zu öffnende Klappe mit Innen⸗ 
ſpiegel ausgebildet iſt. 

Die Abbildungen 23, 25 und 28 
zeigen die Einrichtung eines kleinen. 
einfenſtrigen Zimmers, das von einer 
Dame gleichzeitig als Wohn- und 
Schlafraum benutzt werden ſoll. Ich 
habe mich bemüht, die ungünſtige 
Proportion dieſes Zimmers durch Aus- 
bildung des Bettes zu einer Sofaniſche 
zu verbeſſern und dadurch die Gejamt- 
länge des Zimmers für das Auge 
auf nur 3,50 m herabzuſetzen. Das 
Bett wird tagsüber als Sofa benutzt 
(ſiehe Abbildung 23), das Bettzeug 
wird in demſelben Zimmer in einer 
Kiſte (ſiehe Abbild. 28) untergebracht. 
Die Kleider werden in einem anderen 
Zimmer aufbewahrt. 

Der ganze Raum iſt bis zur Höhe 
von 2,6 m mit 66-66 em, 33.33 em 
und 33.66 em großen, abgeſperrten, 
furnierten Nußholzplatten verkleidet. 
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alle Möbelſtücke find aus denſelben Platten in den- 
ſelben Ausmaßen gearbeitet. Die Decke und der 
oberſte Teil der Wände ſind weiß, die Stoffe bunt. 

Dieſes Beiſpiel veranſchaulicht beſonders gut die 
großen Raumausnutzungsmöglichkeiten beim por- 
gebauten, raum angepaßten Möbel. Bei 
dieſer Art der Einrichtung werden eben nicht nur 


die Quadratmeter der Grundfläche, ſondern auch 
die Kubikmeter des geſamten Rauminhalts beſſer 
ausgenutzt. 

Dafür, daß derartige Möbel den Raum nicht 
beengen und gut und angenehm wirken können, 
mögen die hier wiedergegebenen Bilder ſprechen. 


Das Wohnungs- und Siedͤlungsweſen.“ 


Von Heinrich Hirtſiefer. 


Die Wohnungsverhältniſſe befinden ſich zurzeit 
in einer Art Übergangsſtadium. Die Wohnungs⸗ 
wirtſchaft wird, wenn die Neubautätigkeit in dem 
während des letzten Baujahres beobachteten Tempo 
anhält, in zunehmendem Maße gelockert werden 
können; ſo daß der Übergang zur freien Wirtſchaft 
auch auf dieſem Gebiete bereits abzuſehen iſt. 

Ein ſolcher Zeitpunkt fordert aber zur Selbſt⸗ 
beſinnung auf und rechtfertigt eine ſachliche und 
leidenſchaftsloſe Betrachtung, die in Rückblick und 
Ausblick Weg und Ziel der Entwicklung abzu⸗ 
ſtecken verſucht und daraus ihre Schlüſſe für die 
Zukunft zu ziehen bemüht iſt. In der Erfüllung 
dieſer Aufgabe wird es unſer Beſtreben ſein 
müſſen, diefje Zukunft beſſer und glücklicher zu ge- 
ſtalten als die Vergangenheit, jene ſo oft uns 
immer wieder geprieſene Zeit vor dem Kriege, qe- 
weſen iſt. 

Denn, wie waren die Wohnungsverhältniſſe in 
der Vorkriegszeit? In Stadt und Land bhöchſt 
dürftig und unzulänglich. Als Folgeerſcheinung 
zeigte ſich in den Städten Zuſammenpferchung in 
Mietkaſernen, und mit wegen des abſoluten 
Fehlens einer Wohnungserſtellung auf dem Lande 
die Landflucht und das Sachſengängertum. Allein 
in dem Jahrfünft von 1895 bis 1900 haben 416 
preußiſche Landkreiſe mehr als 1 Million Menſchen 
an die Städte und Induſtriezentren abgegeben, alſo 
rund 200 000 Menſchen in jedem Jahr. Überfüllte 
Städte und entvölkerte ländliche Bezirke ſtanden ſich 
gegenüber. Im Jahre 1910 wohnten in den land⸗ 
wirtſchaftlichen Bezirken des Oſtens auf 1 Quadrat⸗ 
kilometer nur 60 Menſchen, während in den weft- 
lichen Induſtriebezirken 145 Menſchen auf 
1 Quadratkilometer kamen. Der ſchwerwiegendſte 
Vorwurf, der gegen den Stadtbau der älteren 
Schule erhoben werden muß, iſt, daß es ihm nicht 
gelungen iſt, die wichtigſte Aufgabe, die ihm durch 
das plötzliche Anwachſen der Städte geſtellt wurde, 
die Unterbringung der zuſtrömenden Bevölkerung 
und ihre Verſorgung mit Wohnungen in be⸗ 
friedigender Weiſe zu löſen. Das in Deutſchland 
bodenſtändige Eigenhaus, das Kleinwohnungs⸗ 
haus, wurde in der deutſchen Stadt ſo gut wie voll⸗ 
ſtändig verdrängt durch die Mietkaſernen mit 
ihren Seitenflügeln und Hinterhäuſern, die die 
denkbar ſchlechteſte Hausform für die Anlage von 
Kleinwohnungen darſtellt. 

Welchen Grad die Zuſammenpferchung der Be- 
völkerung in dieſen Mietkaſernen erreicht hat, er⸗ 
gibt ſich aus den Behauſungsziffern, die in 
Städten mit vorherrſchender Miethausbebauung, 
wie Berlin, Charlottenburg, 77 bezw. 66 Bewohner 
auf das Grundſtück ergaben, dagegen in Städten, 
in denen das Einfamilienhaus heimiſch war, z. B. 
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Aus Nr. 16, 3. Jahrgang, der 


„Sozialen 
rbeit“. 


in Bremen, nur 8 Bewohner auf ein Grundſtück. 
Dieſes enge Zuſammenwohnen mußte natürlich 
die verderblichſten Folgen in geſundheitlicher, ſitt⸗ 
licher, kultureller und nationaler Hinſicht mit ſich 


bringen. Dafür hatte Deutſchland den Ruhm, das 
klaſſiſche Land der Mietkaſernen genannt zu 


werden. Nicht zuletzt wurde auch jene tiefgreifende 
ſoziale Unzufriedenheit in die breiten Schichten 
unſerer Bevölkerung durch mangelhafte Woh- 
nungsverhältniſſe hineingetragen und gefördert. 
Man hat ſich damals bemüht, die ſchwerſten Miß⸗ 
ſtände durch Maßnahmen der Sozialfürſorge zu 
lindern. Man darf aber fragen, ob die Methoden 
unſerer vielberühmten Sozialpolitik richtig waren, 


wenn Millionenbeträge auf die Heilung von 
Schäden aufgewendet wurden, ohne den Quellen 


des Übels nachzugehen und ſie zu beſeitigen, wie 
fie vor allem auf dem Gebiete des Wohnungs- 
weſens zu finden waren. 

Vor dem Kriege verſuchte man durch General- 
bebauungspläne durch die Baugenoſſenſchaften, die 
Gartenſtadtbewegung, an das Problem heranzu— 
kommen mit immerhin ſchon erfreulichen Erfolgen. 
Dann kam der Krieg mit all ſeinen Folgen und 
einem Daniederliegen des Wohnungsbaues, das 
für den Wohnungsmarkt verhängnisvoll werden 
mußte. Während des Krieges gingen zunächſt 
einzelne Generalkommandos dazu über, die erſten 
Mieteinigungsämter ins Leben zu rufen. In 
Preußen wurde eine Zentralſtelle für das Woh⸗ 
nungsweſen ins Leben gerufen, deſſen Aufgaben 
ſpäter auf das Wohlfahrtsminiſterium übergingen. 
Nach dem Kriege war es die erſte und eigentliche 
Aufgabe der jtaatlihen Wohnungsfürſorge, die 
daniederliegende Bautätigkeit wieder zu beleben. 
Kein anderes Gebiet der Güterproduktion hatte 
durch den Krieg, und die Kriegsfolgen eine jo 
ſchwere Erſchütterung erfahren wie die Wohnungs⸗ 
produktion. Dazu kam der Mangel an Bau⸗ 
ſtoffen, der Mangel an Bauarbeitern. Erit mit 
der Stabiliſierung der Währung war es möglich, 
unſere Wohnungswirtſchaft wieder auf geordneten 
Grundlagen aufzubauen. Dieſe neuen Grundlagen 
möchte ich in knappen Umriſſen ſchildern: 

Es iſt zunächſt die Beſchaffung des Baulandes 
nötig, und zwar für den Wohnungsbau im Flach⸗ 
bau in größerem Umfang. Im beſondern ift für 
Kleinhäuſer mit Gärten geeignetes Bauland zu 
angemeſſenen Preiſen zur Verfügung zu ſtellen. 
Die bekannte Verordnung zur Behebung der 
dringendſten Wohnungsnot gibt den Bezirks⸗ 
wohnungskommiſſaren in Preußen die Vollmacht, 
geeignetes Siedlungsland zu angemeſſenen Preiſen 
zu beſchaffen. Für die Beſchaffung des Bodens 
kommen insbeſondere auch noch in Frage die Ve- 
fugniſſe zur Herabzonung von Bauland und die 
Beſtimmungen des Reichsheimſtättengeſetzes, 
ferner die Verordnungen über das Erbbaurecht 
vom Januar 1919. Auf dieſem Gebiete fällt auch 
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den Kommunen eine außerordentlich große Auf⸗ 
gabe zu. 


Die zweite wichtige Frage für das Bauen iſt die 


Finanzierung. Zunächſt die Beſchaffung von 
Zwiſchenkrediten und die Beſchaffung von Real- 
kredit. Insbeſondere muß da eine Verbilligung 


des Realkredits eintreten und vermehrte Möglich⸗ 
keit zur Beſchaffung der erſten Hypotheken über⸗ 


haupt, wofür auch letzthin 200 Millionen R.⸗Mk. 
von Reichs wegen zur Verfügung geſtellt ſind. 


Die Frage der zweiten Hypotheken iſt ja durch die 
jogenannte Hauszinsſteuer-Hypothek insbeſondere 
für den Kleinwohnungsbau in großem Umfange 
gewährleiſtet. Bei Bauvorhaben für minder⸗ 
bemittelte kinderreiche Familien ſowie für Schwer⸗ 


kriegsbeſchädigte kann noch eine Zuſatzhypothek 
gewährt werden, um die Finanzierung zu er- 
leichtern. 


Als Drittes kommt in Frage die Technik der 


Wohnungserſtellung und die planmäßige Ver⸗ 
teilung der Wohnungen über das Land, bei der 


auch ſofort die große Frage der Umſiedlung aus 
den bevölkerten Gebieten in Gebiete mit vor— 
handener Arbeitsgelegenheit, aber zu geringer Be— 
völkerung, eine bedeutſame Rolle ſpielt. Dazu 
kommt die Technik der Plangeſtaltung, die Auf- 
ſtellung der Bebauungspläne, die ja eine neue 
Regelung erfahren ſollen durch das in Preußen 
zur Beratung ſtehende Städtebaugeſetz. 

Weſentlich für den Wohnungsbau iſt dann auch 
noch die möglichſt zweckmäßige Geſtaltung der 


ich 5 % 


Wohnungsgrundriſſe, die möglichſte Wohnlichkeit 
mit einer einfachen Hantierung des Haushalts ge- 
währleiſten muß. Die Frage der Hausform kann 
von uns nur dahin beantwortet werden, daß in 
möglichſt großem Umfange das Kleinhaus, die 
Idealform für den Kleinwohnungsbau, gefordert 
werden muß, das in jeder Beziehung dem Mehr⸗ 
familienhaus weit überlegen bleibt. Und ich ſtehe 
nicht an, mich mit allem Nachdruck auch in die Zu⸗ 
kunft für die weiträumige Bebauung im Flachbau 
einzuſetzen und das Miethaus im weſentlichen nur 
noch zur Ausfüllung der Baulücken in den Städten 
zuzulaſſen. 

Eine außerordentlich große Bedeutung auf dem 
Gebiete des Wohnungsweſens haben insbeſondere 
in der Zeit nach dem Kriege die Baugenoſſen— 
ſchaften, die Bauproduktivgenoſſenſchaften und die 
prinzipiellen Wohnungsfürſorgegeſellſchaften er— 
langt, deren Förderung auch in Zukunft Aufgabe 
des Staates bleiben muß. Daneben wird die 
private Bautätigkeit naturgemäß ihr Feld be— 
haupten und auch eine große Bedeutung für die 
Erſtellung von Wohnungen für die Zukunft De- 
halten. Jedenfalls ſind gerade dem Wohnungsbau 
und der Wohnungsfürſorge im Intereſſe unſeres 
deutſchen Volkes in der Zutunft erhöhte Beachtung 
zu ſchenken, und nur in dieſem Sinne kann es ge- 
lingen, das kommende Geſchlecht ſo groß und ſtark 
werden zu laſſen, wie es unſerm deutſchen Vater— 
land mit ſeinen ſchweren Zukunftsaufgaben not⸗ 
wendig iſt. 


vermiſchtes. 


Architekten⸗Vereinigung „Der Ring“. 

Der Berliner Zehner-Ring hat fih durch Zuwahl 
zu einer allgemeinen deutſchen Architekten-Vereinigung 
erweitert. Der neue Zuſammenſchluß trägt den Namen 
„Der Ring“. Ihm gehören in Deutſchland folgende 
27 Architekten an: Otto Bartning, W. C. Behrendt, 
Peter Behrens, Richard Döcker, Walter Gropius, Hugo 
Häring, Haesler⸗Celle, Ludwig Hilberseimer, Arthur 
Korn, Karl Krayl, Hans Luckhardt, Waſſily Luckhardt, 
Ernſt May, Erich Mendelſohn, Adolf Meyer, Ludwig 
Miés van der Rohe, Bernhard Pankok, Hans Poelzig, 
Adolf Rading, Hans Soeder, Hans Scharoun, 
Walter Schilbach, Karl Schneider, Bruno Taut, Max 
Taut, Heinrich Teſſenow, Martin Wagner. Außerdem 
ſteht die Vereinigung in Verbindung mit gleich⸗ 
geſinnten Architekten des Auslandes. Sekretariat in 
Berlin W. 15, Faſanenſtraße 37. 


Die Ausſtellung auf dem Internationalen 

Wohnungs⸗ und Städtebaukongreß in Wien. 

Mit dem vom 14. bis 19. September in Wien 
ſtattfindenden Wohnungs- und Städtebaukongreß 
iſt auch eine Ausſtellung verbunden, für welche 
von der Kongreßleitung dieſelben Punkte als mağ- 
gebend bezeichnet worden ſind, die auch auf dem 
Kongreß ſelbſt behandelt werden ſollen: 

Die Bodenfrage in ihrer Beziehung zum 
Planungsweſen und die Frage der zweckmäßigen 
Anwendung und Verteilung von Großhaus und 
Kleinhaus. 

Die Ausſtellung findet ſtatt in den Räumen des 
Künſtlerhauſes in Wien. Den größten Raum 
wird naturgemäß die beſondere Ausſtellung der 


Gemeinde Wien einnehmen unter Hervorhebung 
des großen Wiener Wohnbauprogrammes. Hieran 


ſchließt ſich eine Ausſtellung der öſterreichiſchen 
Architekten, eine Ausſtellung der engliſchen und 
amerikaniſchen Arbeiten, kleinere Ausſtellungen 


ſonſtiger Staaten und die deutſche Abteilung an. 

Die deutſche Abteilung ift ſowohl mit der öfter- 
reichiſchen wie mit der engliſch-amerikaniſchen in 
organiſche Verbindung gebracht worden und 
nimmt ſowohl, was die Anordnung wie auch die 
Raumgröße angeht, einen guten Platz ein. Sie 
enthält 272 qm Brutto⸗Ausſtellungsfläche, einen 
für die Fülle der deutſchen Arbeiten immerhin 
außerordentlich kleinen Raum. Für die Auswahl 
und Anordnung dieſer deutſchen Abteilung iſt 
von der Auslandsvertretung des deutſchen Städte- 
baues (Spitzenverband) ein Ausſtellungsausſchuß 
gebildet worden, in welchem die maßgebenden 
Verbände vertreten ſind und deſſen Geſchäfts⸗ 
führung in der Hand des Leiters des deutſchen 
Archivs für Städtebau-, Siedlungs⸗ und Woh- 
nungsweſen, Herrn Regierungsbaumeiſter a. D. 
Guſtav Langen, liegt. 

Die Ausſtellung wird in drei klar geſonderten 
Abteilungen die Bodenfrage, die Frage der Bau- 
zonen⸗ und Flächennutzungspläne und die Frage 
der Anordnung von Großhaus und Kleinhaus be- 


handeln. Da der geringe verfügbare Raum 
bereits voll beſetzt iſt, können Anträge um Auf⸗ 
nahme in dieje Ausſtellung nicht berückſichtigt 


werden. Es iſt dagegen geplant, bei Gelegenheit 
eines ſpäter anzuſtrebenden internationalen Kon— 
greſſes in Deutſchland eine um ſo großzügigere 
Ausſtellung vorzubereiten, in welcher das deutſche 
Planungsweſen dann voll zur Geltung kommen joll. 


hauptet wird, daß fie 
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Städtebauliche Studienreiſe nach Holland und 
England. 

Die Deutſche Gartenſtadtgeſellſchaft Berfin-Grünau 
unternimmt in dieſem Jahre noch eine zweite 
Studienreiſe nach Holland und England, die vom 
25. Juli bis 3. Auguſt ſtattfindet. Sie wird im 
weſentlichen das Programm der früheren Reiſen 
haben, die den ungeteilten Beifall der Teilnehmer 
fanden, Die "Heite wird in Amſterdam, Rotter- 
dam und Hilverſum die großzügige Bau- und 
Siedlungstätigkeit Hollands in der Kriegs- und 
Nachkriegszeit vor Augen führen; dies ſowohl für 
Hoch⸗ wie Flachbauten und für Gartenvorſtadt⸗ 
ſiedlungen. In England werden die Anſiedlungen 
des Londoner Grafſchaftsrats, der genoſſenſchaft⸗ 
liche Wohnungsbau, verſchiedene Gartenvorſtädte 
und die Gartenſtädte Letchworth und Welwyn das 
Ziel der Beſichtigung ſein. Erläuternde Vorträge 
werden die Beſichtigungen ergänzen. Gegen frühen 
iſt das Programm um einen Tag verlängert, um 
ein beſſeres Kennenlernen Londons zu ermöglichen. 
Der Preis der Reiſe beträgt von Emmerich bis 
nach Rotterdam zurück 400 M. Meldungen find zu 
richten an den Vorſitzenden B. Kampffmeyer in 
Bergiſch-Gladbach. Zahlungen an den General- 
ſekretär A. Otto, Berlin-Grünau, Poſtſcheckkonto 
Berlin 2121. 


Der Reichsverband der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften 
bittet uns um Aufnahme folgender Notiz: 

Die Deutſche Bauzeitung bringt in der Beilage 
„Bauwirtſchaft und Baurecht“ der Nr. 43 
vom 209. 5. 26 einen Artikel über den 200 Millionen- 
fonds des Reiches aus der Feder des Herrn 
Dr.-Ing. A. Wedemeyer. Dieſem Artikel find 
Grundrißabbildungen beigegeben, von welchen De- 
im Auftrage des Reichs⸗ 
arbeitsminiſters und im Einvernehmen zwiſchen 
dieſem und einem vom Reichsrat beitellten Mus- 
ſchuß aufgeſtellt worden ſeien. Nach Entwürfen 
eines Berliner Privatarchitekten verfaßt, ſeien ſie 
als Anhalt und Richtlinie gedacht. die bei ent⸗ 
ſprechender Anwendung für jede Tiefe und jede 
Himmelsrichtung verwendbar feien. 

Bei der uns wohlbekannten Einſtellung des 
Neichsarbeitsminiſteriums zu den Fragen der 
Typifierung und Normung würde es uns auf das 
höchſte überaſcht haben, wenn das Reichsarbeits⸗ 
miniſterium ſeiner Vorſtellung von einer guten 
Grundrißlöſung keinen beſſeren Ausdruck hätte 
geben können, als mit dieſen Grundriſſen, denen 
man den Zuſchnitt auf tupiſche Berliner Ver- 
hältniſſe auf den erſten Blick anſieht. Auch die 
lobenden Hinweiſe des Verfaſſers können nicht 
darüber hinwegtäuſchen, daß die an ſich verſtänd⸗ 
lichen Beſtrebungen, auf Baublöcken, deren Ab⸗ 
meſſungen im Hinblick auf die Zuläſſigkeit der Be- 
bauung mit Seiten- und Hintergebäuden getroffen 
worden find, noch eine möglichſt wirtſchaftliche 
Grundrißgeſtaltung zu erzielen, niemals zu einer 
wirklich befriedigenden Löſung führen können. 


Man braucht nur die unglückliche Entwicklung 
der einzelnen Räume nach der Tiefe zu beobachten, 
welche teilweiſe ſchlauchartige Gebilde hervor⸗ 
gerufen hat, im übrigen aber ſich die Grundriſſe 
früherer Berliner Mietkaſernen zu vergegen⸗ 
wärtigen, um zu erkennen, daß wir hier allerdings 
typiſche Grundriſſe vor uns haben, nur nicht ſolche, 
die man als Muſter hingeſtellt ſehen möchte für 


eine unſerer Zeitauffaſſung 
nungsgeſtaltung. 

Wir dürfen mit Befriedigung feſtſtellen, daß die 
in dem Aufſatz aufgeſtellten Behauptungen in der 
Tat unrichtig find, da der vom Reichsrat zu be- 
ſtellende Ausſchuß zur Zeit des Erſcheinens des 
Aufſatzes in der Deutſchen Bauzeitung noch gar nicht 
gebildet war und daher Veröffentlichungen dieſes 
Ausſchuſſes nochnicht haben ſtattfinden können. 
Dieſe Feſtſtellung liegt um ſo mehr im öffentlichen 
Intereſſe, als auch das Reichsarbeitsminiſterium 
die abgebildeten Grundriſſe keinesfalls für geeignet 
hält, als Muſtertypen zu dienen. Nach unſeren 


entſprechende Woh- 


Informationen darf eine vom Reichsgrbeits⸗ 
miniſterium veranlaßte Richtigſtellung in der 


Deutſchen Bauzeitung demnächſt erwartet werden. 


Das moderne Bodenrecht in Sachſen. 


Die Frage der Geſtaltung des Boden rechts 
hat neuerdings die Offentlichteit in hohem Maße 
beſchäftigt. Weite Kreiſe ſträuben ſich mit aller 
Macht gegen eine Moderniſierung des Bodenrechts 
und halten nachdrücklich an der Regelung der Vor- 
kriegszeit feſt. Trotz allem ſchreitet die moderne 
Entwicklung fort und zeigt, daß die Ideen nach 
einer Reform unſeres Bodenrechtes Fuß gefaßt 
haben und nicht mehr aufzuhalten ſind. Waren in 
der Nachkriegszeit in Sachſen bis zum 31. Auguſt 
1924: 181 ha Land unter Erbbaurcht geſtellt 
worden und darauf 1876 Wohnungen errichtet, ſo 
ſin d allein in der Zeit vom 1. 9. 1924 bis Ende 
1925 weitere 107 ha dem Erbbaurecht unterworfen 
worden mit 2234 Wohnungen, ſo daß in Sachſen 
Ende 1925 insgeſamt rund 290 ha ſich unter Erb⸗ 


baurecht befanden mit 4110 fertiggeſtellten Woh⸗ 
nungen. Rund 1300 Wohnungen waren auf Erb⸗ 


baurecht in Vorbereitung. Hinſichtlich des 
Reichsheimſtättenrechts kann Sachſen für 
ſich in Anſpruch nehmen, daß es als erſtes Land 
dieſes Geſetz überhaupt in die Praxis überführt 
hat. Bis zum 31. Auguſt 1924 befanden ſich rund 
170 ha unter Reichsheimſtätten recht; davon 100 ha 
für Reichs wohn heimſtätten und 70 ha für 
Reichs garten heimſtätten, das heißt Stellen, bei 
denen die Errichtung der Heimſtätte ſelbſt zurzeit 
noch nicht möglich, für paſſende Gelegenheit aber 
in Ausſicht genommen iſt. Auf den 100 ha Reichs⸗ 
wohnheimſtättenland befinden ſich 1034 Wohnheim⸗ 
ſtätten. Vom 1. 9. 1924 bis Ende 1925 ſind weitere 
74 ha unter Reichsheimſtättenrecht geſtellt worden; 
davon 66 für Reichswohnheimſtätten, 8 für Reichs⸗ 
gartenheimſtätten. Ein Beweis, daß die Bautätig⸗ 
keit reger wird, die Sehnſucht nach dem Eigen- 
heim ſchneller erfüllt werden kann, da die Bildung 
von Reichsgartenheimſtätten gegen die früheren 
Jahre ganz erheblich zurückgegangen iſt. Auf den 
66 ha Reichswohnheimſtättenland wurden 711 
Heimſtätten errichtet, auf den 8 ha Gartenland 
70 Gartenheimſtätten. Ende 1925 befanden ſich in 


Sachſen mithin 233 ha Land unter Reichsheim⸗ 
ſtättenrecht, davon 156 ha für Reichswohnheim— 


ſtätten und 77 ha für Reichsgartenheimſtätten. Es 


waren vorhanden 1745 Wohnheimſtätten, 768 
Gartenheimſtätten. Rund 300 Wohnheimſtätten 
und 160 Gartenheimſtätten waren in Bor- 


bereitung. Alſo auch auf dieſem Gebiet eine er- 
freuliche Fortentwicklung. Dieſe Zahlen beweiſen 
am allerbeſten, daß der Gedanke einer Moderni- 
Goen unjeres Bodenrechts ſich auf dem Marſche 
efindet. 
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beim 


— 


Der Kampf um das Bodenreformgeſetz geht 
weiter, fordert doch der Reichstagsbeſchluß vom 
4. Mai d. Is. zunächſt nur von der Reichsregierung 
die Einbringung des Bodenreformgeſetzes nach 
dem Entwurf des ſtändigen Beirats für Heimſtätten⸗ 
weſen beim Reichsarbeitsminiſterium. Wenn auch 
nunmehr beim Reichsarbeitsminiſter ſelbſt der ernſte 
Wille vorhanden iſt, den Geſetzentwurf unverwäſſert 
baldigſt dem Reichstage vorzulegen, ſo weiß man 
doch, wie ſtark die Mächte ſind, die die Annahme 
des Geſetzentwurfes verhindern möchten. Der 
Kampf um den Inhalt des Geſetzes wird von den 
Bodenreformern ſowohl wie von ihren Gegnern 
mit äußerſter Anſtrengung geführt werden. Die 
Gewerkſchaften und ſonſtigen Großorganiſationen 
der Kriegsbeſchädigten, Kleingärtner, Mieter u. dal. 
m., die dem Aktionskomitee für Boden, 
Siedlungs⸗ und Wohnungspolitik on: 
geſchloſſen find, entfalten in konſequenter Fortſetzung 
der durch den einſtimmigen Beſchluß der Berliner 
Zirkus⸗Buſch⸗Verſammlung am 18. Oktober v. Is. 
eingeleiteten Boden-, Siedlungs- und Wohnungs⸗ 
politik gegenwärtig im Reich eine rege Agitation 
für die Durchſetzung des Bodenreformgeſetzent— 
wurfes des Ständigen Beirats. Die Ortsausſchüſſe 
der im Aktionskomitee zuſammengeſchloſſenen Or- 
ganiſationen haben in jüngſter Zeit dem Obmann 
des Aktionskomitees, der gleichzeitig Geſchäfts— 
führer des Bundes Deutſcher Bodenreformer iſt, 
wiederholt Gelegenheit gegeben, in großen öffent⸗ 
lichen Verſammlungen für den Bodenreformgeſetz⸗ 
entwurf einzutreten. So haben von dieſen Organi⸗ 
ſationen einberufene öffentliche Verſammlungen 
nach Vorträgen, die jener gehalten hat, in Mag Ò e- 
burg am 7. Mai, in Lauenburg am 4. Juni, in 
Halberſtadt am 8. Juni einſtimmig — in 
Halberſtadt mit zirka 499 gegen 1 Stimme — 
eine Reſolution angenommen: 

die Reichsregierung um die alsbaldige Ein- 
bringung des Bodenreformgeſetzentwurfes des 

„Ständigen Beirats für Heim⸗ 

tättenwejen beim Reichsarbeits⸗ 
miniſterium“ beim Reichstag zu erſuchen, 
und ihr zu bekunden, daß die abgeſchloſſenen 

Organiſationen die beſchleunigte Verab⸗ 

ſchiedung des Geſetzentwurfes ohne Verwäſſe— 

rung ſeines Inhalts erwarten, und daß ſie 
hierin erſt die Erfüllung der Vorbedingungen 

erblicken für die Einlöſung des in Artikel 155 

der Reichsverfaſſung dem deutſchen Volk ge— 

gebenen Verſprechens: „jedem Deutſchen eine 
geſunde Wohnung und allen deutſchen Fa- 
milien, beſonders den kinderreichen, ihren Be- 
dürfniſſen entſprechende Wohn⸗ oder Wirt- 
ſchaftsheimſtätten“ — eines Verſprechens, zu 
dem ſich auch der Herr Reichspräſident von 

Hindenburg perſönlich durch den bekannten 

EE Brief an Damaſchke feierlichit bekannt 

hat. 

Es iſt bezeichnend, daß am 5. Juni auch die ſtark 
beſuchte Kreislehrer konferenz des 
Kreiſes Lauenburg ſich einmütig mit dieſer 
Reſolution einverſtanden erklärt hat. 


1. Hypotheken für den Wohnungsbau. 


Der bisher beſtehende Mangel an 1. Hypotheken, 
deren Beſchaffung außerdem noch durch eine für 
den Bauherrn unerſchwinglich hohe Verzinſung 
erſchwert wurde, kann jetzt faſt als behoben gelten, 
da die Preußiſche Landespfandbriefanſtalt, deren 
augenblickliche Darlehensbedingungen verhältnis- 


mäßig günſtig geworden ſind, faſt alle eingehenden 
Darlehensanträge berückſichtigen kann, ſoweit ſie 
den von der Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt 
für die Vergebung von Darlehen geſtellten Be— 
dingungen entſprechen. 


Darlehnsgrundſätze der Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt Schlefien für den Kleinwohnungsbau*). 
I 


Zweck der Darlehnsgewährung 
iſt die Schaffung geſunder Klein⸗ und Mittelwohnungen 
für die invalidenverſicherte Bevölkerung. Kinderreiche 
Familien, geſundheitlich Gefährdete (insbejondere 
Lungenkranke) ſowie Arbeits⸗ und Kriegsbeſchädigte 
werden bevorzugt, ebenſo Kleinhäuſer mit Nutzgarten 
oder anderen Freiflächen. 

Die Darlehen können auf Antrag zur Deckung eines 
Teiles der geſamten Anlagekoſten als Tilgungs⸗ 
hypothek und ausnahmsweiſe als Baugeld (Zwiſchen⸗ 
kredit) gegeben werden. 

Zur Abtragung oder Verbilligung bereits beſtehen— 
der Hypotheken werden Darlehen nicht bewilligt. 


II. 
Der Kreis der Darlehnsnehmer. 


1. Die verfügbaren Mittel können im Bezirk der 
Landesverſicherungsanſtalt Schleſien ausgegeben mer- 
den an invalidenverſicherte Einzelperſonen, gemein⸗ 
nützige Wohnbauunternehmungen, Gemeinden und 
private Bauherren. 

2. Die invalidenverſicherten Perſonen müſſen feit 
längerer Zeit bei der Landesverſicherungsanſtalt Schle⸗ 
ſien regelmäßig verſichert ſein. Bereits vorhandener 
Wohnhausbeſitz ſchließt die Darlehnsgewährung aus. 

3. Die Wohnbauunternehmungen aller Rechtsformen 
müſſen den Nachweis ihrer Gemeinnützigkeit er⸗ 
bringen. 

Baugenoſſenſchaften erhalten Wohnungsfürſorge⸗ 
darlehen nur, wenn ſie einem geſetzlich anerkannten 
Reviſionsverband angehören. 

Im übrigen ſollen die Unternehmungen ein eigenes 
Kapital beſitzen, das in angemeſſenem Verhältnis zu 
den Koſten des Bauvorhabens ſteht. 

4. Gemeinden und Gemeindeverbände erhalten 
Wohnungsbaudarlehen nur für Bauvorhaben, wenn 
unter Ausſchluß jeglicher ſpekulativen Verwertung die 
dauernde Eigenſchaſt der Wohnungen als Klein- oder 
Mittelwohnungen gewahrt erſcheint. 

Werden die Darlehen von den Gemeinden uſw. an 
Tritte (Bauvereinigung oder invalidenverſicherte 
Einzelperſonen uſw., vergl. 2 und 3) weitergeleitet, ſo 
iſt die Abſtandnahme von Erhebung beſonderer Zins⸗ 
und Unkoſtenzuſchläge Bedingung für die Darlehns⸗ 
gewährung durch die Landesverſicherungsanſtalt 
Schleſien. 

5. Privaten Bauherren kann auf Antrag eines 
invalidenverſicherten Wohnungsbewerbers ein Dar⸗ 
lehen für eine beſtimmte Wohnung als Bauzuſchuß 
gegeben werden, wenn dadurch die Zurverfügung⸗ 
ſtellung der Wohnung für die Dauer des Darlehens 
an invalidenverſicherte Bewerber erreicht wird. 


III. 


Vorausſetzung der Darlehnsgewährung. 
1. Die Darlehnsgelder dürfen nur verwendet werden 
zum Bau geſunder, wirtſchaftlich und zweckmäßig ein⸗ 
gerichteter Kleinwohnungen mit gefälligen, ſchlichten 


Sch Darlehen werden nicht an Genoſſenſchaften, ſon⸗ 
dern nur an Einzelſiedler gegeben. 
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e und mit mindeſtens 45 qm bewohnbarer 
Fläche. 

. Das Höchſtmaß der Wohnfläche von 70 qm foll nur 
in beſonderen Fällen (bei kinderreichen Familien) 
überſchritten werden dürfen. 

Im Mehrfamilienhaus muß jede Wohnung für ſich 
abgeſchloſſen ſein und ihren eigenen verſchließbaren 

bort und die notwendigen Nebenräume, wie Keller 
und dergleichen, enthalten. 

Stallungen müſſen zum Abſchluß des Stalldunſtes 
von den Wohnräumen durch neutrale Räume, z. B. 
Waſchküchen und dergleichen, getrennt liegen. 

Der neutrale Raum muß ringsum vollſtändige, bis 
zur Decke reichende Wände und dichtſchließende Türen, 
ſowie eine unmittelbar ins Freie führende Belichtung 
und Entlüftung erhalten. 

2. Flachbauten ſind in Gegenden, wo es die ört⸗ 
lichen Verhältniſſe erlauben, den Hochbauten unbedingt 
vorzuziehen. 

Für Eigenhäuſer ſtellt die Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt Schleſien Muſterpläne nebſt Bauzeichnungen, 
Maſſenberechnung und Koſtenanſchlag gegen Rückgabe 
zur Verfügung. 

3. Die mit dem Gelde der Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt Schleſien erbauten Wohnungen dürfen im all⸗ 
gemeinen nur an Verſicherungspflichtige vergeben 
werden, welche die unter I2 angegebenen Voraus⸗ 
ſetzungen erfüllen. 

Nach dem Aufgeben verſicherungspflichtiger Tätig⸗ 
keit haben ſich dieſe, ſolange ſie noch nicht invalide 
ſind, jährlich mit mindeſtens 20 Marken in der dem 
jeweiligen Einkommen entſprechenden Lohnhlaſſe, 
tee aber in der Lohnklaſſe 2, freiwillig zu ver- 
ichern. 

4. Vorausſetzung der . iſt der 
Nachweis, daß Grunderwerbs- und Baukoſten durch 
eigenes und geliehenes Geld voll bezahlt werden kön⸗ 
nen und daß der Mietzins der fertiggeſtellten Woh⸗ 
nungen in erträglichen Grenzen bleibt. 

Aus dieſem Grunde wird als Regel erfordert, daß 
dem Antragſteller eine ausreichende, niedrig verzins⸗ 
liche Hauszinsſteuerhypothek in bindender Form zu⸗ 
geſichert iſt. 5 


Rechtsform und Höhe der Beleihung. 

1. Die Darlehen werden in Goldmark (1 Goldmark 
= dem Preiſe von ½ 7 kg Feingold) und zwar nur 
gegen hypothekariſche Sicherheit gemäß dem Geſetz 
über wertbeſtändige Hypotheken vom 23. Juni 1923 
(RGBl. I S. 407) und den hierzu ergangenen Durch⸗ 
führungsverordnungen gegeben. x 

Die Hypothek wird als Goldmarkhypothek einge- 
tragen (5. Verordnung zur Durchführung des Geſetzes 
über wertbeſtändige Hypotheken vom 17. April 1924 
— RGBl. I S. 415 —). $ ER, | 

2, Vorſtehende Beſtimmungen gelten ſinngemäß für 
alle Zahlungen aus dem Darlehnsvertrag. Zur Er- 
leichterung des Zahlungs- und Verrechnungsverkehrs 
wird bei der Auszahlung, ſowie bei der Verzinſung 
und Tilgung der Darlehen einer Goldmark eine Reichs⸗ 
mark gleichgeſtellt, ſolange der Preis für 1 kg Fein⸗ 
gold innerhalb der Grenzen von 2640 und 2940 RAM 
liegt. Werden diefe Grenzen überſchritten, jo kann 
jeder Vertragsteil die Berechnung der weiteren 

ahlungen nach Feingoldmark verlangen. 5 

3. Die Darlehen werden bis zur Höhe von 75% 
der Bau⸗ und Bodenkoften, wie fie fih für das Bau- 
vorhaben kurz vor dem Weltkriege geſtaltet haben 
würden, aber höchſtens bis zu 8 der jetzigen Bau- und 

odenkoſten gewährt. t 
Das einzelne Darlehen joll außerdem im Regelfall 
4000 A je Wohnung nicht überſteigen. 


V. 
Sicherung des Darlehns. 

. Sicherung der Darlehnsforderungen iſt in 
Höhe derſelben eine Hypothek, und zwar im Regelfall 
an erſter Stelle, für die Landesverſicherungsanſtalt 
Schleſien zu beſtellen nach Maßgabe einer Schuld⸗ 
urkunde, für welche die Landesverſicherungsanſtalt 
Schleſien einen Entwurf liefert. Auf die Bildung eines 
Hypothekenbriefes wird vorläufig verzichtet. 

Außerdem iſt im Regelfall die übernahme ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſcher Bürgſchaft für das Darlehen durch eine 
leiſtungsfähige Gemeinde bezw. einen Gemeinde- 
verband erforderlich. 

2. Der Darlehnsſchuldner hat ſich der ſofortigen 
Zwangsvollſtrechung mit Wirkung gegen den je- 
weiligen Eigentümer zu unterwerfen. 

VI. 
Verzinſung und Tilgung des Darlehns. 

1. Das Darlehen iſt vertraglich mit 5 vom Hundert 
jährlich zu verzinſen und im Regelfall mit 1 vom 
Hundert jährlich unter Zuwachs der von den getilgten 
Kapitalbeträgen erſparten Zinſen zu tilgen. Die 
Landesverſicherungsanſtalt behält ſich vor, bei dauernd 
fallendem Zinsfuß den Zinsſatz zu ermäßigen. 

In beſonderen Fällen oder auf Wunſch des Dar⸗ 
lehnsnehmers kann der Tilgungsbetrag auch auf mehr 
als 1 vom Hundert feſtgeſetzt werden. 

Der Zinſenlauf beginnt mit dem Tage der je⸗ 
weiligen Zahlung oder überweiſung. 

Den Zeitpunkt für den Beginn der Tilgung ſetzt 
die Landesverſicherungsanſtalt Schleſien von Fall zu 
Fall feſt; aus beſonderen Gründen kann anfänglich 
die Tilgung für einige Zeit ausgeſetzt oder der Til⸗ 
gungsſatz ermäßigt werden. 

2. Die Zins- und Tilgungsbeträge ſind, ſofern nicht 

etwas anderes vereinbart wird, nachträglich in halb- 
jährlichen, am 1. eines jeden Kalenderhalbjahres 
fälligen Teilen an die Hauptkaſſe der Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalt Schleſien in Breslau, Höſchenplatz 8, oder 
deren Poſtſchechkonto Breslau 11 800 oder an die ſonſt 
bezeichnete Stelle koſtenfrei zu zahlen. 
Bei Zahlungsverzögerung über 2 Wochen hinaus 
iſt die Landesverſicherungsanſtalt Schleſien berechtigt, 
für die letzte Zinsperiode den Zinsſatz um 1% zu 
erhöhen. 

Löſchung der Hypothek, auch die teilweiſe, kann 
erſt nach vollſtändiger Rückzahlung des Kapitals ge⸗ 
fordert werden. 

3. Neben den vertragsmäßigen Tilgungsraten 
können jederzeit weitere Tilgungsraten gezahlt 
werden, eine Verrechnung erfolgt aber nur zu den 
planmäßigen Tilgungsterminen. 

Den Wohnbauunternehmungen, mündelſicheren 
Kreditanſtalten uſw., iſt es verboten, derartige 
Zahlungen von Hauserwerbern anderweitig zu ver⸗ 
wenden, ſie ſind an die Landesverſicherungsanſtalt 
Schleſien als Gläubigerin abzuführen. 

Bei eigenen Häuſern kann die Tilgung nach Maß⸗ 
gabe näherer Vereinbarung auch durch Abſchluß von 
einer geeigneten Lebensverſicherung erzielt werden. 


VII. 


Bedingungen der Darlehnsgewährung. 
1. Die Wohnungen müſſen den unter III. 1. darge⸗ 
legten Erforderniſſen dauernd entſprechen. 
Der Darlehnsnehmer iſt verpflichtet, den Bau nach 
den mit dem Darlehnsantrag vorgelegten und von der 
Landesverſicherungsanſtalt Schleſien geprüften Bau⸗ 
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entwürfen und Koſtenanſchlägen, unter Verwendung 
guter Bauſtoffe, ſorgfältig und dauerhaft auszuführen 
und bei etwa als notwendig ſich herausſtellender 
Anderung fih zuvor der Zuſtimmung der Landes- 
verſicherungsanſtalt Schleſien zu verſichern. 

Auch iſt jederzeit auf Verlangen das Baubuch zur 
Einſicht vorzulegen, das auf Grund der BS 2 und 3 des 
Reichsgeſetzes über die Sicherung der Bauforderungen 
vom 1. Juni 1909 (RGBl. S. 449) in beſtimmten Fällen 
zu führen ift. 

2. Weſentliche Anderungen (An-, Auf⸗, Um- oder 
Neubauten) auf einem der Landesverſicherungsanſtalt 
Schleſien verpfändeten Grundſtück oder an den errich⸗ 
teten Baulichkeiten oder ein gänzlicher oder teilweiſer 
Abbruch von Baulichkeiten dürfen nur mit der vorher 
einzuholenden ſchriftlichen Einwilligung der Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt Schleſien vorgenommen werden. 

3. Der Darlehnsſchuldner iſt auf Verlangen der 
Landesverſicherungsanſtalt Schleſien verpflichtet, den 
Bauzuſtand der verpfändeten Gebäude durch un- 
parteiiſche Sachverſtändige unterſuchen zu laſſen und 
deren Bericht der Landesverſicherungsanſtalt Schlefien 
bis zu einem von ihr zu beſtimmenden Zeitpunkt vor⸗ 
zulegen. 

4. Zum Gott, und Schankwirtſchaftsbetriebe, ſowie 
zum gewerbsmäßigen Verkauf geiſtiger Getränke in 
den der Landesverſicherungsanſtalt Schleſien verpfän⸗ 
deten Gebäuden, ift deren Einwilligung erforderlich. 
die beim Vorliegen eines wichtigen Grundes jederzeit 
widerruflich iſt. - 

Untervermietungen und die Aufnahme von Ein- 
liegern, Schlafgängern und anderen, zur Haus- 
gemeinſchaft des Wohnungsinhabers nicht gehörigen 
Perſonen dürfen nur unter Vorbehalt jederzeitigen 
Widerrufs geſtattet werden. 

5. Bis zur vollſtändigen Tilgung des Darlehns iſt 
der Darlehnsſchuldner verpflichtet, von den mit den 
Darlehnsmitteln der Landesverſicherungsanſtalt Schle⸗ 
ſien hergeſtellten Wohnungen mindeſtens die im Dar⸗ 
lehnsvertrage feſtzuſetzende Anzahl an invaliden- 
verſicherte Perſonen zu vergeben. 

6. Der Darlehnsnehmer iſt verpflichtet, binnen vier 
Wochen nach Fertigſtellung und Vergebung der von 
der Landesverſicherungsanſtalt Schleſien beliehenen 
Wohnungen ihr ein Verzeichnis der Mieter, bei Er⸗ 
werbshäuſern der Anwärter oder Eigentümer, nach 
vorgeſchriebenem Muſter einzureichen. 

ie Landesverſicherungsanſtalt Schleſien kann die 
Beibringung ſolcher Verzeichniſſe, auch ſpäter, in be⸗ 
ſtimmten Zeitabſchnitten verlangen. 

7. Die Mietspreiſe für die Wohnungen dürfen nicht 
höher bemeſſen werden, als für eine angemeſſene Ver⸗ 
ginfung und Tilgung des Baukapitals und für die 
Inſtandhaltung und Verwaltung der Grundſtücke ge⸗ 
boten iſt. 

8. Der Verſicherungsanſtalt iſt jede für erforderlich 
erachtete Auskunft zu erteilen und die Beſichtigung 
der Baulichkeiten und Grundſtücke jederzeit zu 
geſtatten. 

9. Die Baulichkeiten ſind nach ihrem vollen Wieder⸗ 
herſtellungswerte gegen Brandſchaden bei der Schleſi⸗ 
ſchen Feuerſozietät bezw. bei der ſtädtiſchen Feuer⸗ 
ſozietät in Breslau zu verſichern — ſoweit zu- 
läſſig, ſchon während der Bauzeit — und fortdauernd 
verſichert zu halten. d S 

Der Landesverſicherungsanſtalt Schleſien iſt ſpä⸗ 
teſtens nach Vollendung des Rohbaues der Verſiche⸗ 
rungsſchein oder ein Nachweis über den Verſicherungs⸗ 
abſchlaß und ſpäteſtens mit der Bauabnahme⸗ 
ei nigung der Hypothekenſicherungsſchein vorzu⸗ 
egen. 
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VIII. 


Kündigung und Aufhebung des Darlehnsvertrages. 


1. Das Darlehen iſt am 1. jeden Monats mit drei⸗ 
monatiger Friſt kündbar. Die Kündigung iſt für die 
Landesverſicherungsanſtalt bis zum Ablauf von fünf 
Jahren nach Hingabe des Darlehens ausgeſchloſſen. 

2. Die Hypothek ijt auf Verlangen der Landes- 
verſicherungsanſtalt Schleſien ſofort zur Rückzahlung 
fällig, wenn ohne ihre Zuſtimmung 
al das Gebäude nicht den Antragsunterlagen 

ſprechend ausgeführt und genutzt wird, 

b) der Schuldner feinen ſonſtigen Verpflichtungen 
nicht nachkommt, insbeſondere mit der Zahlung 
der Zins⸗ und Tilgungsbeträge länger als 3 Tage 
im Rückſtande bleibt, oder 

e) das Grundſtück veräußert wird. 

IX. 
Auszahlung des Darlehns. 

1. Die Auszahlung bewilligter Darlehen erfolgt nach 
Maßgabe der vorhandenen Mittel erſt nach Eingang 
der gerichtlichen Benachrichtigung über die erfolgte 
Eintragung der Hypothek und Beibringung einer be⸗ 
glaubigten Abſchrift der Schuldurkunde und des 
Grundbuchblattes. 

Ferner iſt in der Regel erſt die planmäßige Fertig⸗ 
ſtellung des Hauſes durch amtliche Beſcheinigung 
(3. B. polizeilicher Abnahmeſchein) und die Brand- 
verſicherung der Gebäude nachzuweiſen. 

Verzögert ſich die rechtzeitige Eintragung der Hyvo⸗ 
thek in das Grundbuch ohne Schuld des Darlehns⸗ 
nehmers, fo kann die Landesverſicherungsanſtalt Schle- 
ſien vorübergehend, bis zur hypothekariſchen Sicher⸗ 
ſtellung, ſich mit der ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft der 
Gemeinde oder ſonſtiger geeigneter Bürgſchaftsträger 
als vorläufiger Sicherheit begnügen. 

Iſt hiernach ausreichende Sicherheit geſtellt, ſo 
können, ohne daß dem Darlehnsnehmer ein Rechts⸗ 
anſpruch hierauf zuſteht, bereits während der Bau⸗ 
ausführung — je nach dem Fortſchreiten des Baues 
— Vorauszahlungen auf das bewilligte Darlehen mit 
Zuſtimmung des Bürgſchaftsträgers geleiſtet werden. 

2. Dem rechtzeitig zu ſtellenden Antrag auf Vor⸗ 
auszahlungen iſt die Beſcheinigung eines unparteiiſchen, 
höheren Reichs-, Landes- oder Gemeindebeamten oder 
des techniſchen Leiters einer provinziellen Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaft über den jeweiligen Bauwert, den 
plan- und ſachgemäßen Fortgang des Baues und die 
zweckentſprechende Verwendung etwa ſchon gezahlter 
Beträge nach vorgeſchriebenem Muſter beizufügen, ſo⸗ 
fern nicht die Landesverſicherungsanſtalt Schleſien den 
Nachweis als in anderer Weiſe erbracht anſieht. 


X. 


Verfahren — Anträge. 

1. Anträge auf Darlehnsbewilligung ſind vor 
Veginn des Baues zu ſtellen. Von dieſem Erforder⸗ 
nis kann ausnahmsweiſe abgeſehen werden. Fertige 
Häuſer ſollen nicht beliehen werden. 

2. Dem Antragſteller werden alsdann die erforder- 
lichen Antrags- uſw. Vordrucke überſandt werden. 
worin die für die Prüfung des Antrages notwendigen 
Unterlagen und Einzelangaben bezeichnet ſind. 

In jedem Fall ſind beizubringen: 

a) Koſtenanſchlag mit Bauzeichnung, 

b) Kaufvertrag über das Grundſtück, 

e) Auszug aus dem Grundbuch, 

d) Kataſter⸗Auszug, 

e) Feuerverſicherungspolice, 

1) Nachweis über das Vorhandenſein der zur Deckung 
der Boden- und Baukojten erforderlichen Mittel. 


ent⸗ 


l 
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XI. 
Nachprüfungsrecht. 


1. Die Landesverſicherungsanſtalt Schleſien hat das 
Recht, ſich von der beſtimmungsmäßigen Verwendung 
der Darlehnsgelder jederzeit zu überzeugen. 

Die Darlehnsnehmer ſind verpflichtet, ihr dieſe 
Prüfung durch Vorlegung der vorhandenen Unter- 
lagen, auch durch Geſtattung der Einſichtnahme in das 
Grundbuch, zu ermöglichen. 

Ferner hat ſie das Recht, jederzeit die mit dem 
Darlehnsgelde erbauten Häuſer zu beſichtigen, an den 

itgliederverſammlungen der Bauunternehmungen 
teilzunehmen und bei den Reviſionen des Reviſions⸗ 
verbandes ſich vertreten zu laſſen, ſowie die Reviſions⸗ 
protokolle und alle Verhandlungen mit dem Reviſions⸗ 
verbande einzuſehen. 


XII. 
Koſtentragung. 


1. Die durch den Abſchluß, die Erfüllung und die 
ſpätere Abwickelung des Darlehnsvertrages entſtehen⸗ 
den Gerichts- und Notariatskoſten, Stempelkoſten, 
Steuerabgaben und Gebühren trägt der Darlehns⸗ 
ſchuldner. 

2. In jedem Fall trägt der Darlehnsbewerber die 
Koſten, die der Landesverſicherungsanſtalt Schleſien 
etwa durch Beſchaffung für notwendig erachteter Gut- 
achten und dergleichen und durch örtliche Verhand⸗ 
lungen oder Prüfungen aus Anlaß des Darlehns⸗ 
geſchäftes entſtehen. 

Zur Deckung dieſer Koſten ift auf Verlangen ein 
entſprechender Vorſchuß zu leiſten. 


XIII. 
Auskunftserteilung. 


In allen, die Gewährung von Darlehen betreffen⸗ 
den Fragen iſt ſowohl die Landesverſicherungsanſtalt 
chleſien als auch für Niederſchleſien die Schleſiſche 
Heimſtätte, provinzielle Wohnungsfürſorgegeſellſchaft 
in Breslau, und für Oberſchleſien die Provinzielle 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien in 
ppeln zu jeder Auskunft bereit. 
Letztere Wohnungsfürſorgegeſellſchaften erteilen 
auch Auskunft in allen übrigen Fragen des Klein⸗ 


wohnungsweſens und ſind bereit, die vollſtändige bau⸗ 
und finangwirtſchaftliche Betreuung für gemeinnützige 
Bauvorhaben zu übernehmen. 
Breslau, den 5. März 1926. 
Der Vorſtand 
der Landesverſicherungsanſtalt Schleſien. 
Dr. von Thaer. 


Sparunternehmen. 
Der Deutſchen Sparkaſſe-Zeitung, 3. Jahrgang 
1926, Nr. 69, 19. 6. 26 entnehmen wir folgendes: 
Zu den verſchiedenen, von uns bereits wieder— 
holt behandelten Bauſparunternehmungen iſt eine 
neue Firma hinzugetreten, nämlich die „Heim⸗ 


bau verband gemeinnütziger einge⸗ 
tragener Vereine“ in Roſtock i. Meckbg., 


der ähnlich aufgezogen iſt wie die Geſellſchaft der 
Freunde in Wüſtenrot. Inzwiſchen haben ſich mit 


dieſen verſchiedenen Arten von Bauſparunter⸗ 
nehmungen auch die Baugewerbetreibenden ſelbſt 
befaßt. In der Zeitſchrift „Das Baugewerbe“ vom 


April d. J. wird als Ergebnis einer längeren, 
mehr techniſch gehaltenen Unterſuchung erneut 
eine Warnung ausgeſprochen. Bei dieſer Gelegen- 
heit ſei erwähnt, daß ja auch die zuſtändigen Be⸗ 
hörden, fo vor allem das Bayeriſche Staats- 
miniſterium, zu größter Vorſicht gegenüber dieſen 
Neugründungen geraten haben. 

Ein anderes Sparunternehmen machte auch von 
ſich reden, nämlich ein Deutſcher Heimſpar⸗ 
kaſſen verein, der Anfang April d. J. in 
Berlin gegründet wurde und eine Eintrittsgebühr 
von 5 R.⸗Mk. (bei Überlaſſung einer Stahlkaſſette) 
nebſt einem Vierteljahrsbeitrag von 050 R.⸗Ml. 
vorſieht. Das Unternehmen, das alle möglichen 
Kaſſen (wie Sterbekaſſe, Ferienkaſſe, Weihnachts⸗ 
kaſſe, Krankenkaſſe) mit ſeinem Geſchäft verbindet, 
behauptet in den Satzungen, daß es in Verbindung 
mit den beſtehenden öffentlichen Sparinſtituten 
wirkten will. Davon ift uns bisher noch nichts 
bekannt geworden. Die Erhebung eines regel⸗ 
mäßigen Beitrages legt die Vermutung nahe, daß 
es ſich hier nicht um ein gemeinnütziges, ſondern 
um ein Erwerbsunternehmen handelt. Sollten 
Sparkaſſen von der Propaganda dieſes Vereins 
Kenntnis erhalten, ſo bitten wir um Mitteilung. 


Geſetze und Verordnungen. 


Erlaß des preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 9. 7. 1926, betr. Landesplanung. 
1,9 Nr. 356/26. 
An 
a) die Herren Regierungspräſidenten, 
b) den Herrn Polizeipräſidenten — Abteilung I 
in Berlin-Schöneberg, 
e) den Herrn Verbandspräſidenten in Eſſen, 


d) die provinziellen Wohnungsfürſorgegeſell— 
ſchaften, 
zu d: Abſchrift überſende ich zur gefälligen 
Kenntnis. 


Die Frage der einheitlichen Regelung der Dar— 
ſtellung, Formate, Maßſtäbe und Bezeichnungen 
von Flächenaufteilungsplänen wird von mir z. Zt. 


erneut geprüft; gleichzeitig werden auch Ermitte⸗ 
lungen über die Bewährung der bereits einge- 
führten Bezeichnungen angeſtellt. Wie mir bekannt 
geworden, wird von einer nicht amtlichen Stelle 
aus in letzter Zeit verſucht, dieſe und ähnliche An⸗ 
gelegenheiten, die Flächenaufteilungspläne be- 
treffen, unter Zuziehung leitender Perſönlichkeiten 
maßgebender Landesplanungsſtellen Preußens zu 
regeln. Dieſes Vorgehen kann nur zur Schwierig⸗ 
keiten führen. 

Um etwa auftretenden Zweifeln von vornherein 
zu begegnen, weiſe ich darauf hin, daß ich dieſem 
Vorgehen fern ſtehe, und daß ich die Teilnahme 
amtlichen oder nebenamtlicher Vertreter an dere 
artigen Beſprechungen für unerwünſcht halte. Zur 
gegebenen Zeit wird von mir aus das zur Klärung 
dieſer Fragen Nötige veranlaßt werden. 


In Vertretung: Scheidt. 
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ENTERESE 


Deian des Regierungspräfidenten 
als Bezirkswohnungskommiſſar zu Breslau 
vom 9. 6. 1926, betr. verwendung der Haus: 

zinsſteuermittel. 

I. 40. XXIX Nr. 4033 

10. 25. 24. 48/35. 
An ſämtliche 
Kreisausſchüſſe und 
Breslau, Brieg, Frankenſtein, 
Glatz, Gottesberg, Langenbielau, 
Oels, Oblau, Reichenbach, Strehlen, 


die Magiſtrate 


Steinau, Schweidnitz, Waldenburg. 

Für die Schl. Heimſtätte, hier. 

Bei den mir vorgelegten Anträgen auf Ge— 
währung von Hauszinsſteuerhypotheken iſt mir 


aufgefallen, daß die Gemeindebehörden ſehr reich⸗ 
lich Zuſatz⸗ und Sonderzuſatzhypotheken gemäß 


Ziffer 14 und 15 der Richtlinien vom 27. Februar 
1926 gewähren. An ſich beſtehen dagegen keine Be- 


denken. Ich mache jedoch beſonders auf Ziffer 17 
der Richtlinien aufmerkſam, wonach durch die Be- 
willigung von Zuſatz- und Sonderzuſatzhypotheken 
im ganzen nicht mehr alg 10 v. H. des den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden für die Förde- 
rung der Neubautätigkeit auf dem Gebiete des 
Wohnungsweſens leinſchl. der Zuweiſung aus dem 
ſtaatl. Wohnungsfürſorgefonds) zu Gebote ſtehen— 
den Anteils am Hauszinsſteueraufkommen in Mn- 
ſpruch genommen werden darf. 

Bei der Beſichtigung von Neubauten, für die 
Hauszinsſteuerhypotheken gewährt wurden, iſt mir 
verſchiedentlich aufgefallen, daß die Neubauten nicht 
genau entſprechend den von mir genehmigten Zeich— 
nungen ausgeführt und daß die von mir gemachten 
Bedingungen nicht immer voll eingehalten worden 
ſind. Es erweckt den Anſchein, als ob verſchiedent⸗ 
lich die Bauherren fid zwar, um die Hauszins⸗ 
ſteuerhypothek zu erhalten, bereit erklären, die Be- 
dingungen einzuhalten, fih aber, wenn die Haus- 
zinsſteuerhypothek von der Gemeindebehörde erft 
gewährt iſt, um die Bedingungen nicht mehr 
kümmern. Ich mache darauf aufmerkſam, daß ich 
in ſolchen Fällen unnachſichtlich die Zurück⸗ 
ziehung oder weſentliche Kürzung der 
Hauszinsſteuer hypothek verlangen 
werde. Bei der Mitteilung über die Bewilligung 
der Hypotheken ſind die Bauherren mit Nachdruck 
hierauf hinzuweiſen. Die Hauszinsſteuermittel 
ſollen nur gewährt werden für einwandfreie, allen 
Anforderungen an Hygiene und Wirtſchaftlichkeit 
entſprechende Wohnungen. Neubauten, die dieſer 
Bedingung nicht genügen, find von der Bezu⸗ 
ſchuſſung ausgeſchloſſen. In erſter Linie follen 
ſolche Wohnungen beliehen werden, die zur größeren 
Wirtſchaftlichkteit Bauteile anwenden, die nach den 
deutſchen Baunormen gefertigt find. Dies bezieht 
ſich insbeſondere auf die Fenſter. Ich erſuche, die 
mit Hauszinsſteuerhypotheken beliehenen Bauten 
während der Bauzeit mehrere Male, g. F. durch 
den Kreisbaumeiſter, beſichtigen zu laſſen, um 
etwaige Abweichungen gegen den genehmigten Plan 
rechtzeitig verhindern zu können. Spät bemerkte 
Anderungen laſſen ſich gewöhnlich nicht mehr oder 
nur mit großen Koſten wieder gut machen. 

Es iſt mir ferner aufgefallen, daß in einzelnen 
Kreiſen, in denen Anträge auf Gewährung von 
Hauszinsſteuerhypotheken bewilligt werden, ein 
ſehr hoher Einheitspreis für den ebm umbauten 
Raumes eingeſetzt wird. Der Herr Miniſter hat 
mir zur Pflicht gemacht, dafür zu ſorgen, daß die 
Hauszinsſteuerhypotheken ſeitens der Gemeinde— 


behörden möglichſt knapp gehalten werden, damit 
mit den zur Verfügung ſtehenden Mitteln mög⸗ 
lichſt viel Wohnungen beliehen werden können. 
Die Baukoſten werden in den einzelnen Kreiſen 
verſchieden hoch und in den mehr ländlichen 
niedriger ſein als in den mit ſtädtiſchem Einſchlag 
und in den Induſtriekreiſen. Die Baukoſten haben 
ſich in der letzten Zeit bedeutend ermäßigt, ſowohl 
durch das Fallen der Bauſtoffpreiſe, insbeſondere 
des Holzes und der Ziegel, als auch infolge des 
geringeren Zinsfußes, mit dem die Bauunter⸗ 
nehmer rechnen müſſen, und infolge des herab⸗ 
geſetzten Anteiles in der Kalkulation für das Ver⸗ 
dienſt des Bauunternehmers. In den ländlichen 
Kreiſen kommt man zurzeit unter normalen Ber- 
hältniſſen mit 16, höchſtens 18 Mk. je ebm um- 
bauten Raumes aus. In den Induſtriebezirken 
wird ſich dieſer Einheitspreis zwar erhöhen, 
immerhin darf er nirgends mehr als 24 Mk. je 
ehm umbauten Raumes betragen. 

Eine weſentliche Handhabe, die Baukoſten herab: 
zuſetzen, liegt in der Art der Vergebung. Ich 
habe zu meinem Bedauern ſeſtſtellen müſſen, daß 
in zahlreichen Gemeinden die Vergebung der Mr- 
beiten nicht in der wünſchenswerten Weiſe erfolgt. 
Freihändige Vergebung darf in der Regel nicht 
erfolgen, niemals bei Gemeindebauten. Bei dieſen 
it grundſätzlich öffentlicher Wett- 
bewerb zu fordern. Bei öffentlichem Wett- 
bewerb iſt der Zuſchlag — nach Ausſchaltung aller 
derjenigen Unternehmer, die nach Perſon oder nach 
Umfang ihres Geſchäftes nicht als genügend uver- 
läſſig erſcheinen, und nach Ausſchaltung aller An⸗ 
gebote, die offenbar jo niedrig find, daß die Bu- 
ſchlagserteilung den Ruin des Unternehmers Der: 
beiführen könnte — der mindeftfordernden 
Firma zu erteilen. Iſt dieſe eine auswärtige 
Firma, ſo kann der Zuſchlag einer einheimiſchen 
Firma nur dann erteilt werden, wenn der Unter- 
ſchied der Endſummen verhältnismäßig 
niedrig ift. Erfolgt der Zuſchlag auf ein weſent⸗ 
lich teureres Angebot als das Mindeſtgebot einer 
guten Firma, ſo werde ich die Hauszinsſteuer⸗ 
hypothek um den Differenzbetrag kürzen. Um 
dieſer Gefahr zu entgehen, haben einzelne Ge⸗ 
meinden nach erfolgter öffentlicher Ausſchreibung, 
bei denen gute auswärtige Firmen die niedrigſten 
Angebote abgegeben haben, mit den einheimiſchen 
Firmen verhandelt und ihnen den Zuſchlag erteilt 
unter der Bedingung, daß ſie in die Preiſe der 
mindeſtfordernden Firma eintreten. Ich halte ein 
derartiges Verfahren für unzuläſſig. Die 
öffentliche Ausſchreibung ſetzt voraus, daß das preis⸗ 
werteſte Angebot den Zuſchlag erhält. Würde das 


vorerwähnte Verfahren üblich werden, ſo würde 
der ganze öffentliche Wettbewerb unterbunden 


werden, da man keinem auswärtigen Unternehmer 
zumuten kann, mitzubieten, wenn er weiß, daß 
ſchließlich doch der einheimiſche Unternehmer den 
Zuſchlag erhält, wenn er in ſeine Preiſe eintritt. 
Bei kleineren Bauvorhaben iſt auch 
der enge Wettbewerb am Platze. Hierbei ſind 
grundſätzlich ein oder mehrere auswärtige Firmen 
zu beteiligen. Wie bereits in meiner . 


vom 26. Oktober 1925 — I. 40. XXIX. 384 — 
zum Ausdruck gebracht, iſt bei engerem Wett⸗ 


bewerb, da ja nur als leiſtungsfähige bekannte 
Unternehmer aufgefordert werden, auf alle Fälle 
dem Mindeſtfordernden der Zuſchlag zu erteilen. 
Der von einzelnen Gemeinden gemachte Ein⸗ 
wand, daß es ſich bei den Hauszinsſteuermitteln 
um Mittel handelt, die von den Einwohnern der 
einzelnen Gemeinden, insbeſondere den Unter: 


unterſtellten 


f 


305 


nehmern und der Handwerkerſchaft, aufgebracht 
werden, iſt nicht ſtichhaltig. Ein ſehr hoher 
Hundertſatz der zur Verfügung ſtehenden Mittel 


ſtammt aus dem ſtaatlichen Wohnungsfürſorge⸗ 
ſonds, d. h. aljo aus Mitteln von überſchuß⸗ 
gemeinden. Im übrigen kann die Rückſicht auf 


einheimiſche Unternehmer nicht dazu führen, daß 
eurer als unumgänglich notwendig gebaut wird. 

S liegt im wohlverſtandenen Intexeſſe aller Be- 
teiligten, insbeſondere auch der Wirtſchaft, daß 
durch friedensgemäßen Wettbewerb eine Herab— 
ſetzung der Baukoſten und damit eine Angleichung 
an die Friedenspreiſe allmählich eintritt. 

A mache den einzelnen Gemeindebehörden 
die Beachtung obiger Beſtimmungen zur pe- 
ſonderen Pflicht und bemerke, daß ich bei der Ver- 
teilung der mir vom Herrn Miniſter zur Ver- 
ſügung geſtellten Mittel aus dem ſtaatlichen Woh⸗ 
nungsfürſorgefonds diejenigen Gemeinden bevor- 
zugen werde, die auf die preiswerte Erſtellung der 

eubauten beſonders hinwirken. Im übrigen 
weiſe ich darauf hin, daß die Kreisausſchüſſe, die 
die Hauszinsſteuerhypotheken gewähren, und für 
die die letzteren eingetragen werden, das Recht 
haben, die Vergebung der Arbeiten durch die 
Gemeindebehörden zu kontrollieren 
und g. F. die Gewährung der Hypotheken von der 
genauen Beachtung vorſtehender Richtlinien ab- 
hängig zu machen. Dasſelbe Recht ſteht ihnen, 
ebenſo den Magiſtraten, bei der Gewährung von 
Hauszinsſteuerhypotheken an private Bau- 
erren zu. 

Zuſatz für die Kreisausſchüſſe: Ich 
erſuche, dieſe Verfügung allen unterſtellten Ge— 
meindebehörden zur Kenntnis zu geben. 

In Vertretung gez. Dr Schwendy. 


Bekanntmachung der Faſſung des Geſetzes über 


den Geldentwertungsausgleih bei bebauten 


Grundſtücken. vom 1. Juni 1926. 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 251.) 
Auf Grund des 8 12 des Geſetzes 
rungen des Finanzausgleichs zwiſchen Reich, 
ändern und Gemeinden vom 10. Auguſt 1925 
(Reichgeſetzbl. ! S. 254) wird der Wortlaut des Ge— 
ſetzes über den Geldentwertungsausgleich bei be- 
bauten Grundſtücken unter Berückſichtigung der 
urch 


über Ande— 


das Geſetz zur Abänderung des Geſetzes vom 
10. Auguſt 1925 über Anderungen des Finanz⸗ 
ausgleichs zwiſchen Reich, Ländern und Ge- 
. vom 18. März 1926 (Reichsgeſetzbl.! 
S. 175), 

das Geſetz über Steuermilderungen zur Er⸗ 
leichterung der Wirtſchaftslage vom 31. März 
1926 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 185) und E 

das Geſetz zur Anderung der Dritten Steuer- 
notverordnung vom 27. Mai 1926 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 249) 


erfolgten Anderungen in der vom 1. Juli 1926 ab 


gültigen Faſſung nachſtehend bekanntgemacht. 
Berlin, den 1. Juni 1926. 
Der Reichsminiſter der Finanzen. 
Im Auftrag: Dorn. 
* h * 
den Geldentwertungsausgleich bei 
bebauten Grundſtücken. 
§ 1. 
(1) Die Länder und nach näherer Beſtimmung 
des Landesrechts die Gemeinden (Gemeindever— 
bände) erheben von dem bebauten Grundbeſitz eine 


Geſetz über 


Steuer. Zu dem bebauten Grundbeſitz im Sinne 
dieſer Vorſchrift gehören auch gewerblich genutzte 
ſowie landwirtſchaftliche Gebäude. Die Länder 
treffen Beſtimmung darüber, ob und inwieweit 
landwirtſchaftliche Gebäude von der Beſteuerung 
auszunehmen find. 

(2) Das Aufkommen der Steuer ſoll zur Deckung 
des allgemeinen Finanzbedarfs der Länder und 
Gemeinden (Gemeindeverbände) einſchließlich des 
Aufwands, der ihnen durch die Erfüllung der 
gemäß § 42 Abſ. 1 der Dritten Steuernotverordnung 
vom 14. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 74) zu 
ſelbſtändiger Regelung überlaſſenen Aufgaben er- 
wächſt, ſowie zur Förderung der Bautätigkeit auf 
dem Gebiete des Wohnungsweſens dienen. 

(3) Der Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs 
dürfen bis zur Erreichung der vollen Friedensmiete 
nicht weniger als 20 v. H. und nicht mehr als 
30 v. H. der Friedensmiete vorbehalten werden. Er- 
höht ſich die Miete über die Friedensmiete hinaus, 
ſo darf von dem Mehrbetrage der Miete höchſtens 
ein Fünftel für den allgemeinen Finanzbedarf be— 
anſprucht werden. 


(4) Soweit die Steuer nicht gemäß Abf. 3 der 
Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs vor- 


behalten iſt, iſt ſie zur Förderung der Bautätigkeit 
auf dem Gebiete des Wohnungsweſens zu ver- 
wenden. Für dieſe Zwecke müſſen zunächſt in den 
zwei Jahren vom 1. April 1926 bis 31. März 1928 
vor Inanſpruchnahme gemäß Abſ. 3 Satz 2 jährlich 
mindeſtens 15 bis 20 v. H. der Friedensmiete — 
nubeſchadet der Vorſchrift des 85 — zur Verfügung 


geſtellt werden; für die ſpätere Zeit wird der 
Mindeſtſatz für dieje Zwecke von der Reids- 
regierung mit Zuſtimmung des Reichsrats feſt⸗ 


geſetzt. Die Reichsregierung kann mit Zuſtimmung 
des Reichsrats den Mindeſtſatz allgemein oder für 
einzelne Länder ermäßigen, wenn es die all⸗ 
gemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe oder die be— 
ſonderen Verhältniſſe eines Landes dringend er- 
fordern. Die Länder können beſtimmen, daß dieſer 
Teil der Steuer geſondert feſtzuſtellen und zu er- 
heben iſt; zu dieſem Teile der Steuer können auch 
Gebäude, die auf Grund des Abi. 1 Satz 3 von der 


Beſteuerung ausgenommen ſind, herangezogen 
werden. An Stelle des Teiles der Steuer, der für 


die Bautätigkeit zu verwenden iſt, können die 
Länder auch eine andere von der Steuer nach 
dieſem Geſetz unabhängige Steuer erheben. 

(5) Das Aufkommen für den Wohnungsbau iſt 
insbeſondere zum Bau von Kleinwohnungen für 
die minderbemittelte Bevölkerung und kinderreiche 
Familien ſowie zur Erhaltung dieſer Art Altwoh⸗ 
nungen zu verwenden. Desgleichen ſind ſolche 
Gläubiger und Sparer zu berückſichtigen, welche 
durch die Inflation ihr Vermögen verloren haben. 

(6) Aus dem für den Wohnungsbau zu verwen⸗ 
denden Teile der Steuer können die Länder Dar— 
lehen an unbemittelte kinderreiche Familien und 
an Schwerkriegsbeſchädigte, insbeſondere auch an 
Kriegsblinde, bis zur vollen Höhe der Baukoſten 
gewähren. e 2 


(1) Die Länder werden ermächtigt, die Mietzins 
bildung abweichend von den Vorſchriften des Reichs- 
mietengeſetzes vom 24. März 1922 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 273) zu regeln. ek, 

(2) Wollen die Länder bei einer ſolchen Regelung 
vom bürgerlichen Rechte in anderer Weiſe ab- 
weichen, als dies im Reichsmietengeſetze vorgeſehen 
ift, jo bedarf es der Zuſtimmung der Reichs- 
regierung; die Reichsregierung kann inſoweit mit 
Zuſtimmung des Reichsrats Grundſätze aufitellen. 
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(3) Die Länder haben von der ihnen durch Mbi. 1 
erteilten Ermächtigung in der Weiſe Gebrauch zu 
machen, daß die Mieten allmählich gemäß der Ent⸗ 
wicklung der allgemeinen Wirtſchaftslage erhöht 
werden. Dabei ſind neben den ſteuerlichen Be⸗ 
dürfniſſen der Länder und Gemeinden auch die all- 
gemeinen Intereſſen, insbeſondere an der ord— 
nungsgemäßen Unterhaltung und Inſtandſetzung 
der Häuſer und die Leiſtungsfähigkeit der als 
Mieter in Betracht kommenden Bevölkerungskreiſe 
zu berückſichtigen. Durch die Mieten müſſen außer 
der Steuer (§1 Abſ. 2 bis 4) mindeſtens die Be- 
triebs⸗ und Inſtandſetzungskoſten, die nach den be— 
ſtehenden Verhältniſſen zur Erhaltung des Ge- 
bäudes erforderlich find, einſchließlich der Ver- 
waltungskoſten gedeckt werden. Den Eigentümern 
iſt ferner in der Miete zur Verzinſung auf⸗ 
gewerteter Hypotheken und des Eigenkapitals der 
Betrag zu belaſſen, mit dem eine vor dem 1. Januar 
1918 eingetragene, nach dem Grundſatz des 84 des 
Aufwertungsgeſetzes vom 16. Juli 1925 (Reichs⸗ 
geſetzbl.] S. 117) aufgewertete Papiermarkhypothek 
zu verzinſen wäre, deren Nennbetrag dem Friedens- 
werte des Grundſtücks entſpricht; für die Höhe der 
Verzinſung gilt der im 828 des Aufwertungs⸗ 
geſetzes vorgeſchriebene Zinsſatz; die Länder ſetzen 
für dieſen Betrag einen beſtimmten Hundertſatz 
der Friedensmiete in der Miete feſt. 


§ 3. 

(1) Die Reichsregierung ſetzt mit Zuſtimmung des 
Reichs rats die Mindeſthöhe der geſetzlichen Miete 
im Reiche einheitlich feſt. Am 1. Juli 1926 müſſen 
die Mieten 100 v. H. der Friedensmiete erreicht 
haben. Die Miete von 100 v. H. der Friedensmiete 
darf bis zum 31. März 1927 nicht überſchritten 
werden. Ausnahmen ſind nur zuläſſig, ſoweit die 
Feſtſetzung einer höheren Miete erforderlich ift, 
um die in dem SI Abf. 3, 4 vorgeſehenen Zu- 
weiſungsheträge ſicherzuſtellen. Soweit die Miete 
für die Zeit nach dem 1. April 1926 bereits höher 
feſtgeſetzt iſt oder die im §1 Abf. 3, 4 vorgeſehenen 
Zuweiſungsbeträge bereits überſchritten find, 
bleiben die getroffenen Beſtimmungen unberührt. 

(2) Als Friedensmiete gilt der Goldmarkbetrag 
des Mietzinſes, der für die mit dem 1. Juli 1914 be⸗ 
ginnende Mietzeit vereinbart war. Die Länder 
treffen über die Feſtſetzung der Friedensmiete für 
bejondere Fälle Beſtimmung; als beſonderer Fall 
im Sinne dieſer Vorſchrift gilt auch die Erhebung 
des Geldentwertungsausgleichs in der Form einer 
Steuer vom Grundvermögen. 

8 4. 

(1) Die Beſteuerung kann in Form einer bejon- 
deren Aufwertungsſteuer oder einer Steuer vom 
Grundvermögen erfolgen; im zweiten Falle muß 
eine getrennte Berechnung der auf Grund dieſes 
Geſetzes erhobenen Grundſteuer und der all⸗ 
gemeinen Grundſteuer vorgeſehen ſein; dabei ſind 
insbeſondere auch die Beſtimmungen des $2 Abſ. 3 
Satz 3 und 4 zu beachten. 5 

(2) Soweit vor dem Inkrafttreten der Dritten 
Steuernotverordnung auf einem Grundſtück eine 
privatrechtliche wertbeſtändige Laſt gemäß der Ver⸗ 
ordnung über die Eintragung von Hypotheken in 
ausländiſcher Währung vom 13. Februar 1920 
(Reichsgeſetzbl. S. 231) oder dem Geſetz über wert⸗ 
beſtändige Hypotheken vom 23. Juni 1923 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 407) eingetragen iſt, iſt der dem Werte 
der aus der Laft fidh ergebenden laufenden Geld- 
verpflichtung entſprechende Geldbetrag dem Grund- 
ſtückseigentümer auf ſeinen Antrag zu erſtatten. 
Das gleiche gilt für die auf Grund des Geſetzes 
über das Zuſatzabkommen zum Abkommen vom 


6. Dezember 1920 zwiſchen dem Deutſchen Reiche 
und der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, betreffend 
ſchweizeriſche Goldhypotheken in Deutſchland und 
gewiſſe Arten von Frankenforderungen an deutſche 
Schuldner, vom 23. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. II 
S. 284) aus der Umwandlung einer ſchweizeriſchen 
Goldhypothek entſtandenen Frankengrundſchulden 
ſowie für ſolche Hypotheken in in⸗ oder ausländiſcher 
Währung, die der Grundſtückseigentümer zur Ab⸗ 
löſung dieſer Frankengrundſchuld aufnimmt. Zu 
den laufenden Geldverpflichtungen gehören in 
dieſem Falle auch Tilgungsbeträge, die zur Ab⸗ 
tragung der Frankengrundſchuld angeſammelt 
werden. Die näheren Beſtimmungen darüber, in 
welcher Höhe Tilgungen als angemeſſen anzuſehen 
ſind, treffen die Landesregierungen. 

(3) Bei Grundſtücken, die am 31. Dezember 1918 
entweder unbelaſtet waren oder deren dingliche 
privatrechtliche Belaſtung nicht mehr als 30 v. H. 
des Friedenswerts betrug, iſt der Betrag der 
Steuer auf Antrag des Eigentümers jo weit herab— 
zuſetzen, daß er 

bei unbelaſteten Grundſtücken 
10 v. H. der Friedensmiete, 
bei einer Belaſtung bis zu 10 v. H. des Friedens: 
werts nicht mehr als 15 v. H. der Friedens- 
miete, 
bei einer Belaſtung bis zu 20 v. H. des Friedens⸗ 
SSC nicht mehr als 20 v. H. der Friedens 
miete, 
bei einer Belaſtung bis zu 30 v. H. des Friedens- 
werts nicht mehr als 25 v. H. der Friedens 
miete 
ausmacht. Die Länder können dieſe Sätze zum Zwecke 
der Angleichung aneinander oder an die allgemeinen 
Sätze erhöhen oder herabſetzen; fie können im Jun- 
tereſſe einer angemeſſenen Verteilung der Steuerlaſt 
weitere Belaſtungsſtufen mit beſonderen Steuer: 
ſätzen belegen ſowie beſtimmen, daß die Vergünſti⸗ 
gung des Satzes 1 inſoweit nicht eintritt, als die 
Steuer auf den Teil der Miete entfällt, der 100 v. H. 
der Friedensmiete überſteigt. Wird die Steuer nicht 
von der Friedensmiete berechnet, ſo tritt an die 
Stelle des Hundertſatzes der Friedensmiete ein 
entſprechender, von dem Lande zu beſtimmender Teil 
des nach dem Landesgeſetze für die Beſteuerung 
maßgebenden Wertes. Hypotheken der in den 
$$ 1187, 1190 BGB. bezeichneten Art gelten nicht 
als dingliche privatrechtliche Belaſtung im Sinne 
dieſer Vorſchrift. ' 

(4) Soweit es ſich in den Fällen des Abſ. 3 um 
Wohngebäude (Eigenhäuſer) handelt, die nicht oder 
nur auf Grund behördlicher Maßnahmen ver- 
mietet find, können die Länder eine weitere Minde- 
rung der Steuer eintreten laſſen. 

(5) Die Länder können Beſtimmung darüber 
treffen, inwieweit die Vergünſtigung der Abſ. 3 und 
4 ſich auf Grundſtücke erſtreckt, die in der Zeit vom 
1. Auguſt 1914 bis zum 31. Dezember 1918 belaſtet 
worden ſind. À 

(6) Soweit nach den Beſtimmungen eines Landes 
über die Mietzinsbildung die Steuer nicht in der 
geſetzlichen Miete enthalten, der Vermieter aber 
berechtigt iſt, ſie auf die Mieter umzulegen, bleibt 
der Vermieter auch im Falle der Befreiung oder 
Minderung der Steuer gemäß Abſ. 2, 3 und 4 zur 
Umlegung eines der vollen Steuer entſprechenden 
Betrags berechtigt. 


nicht mehr als 


5. 
(1) Von der Beſteuerung ſind auszuſchließen Neu⸗ 
bauten oder durch Um- oder Einbauten neuge⸗ 
ſchaffene Gebäudeteile, wenn der Bau erſt nach dem 
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1. Juli 1918 bezugsfertig geworden ift, es fei denn, 
aß die Neubauten, Um- oder Einbauten mit Bei- 
hilfen aus öffentlichen Mitteln ausgeführt worden 
ind. Die aus der Beſteuerung dieſer Neubauten 
aufkommenden Steuerbeträge ſind ausſchließlich 
zur Förderung des Wohnungsbaues zu verwenden. 
An Stelle dieſer Steuer können die Landes- 
tegierungen Grundſtücke mit Gebänden, die mit 
eihilfen aus öffentlichen Mitteln errichtet worden 
ind, zur Förderung des Wohnungsbaues mit einer 
Grundſchuld bis zu 25 v. H. des in Goldmark um- 
gerechneten Wertes der Beihilfe oder bis zu einem 
entſprechenden Hundertſatze des Friedenswerts des 
rundſtücks belaſten. Dieſe Belaſtung geht allen 
isherigen Belaſtungen vor, mit Ausnahme der 
elaſtung zugunſten der Deutſchen Rentenbank. 
oweit auf dem Grundſtück. wertbeſtändige Bei⸗ 
hilfehypotheken eingetragen oder ſoweit Beihilfe⸗ 
eträge zurückgezahlt worden ſind, vermindert ſich 
die Grundſchuld um den entſprechenden Goldmarf- 
wert. Die näheren Beſtimmungen über die Berech⸗ 
nung des Goldmarkwerts der Beihilfen aus öffent⸗ 
lichen Mitteln oder über die Berechnung des 
Friedenswerts der Grundſtücke, ferner über die 
erzinſung und Ablöſung der Laſt, über die An⸗ 
rechnung eingetragener wertbeſtändiger Beihilfe- 
hypotheken und zurückgezahlter Beihilfebeträge und 
über die Verwendung der Gelder werden von den 
oberſten Landesbehörden erlaſſen. Der Goldmark 
wert darf auf keinen höheren Betrag feſtgeſetzt 
werden, als er ſich bei entſprechender Anwendung 
des 82 des Aufwertungsgeſetzes vom 16. Juli 1925 
(Reichsgeſetzbl. I S. 117) errechnet‘). 
(2) Als Neubauten im Sinne des Abſ. 1 gelten 
nicht Bauten, die als Erſatz für kriegsbeſchädigte 
oder kriegszerſtörte Gebäude ganz oder größten⸗ 
teils aus öffentlichen Mitteln nach Maßgabe des 
Geſetzes über die Feſtſtellung von Kriegsſchäden im 


Veichsgebiete vom 3. Juli 1916 (Reichsgeſetzbl. 
S. 675) errichtet worden find. 
Sp. 


Einfamilienhäuſer, die vor dem 1. Juli 1918 
bezugsfertig hergeſtellt und zu dieſem Zeitpunkt mit 
nicht mehr als 20 v. H. des Friedenswerts belaſtet 
waren, ſind auf Antrag von der Steuer freizu⸗ 
tellen, ſofern ſie ausſchließlich vom Eigentümer und 
ſeiner Familie bewohnt werden und die Wohnfläche 
nicht mehr als 70 Quadratmeter beträgt. Die Frei⸗ 
ſtellung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß das 

infamilienwohnhaus zum geringen Teile auf 
Grund behördlicher Maßnahmen vermietet worden 
IK. Die näheren Beſtimmungen, insbeſondere über 
te Grundſätze, nach denen die Wohnfläche zu be- 
rechnen iſt, trifft die Reichsregierung mit Zu⸗ 
ſtimmung des Reichsrats. Dabei iſt den beſonderen 

erhältniſſen kinderreicher Familien Rechnung zu 
ragen. 87 


Erfolgt die Erfaſſung in Form einer beſonderen 
Aufwertungsſteuer, ſo gelten folgende Grundſätze: 
1. Die Steuer iſt in einem von den Ländern zu 
beſtimmenden Hundertſatze der Friedensmiete 

zu erheben. Sie ift bei der den Ländern vor- 
behaltenen Regelung der Mietzinsbildung auf 
den Mieter zu überwälzen. Die von den 
Mietern gezahlten Beträge ſind vom Eigen⸗ 
tümer in voller Höhe abzuführen. Die Friedens⸗ 

— miete für die vom Eigentümer ſelbſt benutzten 


An! Zu 85 Abſ. 1 zu vergleichen das Geſetz zur 
20derung der Dritten Steuernotverordnung vom 
-Mai 1926 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 249). 


Ich ee 


5 1 


— 
Räume ift erforderlichenfalls vom Miet- 
einigungsamte feſtzuſtellen. S 
Die Überlaſſung des Gebrauchs eines Gebäudes 
(Gebäudeteils) auf andere Weiſe als durch Miet⸗ 
7 (Pacht, Nießbrauch uſw.) ſteht der Miete 
gleich. 
3. Folgende Befreiungen find vorzuſehen: 

a) öffentliche Körperſchaften für die in ihrem 
Eigentume ſtehenden und von ihnen für 
öffentliche Zwecke benutzten Gebäude; 

b) inländiſche Perſonenvereinigungen 
Vermögensmaſſen, 
Stiftung oder 


Hi 


und 

die nach der Satzung, 

ſonſtigen Verfaſſung aus⸗ 
ſchließlich gemeinnützigen, mildtätigen, 
ethiſchen oder religiöſen Zwecken dienen, 
für die in ihrem Eigentume ſtehenden und 
von ihnen für dieſe Zwecke benutzten 
Gebäude; 3 

c) Botſchaften, Geſandtſchaften und Konſulate 
für die im Eigentume des Entſendeſtaats 
ſtehenden und von ihnen für ihre Zwecke 
benutzten Gebäude, ſofern Gegenſeitigkeit 
gewährt wird. 

Liegen nur für einen Teil des Gebäudes 

die vorſtehenden Vorausſetzungen vor, ſo be— 

zieht ſich die Befreiung nur auf dieſen Teil. 


$8. 

(1) Die nach 881 bis 7 erforderlichen Beſtimmungen 
erlaſſen die Landesregierungen; De ſtellen Grund- 
ſätze über die Berechnung des Friedenswerts der 
Grundſtücke auf. 

(2) Sie können für Fälle, in denen die getroffene 
Regelung zu beſonderen Härten oder zu beſonderen 


Begünſtigungen führt, eine von den Vorſchriften 


dieſes Geſetzes abweichende Regelung treffen. 

(3) Die Länder beſtimmen, in welcher Weiſe und 
in welchem Umfang hilfsbedürftige Perſonen, die 
dauernd oder vorübergehend eine Mieterhöhung 
nicht tragen können und eine entſprechende Woh⸗ 
nungsänderung vorzunehmen nicht in der Lage 
ſind, unter Mitwirkung der Fürſorgeverbände zu 
unterſtützen und entſprechende Mittel den Für⸗ 
ſorgeverbänden ſicherzuſtellen find. 


8 9. 

Vor dem 1. April 1928 iſt rechtzeitig zu prüfen, ob 
die Steuer von dieſem Zeitpunkt ab weiter zu er⸗ 
heben iſt. Bei der Prüfung iſt dem allgemeinen 
Finanzbedarfe der Länder und Gemeinden (Ge— 
meindeverbände) einſchließlich des Aufwandes, der 
ihnen durch die Erfüllung der gemäß § 42 Abſ. 1 der 
Dritten Steuernotverordnung zu ſelbſtändiger 
Regelung überlaſſenen Aufgaben erwächſt, ſowie den 
Bedürfniſſen der Wohnungswirtſchaft, insbeſondere 
des Wohnungsneubaues, ebenſo der Wertſteigerung 
der Grundſtücke ſowie dem daraus entſtandenen 
Vermögenszuwachſe Rechnung zu tragen. Recht- 
zeitig vor dieſem Zeitpunkt iſt Reichstag und Reichs⸗ 
rat eine Vorlage zu machen. 


Erlaß des Preuß. Neichsarbeitsminiſters vom 
21. Mai 1926, betr. geſetzliche prüfung der 
aus dem Reichswohnungsfürſorgefonds und 
dem Arbeitgeberzuſchußfonds beliehenen Bau- 
genoſſenſchaften. 
— V. B. 3. 1322/26; — 

Mit Bezug auf meine Runderlaſſe vom 7. Januar 1926 
— V B 3. 10 3175 II — und vom 17. März 19% 
— V. B. 6. 1772/26 —. 

Das in den nebenbezeichneten Runderlaſſen ange⸗ 
ordnete Verfahren zur Nutzbarmachung der Berichte 
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der Reviſionsverbände über die geſetzliche Prüfung 
der von mir beliehenen Baugenoſſenſchaften, das der 
bisherigen jahrelangen übung entſpricht, unterliegt 
nach Auffaſſung des Hauptverbandes Deutſcher Bau⸗ 
genoſſenſchaften gewiſſen Bedenken. Dieſe werden in 
der Hauptſache darin erblickt, daß die Prüfungsberichte 
vertraulich ſeien, weshalb die Reviſionsverbände Be⸗ 
denken trügen, anderen Stellen — mögen dieſe auch 
öffentliche ſein — Kenntnis von dieſen vertraulichen 
Berichten zu geben. Das Verfahren verurſache auch 
den Reviſionsverbänden eine nicht unerhebliche Mehr⸗ 
arbeit. Ich kann mich dieſen Bedenken nicht yver- 
ſchließen, zumal aus der entſtehenden Mehrarbeit auch 
geldliche Anſprüche an das Reich erwachſen könnten, 
die grundſätzlich vermieden werden müſſen. 

In Abänderung meiner nebenbezeichneten Runo- 
erlaſſe ordne ich daher an, daß die Berichte über 
die geſetzliche Prüfung der Baugenoſſenſchaften künftig 
nicht mehr von den Reviſionsverbänden ſelbſt, ſon⸗ 
dern von den Baugenoſſenſchaften regelmäßig einzu⸗ 
fordern ſind, und zwar unter Bezugnahme auf die 
Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Gewährung 
von Tilgungshypotheken und Baugeld aus dem 
Wohnungsfürſorgefonds des Reichsarbeitsminiſteriums 
Ziffer 29, bezw. 8, wonach der Darlehnsſchuldner ver⸗ 
pflichtet ift, dem Reiche jede zur Beurteilung der Ber- 
hältniſſe des Darlehnsſchuldners für erforderlich er- 
achtete Auskunft zu erteilen. 

Die Darlehnsverträge über gewährte Arbeitgeber- 
zuſchüſſe enthalten eine derartige Verpflichtung nicht. 
Es iſt jedoch anzunehmen, daß die Baugenoſſenſchaften, 
die in früheren Jahren Darlehen aus dem Arbeitgeber- 


zuſchußfonds erhalten haben und verpflichtet find, die. 


aufgewerteten Arbeitgeberdarlehen nach den beſtehen⸗ 
den Beſtimmungen zu verzinſen und zu tilgen, bereit 
ſein werden, die Berichte über die geſetzlichen 
Prüfungen gleichfalls zu überlaſſen. Ich erſuche, mit 
den etwa in Frage kommenden Baugenoſſenſchaften 
in dieſem Sinne ins Benehmen zu treten. 

Im übrigen iſt entſprechend meinem Runderlaſſe 
vom 7. Januar 1926 — V B 3. 10 317/25. II — zu ver- 
fahren. 

Abſchrift dieſes Schreibens habe ich den in Be- 
tracht kommenden Spitzenverbänden und Reviſions⸗ 
verbänden zugehen laſſen. 


gez.: J. A. Dr Schmidt. 


Kunderlaß des Preuß. Minifters für volks⸗ 
wohlfahrt vom 21. 5. 1926, betr. Bau von 
Anlagen zur Unterbringung von Kraftfahr⸗ 
zeugen. 
— II 9. 212 I. — 
Im Anſchluß an meine Erlaſſe vom 27. 1.“) und 
26. 3. 1926**) — II 9. 708 und 154 —. 

Der Umſtand, daß in letzter Zeit verſchiedene Ver⸗ 
giftungsfälle von Kraftwagenführern durch kohlen⸗ 
oxydhaltige Auspuffgaſe leerlaufender Kraftwagen⸗ 
motore in geſchloſſenen Kraftwagenräumen vorge- 
kommen ſind, läßt es geboten erſcheinen, die 
Beſtimmungen über die Entlüftung der Kraftwagen⸗ 
räume zu verſchärfen. Ich erſuche, die auf Grund der 
obengenannten Verfügungen erlaſſenen Polizeiverord- 
nungen folgendermaßen zu ändern: 

Im erſten Abſatz des § 19 ſind die Worte „der 
an einer überdeckten Fahrſtraße liegt“ und „an der 
Vorderſeite“ zu ſtreichen. 


*) VM Bl. Sp. 153. 
**) VM Bl. Sp. 373. 


Im erſten Abſatz des § 21 iſt auch § 19 aufzuführen. 
In § 30 Abſ. 1 letzter Satz find an Stelle der Worte 
„nur in den Wagenräumen“ die Worte „nur in aus 
reichend entlüfteten Wagenräumen“ zu ſetzen. 
Bei dieſer Gelegenheit ſind auch dort, wo es bisher 
nicht geſchehen iſt, die in meinem Erlaß vom 26. 3. 1926 
— 119. 154 — vorgeſehenen Anderungen vorzunehmen. 


Kunderlaß des Preuß. Miniſters für volks⸗ 
wohlfahrt vom 31. 5. 1926, betr. Berückſichti⸗ 
gung der früheren Eintragung eines Wohnung⸗ 
ſuchenden. 
7 S 


Eine Berückſichtigung der früheren Eintragung 
eines Wohnungſuchenden, der ſeinen Wohnort 
wechſelt, hat bei Neueintragung in die Wohnungs- 
liſte des neuen Wohnorts bisher nur in einzelnen 
Gemeinden ſtattgefunden. Die Nichtberückſichtigung 
hat zahlreiche Beſchwerden der Wohnungſuchenden 
zur Folge gehabt. An fih erſcheint die Berück⸗ 
ſichtigung der früheren Eintragung billig und eine 
allgemeine gleichmäßige Regelung für das ganze 
Reichsgebiet erwünſcht. Sie ſcheitert daran, daß 
die Führung der Wohnungsliſten und die Muf- 
nahme der Wohnungſuchenden in dieſe Liſten in den 
einzelnen Ländern, innerhalb der Länder ſogar 
in den einzelnen Gemeinden, nach durchaus ver- 
ſchiedenen Richtlinien erfolgen. 


„Um die hieraus im Einzelfall entſtehenden 
Härten, ſoweit es bei den beſtehenden Verhältniſſen 
möglich iſt, zu mildern, ordne ich hiermit folgen⸗ 
des an: 

Waren Wohnungſuchende, die aus dringenden 
wirtſchaftlichen oder beruflichen Gründen den Mufe 
enthaltsort wechſeln, an ihrem bisherigen Wohnort 
als Wohnungſuchende eingetragen, jo ift ihnen die 
Wartezeit, die ſie dort ausweislich einer Beſcheini⸗ 
gung der Gemeindebehörde (Wohnungsamt) zurück⸗ 
gelegt haben, bei der Eintragung in die Wohnungs⸗ 
lijte der neuen Aufenthaltsgemeinde ange- 
meſſen anzurechnen. 


Kunderlaß des Preuß. Minifters für volks⸗ 

wohlfahrt vom 2. 6. 1920, betr. hypothekariſche 

Sicherſtellung der zur Errichtung von Beamten: 

wohnungen gegebenen ſtaatlichen Baudarlehen. 
810. 


In den Vertragsmuſtern für Mietwohnungen und 
für Eigenhäuſer ift im § 9 bezüglich des Hypotheken- 
briefs geſagt: 

„Auf Ausfertigung eines Hypothekenbriefes wird 
vorläufig verzichtet.“ 

Ziele Faſſung ift von verſchiedenen Grundbuch⸗ 
ämtern unter Hinweis auf § 1116 BGB. beanſtandet 
worden. 

Ich erſuche, in den mit Runderlaß vom 13. 7. 1924 
— 115. 1138 —*) und vom 5. 8. 1925 — 11 5. 1692 -—**) 
bekanntgegebenen Vertragsmuſtern im § 9 das Wort 
„vorläufig“ zu ſtreichen und künftig in den Darlehns⸗ 
verträgen zu ſagen: „Auf die Ausfertigung eines 
Hypothekenbriefs wird verzichtet.“ 


) VM Bl. S. 358. 
) VM Bl. S. 341. 


Schleſiſch e s 


309 


5e i m 


Bücher⸗ und zeitſchriftenſchau. | 


„Jahrbuch der Bodenreform“, Heft 3. Zu be- 
ziehen durch die Buchhandlung „Bodenreform“, 
Berlin NW. 23, Leſſingſtraße 11, Preis 150 Mk. 


Das ſoeben erſchienene Heft 3 des „Jahr- 
buchs der Bodenreform“ iſt jedem un⸗ 


entbehrlich, der ernſthaft am Werden des Boden- 
reformgeſetzes intereſſiert ift. Es bringt aus der 
Feder Adolf Damaſchkes, des Vorſitzenden 


des Ständigen Beirats für Heim⸗ 
ſtättenweſen beim Reichsarbeits⸗ 
miniſterium, der bekanntlich den Geſetz⸗ 


entwurf ausgearbeitet hat, eine geſchichtliche Dar- 
telung der Entſtehung des Geſetzentwurfes, den 
‚amtlichen Wortlaut des Geſetzentwurfſes und die 


ſtädteb undes: „Wie follen ſich die kleinen 
und mittleren Städte zum Entwurf des Boden- 
reformgeſetzes ſtellen?“, von Oberregierungsrat 
a. D. Profeſſor Dr Boldt: „Der Entwurf eines 
Bodenreformgeſetzes und die Baubodenpreiſe“, 
von Oberregierungsrat Dr Ruſch - Dresden: 
„Der Entwurf eines Bodenreformgeſetzes im 
Lichte der praktiſchen Erfahrungen mit dem 
ſächſiſchen Bodenſperrgeſetzl. Das Heft enthält 
außerdem eine politiſch ſehr bemerkenswerte, 
knappe Darſtellung über die Behandlung des 
Bodenreformgeſetzentwurfes in den Parlamenten. 
Johannes Lubahn, der Leiter des Heim⸗ 
ſtätten amtes der deutſchen Beamten- 
ſchaft, ſchreibt über die Schaffung von Reichs⸗ 


amtliche Begründung desſelben. Das Heft ent- heimſtätten durch die Beamtenfiedlungsverord- 
ält ferner Aufſätze von Oberbürgermeiſter nung. Außerdem enthält das Heft wichtige Doku⸗ 
nr Belian, dem Vorſitzenden des Reichs⸗ mente der Bodenreform. N. 
Unter Rusſchluß der verantwortlichkeit der Schriftleitung. 
Berlin. Herr "Hun Ernſt Riede, Berlin NW. 40, Alt-Moabit 123, hat die Vertretung der Firma 
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Nummer 7 


Juli 1926 


Die Deutſche Tagung für wirtſchaftliches Bauen am 1. und 2. Juni 1926 
in Düffeldorf. 


Von Regierungsbaurat Rudolf Stegemann- Dresden. 


Die diesjährige öffentliche Tagung des 
Deutſchen Ausſchuſſes für wirtſchaftliches Bauen 
zeigte mit ihren über 450 Teilnehmern, daß der in 
dieſem Kreiſe ſeit Jahren vertretene Gedanke und 
die hier geleiſtete Arbeit nicht nur an Zugkraft nicht 
verloren, ſondern immer weitere Freunde ge— 
wonnen hat. So war es für den Vorſitzenden, Re- 
gierungsbaurat Rudolf Stegemann -Dresden, 
eine beſonders angenehme Aufgabe, in feiner 
Begrüßungsanſprache die Vertreter ſämtlicher 
Reichsminiſterien, des Preußiſchen Miniſteriums 
für Volkswohlfahrt, des Preußiſchen Finanz⸗ 
miniſteriums, des Preußiſchen Miniſteriums für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ſowie des 
Preußiſchen Miniſteriums für Handel und Gewerbe 
neben Abgeſandten des Sächſiſchen Arbeits- und 
Wohlfahrtsminiſteriums, des Badiſchen und 
Württembergiſchen Miniſteriums des Innern fv- 
wie der Heſſiſchen Miniſterien für Arbeit und Wirt⸗ 
ſchaft und Finanzen begrüßen zu können. Da⸗ 
neben waren erſchienen der Senat von Hamburg, 
Bremen, Lübeck, die Landesregierung von Schaum⸗ 
burg⸗Lippe, die Regierungskommiſſion des Saar- 
gebietes, die Deutſche Reichsbahngeſellſchaft ſowie 
eine ganze Reihe Vertreter verſchiedener Ober— 
Präſidenten und Regierungspräſidenten. Beſon⸗ 
ders ſtark war auch diesmal wieder die Beteiligung 
der großen Fachverbände. Der Reichsſtädtebund, 
der Deutſche Städtetag, der Reichsverband der 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, der Deutſche Ber- 
ein für Wohnungsreform, die Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt für Angeſtellte, die Gemeinnützige Gefell- 
ſchaft zur Schaffung von Wohngelegenheiten für 
Reichsangehörige, der Normenausſchuß der 
Deutſchen Induſtrie, der Verband Sozialer Bau⸗ 
betriebe, der Verband der Bauvereine in Heſſen, 
der Verband Deutſcher Architekten- und Ingenieur⸗ 
vereine, die Arbeitsgemeinſchaft für Brennſtoff⸗ 
erſparnis, der Verband Deutſcher Dachpappen⸗ 
fabrikanten, der Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Baugewerbe- 
verband, die Deutſche Wohnſtätten-Bank, der Ver⸗ 
band Rheiniſcher Baugenoſſenſchaften waren neben 
vielen Anderen in Düſſeldorf erſchienen, um an der 
Tagung teilzunehmen. 

Schon die Begrüßungsanſprachen unterſtrichen 
die Bedeutung der Tagung. Nachdem der Vor⸗ 
ſitzende, Regierungsbaurat Stegemann-Dres⸗ 
den, in kurzen Worten die bisher geleiſtete und die 
noch künftig zu ſchaffende Arbeit ſkizziert hatte, 
wies namens des Reichsarbeitsminiſteriums Herr 


Miniſterialrat Dr. Schmid t-Berlin darauf hin, wie 
notwendig es ſei, die Technik des Hochbaues nach 
fortſchrittlichen Gedankengängen weiter zu ent⸗ 
wickeln. Vor allem käme es darauf an, der Verbeſſe— 
rung des Arbeitsvorganges ſowohl vom techniſchen 
wie arbeitspſychologiſchen Standpunkte aus ein De: 
jonderes Augenmerk zuzuwenden, um zuſammen mit 
der Fortentwicklung der Typiſierung und Normali- 
ſierung zu einer Rationaliſierung des Wohnungs⸗ 
weſens und einer Umſtellung der Wohnungswirt— 
ſchaft überhaupt zu kommen. Er, wie der Redner 
des Preußiſchen Volkswohlfahrtsminiſteriums, 
Herr Geh. Baurat Miniſterialrat Dr Friedr id- 
Berlin, ſprachen in warmen Worten dem Deutſchen 
Ausſchuß für wirtſchaftliches Bauen den Dank der 
Reichs- wie Länderregierungen dafür aus, daß der 
Ausſchuß die Initiative rechtzeitig ergriffen und in 
zielbewußter Arbeit alle diefe Gedankengänge der 
deutſchen Fachwelt nähergebracht habe. Namens 
der Stadt Düſſeldorf begrüßte in herzlicher Weiſe 
Herr Beigeordneter Baurat Schilling die Teil⸗ 
nehmer der Tagung und wies darauf hin, daß er 
gleichzeitig beauftragt ſei, für den Deutſchen und 
Preußiſchen Städtetag ſowie für den Deutſchen 
Architekten- und Ingenieurverein der Tagung ein 
gutes Gelingen zu wünſchen, mit der Verſicherung, 
daß alle dieſe Kreiſe ein lebhaftes Intereſſe an der 
Fortſetzung und Weiterentwicklung der Ausſchuß⸗ 
arbeiten hätten. Nachdem noch Herr Oberregierungs⸗ 
rat Hercher namens des Herrn Oberpräſidenten 
der Rheinprovinz und des Herrn Regierungspräſi⸗ 
denten zu Düſſeldorf ſowie Herr Generaldirektor 
Regierungsbaumeiſter a. D. Knoblauch Berlin 
für die anweſenden Fachverbände den Dank und die 
Glückwünſche überbracht hatten, eröffnete der erſte 
Direktor der Deutſchen Wohnſtätten-Bank, Herr 
Oberregierungsrat a. D. Dr Kämper⸗ Berlin, 
die Reihe der Vorträge mit dem Thema: „Geld 
beſchaffung für den Wohnungsbau und 
Baugeldkoſten.“ Der augenblickliche Beit- 
punkt geſtattet wieder einen Rückblick auf das 
Kreditweſen der Vorkriegszeit, in der infolge der 
Flüſſigkeit des Bau⸗ und Immobiliarkredits nicht 
nur der Bedarf an Wohnungen gedeckt, ſondern fo- 
gar noch ein Überſchuß vorhanden war. Es kamen 
dabei als Darlehensgeber für 1. Hypotheken öffent⸗ 
liche und private Anſtalten ſowie Einzelgeldgeber, 
für 2. Hypotheken das Reich, die Länder und Pri- 
vate in Frage. Der für den ſtädtiſchen Baumarkt 
gewährte erſtſtellige Kredit kann bis zu 1912 mit 
24 Milliarden angenommen werden; eine Summe, 
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in der 88 Millionen für 2. Hypotheken enthalten 
find. Hierzu treten noch Mittel des Reichs und der 
Länder in Höhe von 271 Millionen Mark, während 
der Reſt vom Sparpublikum herrührt. An der 
Hand eingehender Berechnungen weiſt Herr 
Ir Kämper dann nach, daß die jährliche Ver- 
mehrung des Hypothekenkredits in den Jahren 1901 
bis 1909 rund 1200 000 000 Mark betrug, ſodaß die 
von Eberſtadt angenommene Summe des Vor⸗ 
kriegs⸗Immobiliarkredits der eriten Stelle in Höhe 
von 26 950 000 000 Mark als gerechtfertigt ange- 
nommen werden kann. Durchſchnittlich ging die 
erſtſtellige Beleihung mit 60%, die zweite mit 
5% des Grundſtückswertes aus. Die Geſamt⸗ 
belaſtung des Grund und Bodens in Deutſchland 
kann unter Abzug der nicht mehr valutierten Hypo⸗ 
theken für 1914 auf etwa 59 Milliarden Mark ge⸗ 
ſchätzt werden. Nimmt man an, daß dieſe Belaſtung 
5% des geſamten Immobiliarwertes beträgt, jo 
kommt man auf einen Geſamtwert von 73,75 Milli⸗ 
arden Mark, von denen % auf die Landwirtſchaft 
entfällt. Demnach beträgt der Anteil der erſten 
Hypotheken am ſtädtiſchen Immobiliarwert 30, der 
der zweiten 75 Milliarden Mark. Durch Private 
und Hypothekeninſtitute ſind rund 66 % des Kapital⸗ 
bedarfs am ſtädtiſchen Wohnungsmarkt aufgebracht 
worden. Der größte Teil dieſer Hypotheken iſt 
durch Inflation und Aufwertungsgeſetzgebung qe- 
ſtrichen worden. Für das Jahr 1925 gibt es nur 
ſchätzungsweiſe Angaben über das Aufkommen des 
Realkredits. Von Seiten des Reichs und der 
Länder ſind etwa 500 Millionen Reichsmark zur Ver⸗ 
fügung geſtellt worden, die durch Hypothekenbanken 
und Landesverſicherungsanſtalten mit je 100 Milli⸗ 
onen Mark ergänzt worden ſind. Die auf dem 
Privatkreditwege aufgebrachten Mittel ſpielen dem⸗ 
gegenüber kaum eine Rolle. Gegenüber der Vor⸗ 
kriegszeit haben ſich alſo die Kreditquellen weſentlich 
verſchoben, da augenblicklich das Rückgrat der ge⸗ 
ſamten Finanzierung die Mietzinsſteuer bildet. 
Will man nun den wirklichen Bedarf an Mitteln 
für den notwendigen Wohnungsbau berechnen, ſo 
iſt zu berückſichtigen, daß im Frieden jährlich bei 
240 000 Neuwohnungen rund 1440 000 000 Mark not⸗ 
wendig waren. Heute fehlen etwa 600 000 Woh⸗ 
nungen, für die es mindeſtens eines Betrages von 
6 Milliarden Mark bedarf. Hierbei iſt noch nicht 
eingerechnet der jährlich erforderliche Zuwachs von 
weiteren 150—200 000 Wohnungen. Da man nach 
den jetzt erſchloſſenen Quellen kaum mehr als 
100 000 Wohnungen bauen kann, treten wir in jedes 
neue Baujahr mit einem Fehlbetrage von 600 000 
Neuwohnungen ein. ES it ſelbſtverſtändlich, daß 
die Beſchaffung derartig gewaltiger Mittel unter 
heutigen Verhältniſſen ein unlösbares Problem iſt. 

enn ſich auch bei der Pfandbriefanſtalt und bei 
den Sparkaſſen das Verhältnis im letzten Jahr 
weſentlich verbeſſert hat, ſo reichen die ſo zuſammen⸗ 
fließenden Mittel doch nicht entfernt an das Auf⸗ 
kommen der Friedensjahre heran. Es muß auch 
weiter mit erheblichen öffentlichen Mitteln gered- 
net werden. Durchaus falſch wäre es zu glauben, 
daß bei Aufhebung der Wohnungszwangswirtſchaft 
das private Kapital ſich dem Baumarkte zuwenden 
würde. Selbſt im ſiegreichen England hat ſich ge⸗ 
wet e derartiges Privatkapital einfach nicht vor- 

nden ift. 

Sehr beachtlich wird die Frage ſein, wo und wie 
man bauen ſoll. Man wird der jetzt im Gange be⸗ 
findlichen Umſchichtung der wirtſchaftlichen Struktur 
eine beſondere Aufmerkſamkeit zuwenden müſſen. 

ie Gewerbemöglichkeit für den Siedler und die 
größere Landzuteilung iſt beſonders zu prüfen. 
Vor allem iſt es aber notwendig, jede nur irgend 


vertretbare Erſparnis beim Wohnungsbau zu 
berückſichtigen, da ſonſt an eine Löſung des 
ſchwierigen Problems überhaupt nicht gedacht 


werden kann. Die Fortentwicklung der Technik 
gerade nach dieſer Seite, wie es der Deutſche Aus⸗ 
ſchuß für wirtſchaftliches Bauen anſtrebt, wird ein 
einſchneidender Faktor für den künftigen Woh⸗ 
nungsbau bei der glücklichen Löſung der ganzen 
Frage ſein. 

„Die praktiſchen Folgerungen aus dem Kämper⸗ 
ſchen Vortrag zog Herr Regierungsbaurat Stege⸗ 
mann⸗ Dresden mit ſeinen Darlegungen über 
„Zinsaufwand und tragbare Mieten 
in ihrem Einfluß auf Wohnungsform 
und Wohnungsgröße“. Der Redner wies 
an der Hand der Entwicklung des Wohnungsbaues 
der Nachkriegszeit und der dafür in Frage kom⸗ 
menden Geſetzgebung nach, daß die bisher betriebene 
Politik, wenige aber wohnungstechniſch beſonders 
hochwertige Wohnungen zu ſchaffen, unter den 
heutigen Verhältniſſen einfach unmöglich iſt. Die 
70 bis 80 am -Wohnung, die ſich beinah zur Mindeſt⸗ 
forderung entwickelt hat, iſt für unſere arbeitende 
Bevölkerung ſchon unter den wirtſchaftlich günſti⸗ 
geren Verhältniſſen der Vorkriegszeit nicht tragbar 
geweſen und kann es unter den heutigen Verhält⸗ 
niſſen naturgemäß erſt recht nicht ſein. An der 
Hand umfaſſenden Zahlenmaterials konnte nach⸗ 
gewieſen werden, daß bei dieſer Wohnungsform es 
nicht nur beinah unmöglich ſei, die Baukoſten als 
ſolche aufzubringen, ſondern, daß vor allem der 
Bewohner gar nicht imſtande fein kann, die gewal⸗ 
tige Zinſenlaſt einſchl. der zunächſt fälligen Amorti⸗ 
ſationsſumme von 600-650 Mark jährlich aufzu⸗ 
bringen. Die bisherige Wohnungspolitik ſchließt 
zudem die Gefahr in ſich, daß die Hypothekenbanken, 
die an fih ihon mit Rückſicht auf den hohen Ver- 
waltungsaufwand dem Einfamilienhaus nicht 
günſtig gegenüberſtehen, aus der Angſt heraus, daß 
der Siedler ſeine Zinſen nicht bezahlt, ſich der Kleinſt⸗ 
wohnung im Maſſenmiethaus zuwenden. Es tit 
ſelbſtverſtändlich, daß dies mit Rückſicht auf die 
Volksgeſundheit unbedingt vermieden werden muß. 
Auch vom Standpunkte der Finanzierung aus be⸗ 
ſtehen hiergegen Bedenken. Während der Bauherr 
durchaus geneigt iſt, Eigenkapital zur Spitzen⸗ 
deckung herzugeben, wenn es ſich um den Bau eines 
Eigenheimes handelt, wird beim Maſſenmiethaus 
dieſe Finanzierungsmöglichteit in den meiſten 
Fällen wegfallen. Schließlich kommt noch hinzu, 
daß für das Mehrfamilienhaus heute — abgeſehen 
von den Baugenoſſenſchaften, die nicht überall vor- 
handen ſind — ein Bauträger überhaupt nicht mehr 
exiſtiert. Der Bauſpekulant der alten Zeit iſt ver⸗ 
ſchwunden und unter den heutigen Verhältniſſen 
nicht mehr lebensfähig. Die Städte und Gemeinden 
aber haben ſich auf Grund der vielen ſchlechten Er- 
fahrungen in den letzten Jahren zumeiſt vom Bau 
eigener Wohnhäuſer abgewandt. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden wird ſich immer das Eigenheim bezw. der 
Flachbau als die günſtigſte Wohnform nicht nur 
vom hygieniſchen, janitären und moraliſchen, jon- 
dern auch vom bauwirtſchaftlichen und finanziellen 
Standpunkte aus darſtellen. Die Vorausſetzung 
dafür iſt allerdings, daß das Wohnungsprogramm 
nach der Größe hin weſentlich herabgemindert wird. 
Der Gedanke des erweiterungsfähigen Hauſes 
dürfte dabei die Gefahr, zu kleine Wohnungen zu 
verewigen, bannen. Daneben wird vor allem die 
Einlieger-Wohnung eine gewiſſe Rolle ſpielen. Es 
wird ſogar angängig ſein, zunächſt Zweifamilien⸗ 
häuſer mit ſelbſtändigen Dreizimmer⸗Wohnungen 
zu ſchaffen, die dann nach fortgeſchrittener Amorti⸗ 
ſation der Hypotheken einmal zu einer einheitlichen 
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Wohnung zuſammengefaßt werden. Hierbei kann 
noch das Eigen⸗Kapital des Einliegers bezw. Unter- 
mieters mit zur Finanzierung hinzugezogen 
werden, indem es als amortiſierbare Hypothek ein⸗ 
getragen und gleichzeitig mit dem Mietvertrag ver⸗ 
bunden wird. Zur Durchführung dieſer Gedanken 
erſcheint ein gewiſſer behördlicher Druck wünſchens⸗ 
wert. Vor allem wird man die Hergabe der Haus- 
zinsſteuer abhängig machen von dem Nachweis, daß 
der Siedler nach ſeiner wirtſchaftlichen Lage über⸗ 
haupt imſtande iſt, die Zinſen aufzubringen. Da⸗ 
neben empfiehlt es ſich, Kleinſtwohnungen prozen⸗ 
tual mit höheren Hypotheken aus der Hauszins⸗ 
ſteuer zu beleihen, als die größeren Wohnungen. 

An Stelle des vorgeſehenen Referates von Herrn 
Regierungsbaurat Lübbert, der plötzlich ſeinen 
übernommenen Vortrag über: „Wirtſchaftliche Ge⸗ 
ländeaufſchließung und Normung wirtſchaftlicher 
Hausformen“ abgeſagt hatte, ſprang Herr Direktor 
Wagner ⸗Sorau Ne. mit einem Vortrag über: 
„Wirtſchaftliches Bauen und Woh⸗ 
nungsbaugeſetz“ ein. Der Vortragende zeigte 
einleitend, daß die unwirtſchaftlichſten Faktoren 
beim gegenwärtigen Bauen in der Planloſigkeit 
der Wohnungspolitik liegen. Erſt wenn das Bau⸗ 
gewerbe weiß, daß es mit einer gleichmäßigen, all⸗ 
mählich anſteigenden Tätigkeit rechnen kann, iſt die 
größtmöglichſte Wirtſchaftlichkeit zu erzielen. 

Zur Unterſuchung der Frage, wie dieſe Wirtſchaft⸗ 
lichkeit, die in der gleichmäßigen Beſchäftigung des 
Baugewerbes liegt, zu erreichen iſt, wies der Vor⸗ 
tragende auf die gewaltigen Summen hin, die, wie 
aus dem erſten Vortrag erſichtlich war, vor dem 
Kriege alljährlich der private ang aaa für den 
Wohnungsbau aufgebracht hatte. Die Vorausſetzung 
hierzu war eine ſtarte Stetigkeit in der Wirtſchaft, 
die Jahr für Jahr eine ſtändig wachſende Summe 
ihres Einkommens dem Verbrauch entzog und ſie 
als Sparkapital den von dem Vorredner genannten 
Inſtituten zuführte. Der Krieg und die Nachkriegs⸗ 
zeit haben gezeigt, daß das Bauen in, allererſter 
Linie eine Frage der Kapitalneubildung iſt. Die 
außerordentliche Kapitalknappheit und der dadurch 
verurſachte hohe Zinsfuß haben zur Folge, daß 
privates Kapital in nennenswertem Umfange für 
die Bautätigkeit der Nachkriegszeit nicht in Frage 
kommt. Es muß deswegen, wie in allen übrigen 
Ländern der Welt, der Wohnungsbau durch ſtaat⸗ 
liche Maßnahmen gefördert werden. Der Weg 
hierzu war für Deutſchland die zwangsweiſe Bil- 
dung von Sparkapital durch Erhebung einer Haus- 
zinsſteuer, und die Hergabe dieſer Mittel zu einem 
ganz geringen Zinsſatz. Den Hypothekengläubigern 
wurde ja drei Viertel ihres Kapitals durch die ſo⸗ 
genannten Aufwertungsgeſetze enteignet, ſodaß ein 
Teil der nicht mehr zu zahlenden Hypothekenzinſen 
als Hauszinsſteuer erfaßt werden konnte. Ohne 
Erhebung einer Hauszinsſteuer iſt z. Zt. ein Woh⸗ 
nungsneubau unmöglich. Deswegen muß die Haus- 
zinsſteuer noch auf Jahre hinaus erhoben werden, 


um ſie möglichſt reſtlos dem Wohnungsbau zuzu⸗ 
führen. Dieſe Zuführung von Kapital für Bau⸗ 
zwecke wird auch der Geſamtwirtſchaft zugute 


kommen. Unſere Wirtſchaft leidet an Abſatzſtockungen. 
Der künftige Markt für unſere Induſtrie iſt mehr 
als bisher der Inlandsmarkt. Dieſer wird durch 
das Baugewerbe, das ein Schlüſſelgewerbe iſt, mit 
allen ſeinen Hilfsinduſtrieen in hervorragender 
Weiſe befruchtet. 

Die Hauszinsſteuerhypothek löſt zwar nicht die 
Frage der Aufbringung der Geſamtbaukoſten, ſie 
bildet vielmehr nur einen Anreiz, um Kapital aus 
anderen Quellen anzulocken, trotzdem hat der Staat 
in der Hauszinsſteuerhypothek die Möglichkeit, den 
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Wohnungsbau planmäßig zu beeinfluſſen, ſowohl 
was die Art der zu erbauenden Wohnungen, wie 
vor allem auch, was die Zahl anbelangt. Statt der 
Unſtetigkeit in der Wohnungsbaupolitik muß auf 
Jahre hinaus eine Planmäßigkeit Platz greifen. 
Ein Wohnungsbaugeſetz muß daher in kürzeſter Zeit 
geſchaffen werden, das, ähnlich wie ſ. Zt. das Tirpitz⸗ 
ſche Flottenbaugeſetz das Schlagwort von den ufer⸗ 
Inten Flottenbauplänen, das jetzt aufgetauchte 
E „vom Unfug des Bauens“ zunichte 
macht. 

Reich und Staat haben daher die unbedingt zu 
löſende Aufgabe, die geſetzlichen Grundlagen für ein 
dem Umfang nach genau feſtgelegtes Wohnungsbau⸗ 
programm zu ſchaffen. Das Mittel hierzu iſt die 
Hauszinsſteuerhypothek. Daß zur Durchführung 
dieſes Wohnungsbauprogramms ſo wenig Mittel 
wie irgend möglich benötigt werden, iſt die Aufgabe 
des Deutſchen Ausſchuſſes für wirtſchaftliches Bauen. 

Als vierter Redner des erſten Tages ſprach dann 
Herr Senator Stadtoberbaurat Oelsner⸗Altona 
a. d. E. über: „Wirtſchaftliche Aufgaben 
der Staats⸗ und Gemein debebörden 
beim Wohnungsbau.“ Der Redner wies zu⸗ 
nächſt darauf hin, daß es Aufgabe der Behörden ſei, 
dem Wohnungsbau den Weg zu weiſen. Hierbei 
muß die Erkenntnis im Vordergrund ſtehen, daß 
die Großſtädte unter den augenblicklichen Verhält⸗ 
niſſen die unſerer heutigen Kultur entſprechende 
Wohnform einer Induſtriebevölkerung ſind. Man 
wird eine Auflockerung der Großſtädte begrüßen 
müſſen, aber nur inſoweit, als es möglich iſt, die 
Forderung des Verkehrs mit dieſem Gedanken in 
Einklang zu bringen. Gerade nach dieſer Seite hin 
iſt in der Nachkriegszeit viel geſündigt worden. Erſt 
durch den Ausbau billiger und geeigneter Verkehrs⸗ 
möglichkeiten wird es möglich ſein, die Siedlungen 
weit hinaus vor die Städte zu legen und ſo die 
Spekulation einzuſchränken und einen Anreiz zur 
Schaffung von Eigenheimen herbeizuführen. Auf 
der Grundlage von Generalſiedlungsplänen glaubte 
man die Geſamtſiedlung in Stadt und Land durch⸗ 
führen zu können, überſah aber, daß die einzelnen 
Glieder, ob Stadt oder Land, nach ihren Leiſtungen 
gewertet werden müßten. Durch großzügige Ein⸗ 
gemeindung hätte man Stadtſtaaten mit ungeheurer 
Machtquelle geſchaffen, denen dann das Land in den 
Kleinſtädten und ſeinen Sonderaufgaben gegenüber 
geſtanden hätte. Den Großſtädten iſt nicht zuzu⸗ 
muten, ihre Siedlungen auf fremdem Boden zu 
gründen. Der Staat ſelbſt muß den Städten das 
für ihre Ausdehnung nötige Land geben. Er hat 
dabei auch die Verpflichtung, auf die Verkehrs⸗ 
einrichtungen einzuwirken, damit dieſe Erſchließungen 
vornehmen und Zugfolge jowie Tarife den groß⸗ 
ſtädtiſchen Verkehrsverhältniſſen entſprechend ge⸗ 
ſtalten. Selbſtverſtändlich iſt es auch Pflicht des 
Staates, die nötigen Geſetze für die Aufbringung 
der Mittel zu ſchaffen. Er muß ferner die Über⸗ 
wachung gegenüber den Syndikaten übernehmen, 
falls diefe die wirtſchaftliche Lage über Gebühr aus- 
nützen. Bei der Schaffung von Beamtenwohnungen 
iſt dem Staat und der Reichsbahn die Gelegenheit 
zum ſelbſtändigen Vorgehen gegeben. Auf der 
anderen Seite ijt es Sache der Städte, für Beſchäf⸗ 
tigung des Baugewerbes zu ſorgen, ſelbſt Woh⸗ 
nungen zu bauen oder den Bau zu ermöglichen. 
Wichtig iſt dabei eine weitgehende ſtädtiſche Boden⸗ 
vorratswirtſchaft. Dadurch, daß die Städte ſich 
aktiv am Wohnungsbau beteiligen, erhalten ſie auch 
die Möglichkeit, eine Neugliederung des Stadt⸗ 
körpers leichter durchzuführen, als wenn die Bau⸗ 
tätigkeit an Zufälle in privatem Grundbeſitz qe- 
bunden iſt. Das Bauland muß ſelbſtverſtändlich 
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von den Städten zu äußerſt niedrigen Preiſen ber- 
gegeben werden und leicht zu erhalten ſein. Weiter 
e es notwendig, daß nicht nur die Hauszinsſteuer, 
ondern auch die Mittel der Stadt und der Spar⸗ 
De zunächſt den Vorſtadtſiedlungen zugute kommen. 
abei ſollen alle diejenigen Bauherren, die aus 
igenem das Außerſte als Spitzendeckung out: 
Verden, bevorzugt werden. Durch Ausbau der 
N rkehrswege nach dem Verkehrsbedürfnis muß 
em Wohnungsbau die finanzielle Bürde möglichſt 
nerringert werden. Ferner iſt notwendig, durch 
veitgehende Einſchränkungen der Forderungen an 
e Einrichtung von Verſorgungsanlagen die Sied⸗ 
ungsvorhaben zu unterſtützen. Schließlich iſt noch 
28 empfehlen, daß die Städte nicht nur mit Gas, 
aier, Elektrizität und Kanaliſation fördernd ein- 
greifen, ſondern auch durch Bereitſtellung eigener 
piegeleien, Steinbrüche, Kies- und Sandgruben die 
zautätigteit zu heben verſuchen. Zuſammenfaſſend 
8 zu ſagen, daß die wirtſchaftliche Fürſorge der 
tadt mit Geld, Land und Verſorgungsanlagen, 
e geſetzliche Hilfe des Staates und eine weit- 
bauende Boden⸗Politik die erſten Vorausſetzungen 
ür die Behebung der heutigen Schwierigkeiten ſind. 
Im Anſchluß an dieſe Vorträge fand eine ein⸗ 
gehende Ausſprache ſtatt, in der vor allem Herr 
eneraldireftor Regierungsbaumſtr. a. D. Knob⸗ 
au cd) Berlin und Herr Regierungsrat Dr Minò- 
Uh -Friedberg noch eingehende Darlegungen über 
Finanzfragen gaben. 
Während der erſte Tag in erſter Linie dem 
Finanzproblem und den hieraus folgernden Rück⸗ 
lüſſen auf den Wohnungsbau und die Wohnungs⸗ 
Virtſchaft gewidmet war, galt der zweite Tag einer 
Schilderung der Erfahrungen, die Mitglieder des 
Deutſchen Ausſchuſſes für wirtſchaftliches Bauen 
auf ihren Studienreiſen im Auslande jammeln 
konnten. Als erſter Redner ſprach Herr Stadtbau⸗ 
rat Ernſt Many- Frankfurt a. M. über: „Grund⸗ 
tiffe und Architekturfragen im ameri⸗ 
kaniſchen Wohnungsbau.“ Ausgehend von 
m Gedanken, daß die Architektur des Landes der 
Spiegel der Kultur ſeines Volkes iſt, wies der 
Zenner darauf hin, daß es Amerikaner im heutigen 
une vor viereinhalb Jahrhunderten überhaupt 
noch nicht gab. Die Miſchung aller Völker des alten 
Uropas zuſammen mit Chineſen und Negern drückt 
ich auch in der Architektur Amerikas aus, die jeder 
derſönlichen Eigenart entbehrt und als ſogenannter 
dolonialſtil eine Miſchung aller großen Bauperioden 
ieſer Erde zeigt. Der raſch wachſende Reichtum 
brachte dabei noch das Beſtreben nach prunkvoller 
epräſentation und damit eine weitere Verwilde⸗ 
rung der architektoniſchen Geſtaltung. Hand in 
and mit dem Tieſſtand der Induſtrie⸗ und Volks⸗ 
wohnungsbaukunſt bildete ſich gleichlaufend eine 
del ds Romantik in der Formengebung der Villen 
er Beſitzenden wie auch der öffentlichen Bauten. 
Du bewundern ift dagegen der Mut zu ungeheuren 
imenſionen und der Kühnheit der Konſtruktions⸗ 
methoden im Geſchäftshausbau. In den groß⸗ 
tädtiſchen Zentren wuchſen dabei hinter dieſer 
beren Pracht elende Wohnviertel mit Miets⸗ 
aſernen aus dem Boden. Immerhin entſtanden 
SE noch dabei an der Peripherie der Rieſenſtädte 
5 eite Quartiere mit geſunden Einfamilienhäuſern, 
e zum mindeſten gute Grundrißbildung aufweiſen. 
27 ſind in der Stadt Philadelphia mit ihren 
D Millionen Einwohnern 90 der Bevölkerung in 
iufamilienhäuſern untergebracht. 
ährend jo die Wohnhausbauten bei einer ge- 
wiſſen Verbeſſerung des Grundriſſes ſowohl der 
8 ietswohnung wie des Eigenhauſes hinſichtlich der 
Faſſadengeſtaltung ſich von hiſtoriſchen Vorbildern 


nicht befreien konnten, entſtanden dabei Ingenieur⸗ 
Architekturen, die über Amerika hinaus bis nach 
Europa Richtung gebend waren und kühn neue 
Wege der Architektur beſchritten. Um ſo erſtaun⸗ 
licher iſt es, daß wenige hervorragende Architekten 
wie Sullivan und Frank Lloyd Wright, die der 
bürgerlichen Baukunſt neue Wege zeigen wollten, 
im Lande verkannt und verſpottet wurden. Immer⸗ 
hin finden wir heute unter den jüngeren ameri⸗ 
kaniſchen Architekten Kräfte, die dem baulichen 
Chaos den Kampf anſagen. Bereits werden durch 
neue Bebauungspläne die Städtebilder geordnet, 
horizontal wie vertikal gezügelt. Ob allerdings 
dies idon ein Anzeichen für eine Durchgeiſtigung 
und Verlebendigung der amerikaniſchen Architektur 
W vermag heute noch niemand vorauszu⸗ 
ſehen. 

Die Ergänzung zu dem May'ſchen Vortrage bilden 
die Darlegungen des Hauptſchriftleiters der „Bau⸗ 
welt“, Herrn Architekt Paulſen⸗Berlin über: 
„Bauwirtſchaftliche Fragen im ameri⸗ 
kaniſchen Wohnungsbau.“ Zu den Ober: 
raſchendſten Beobachtungen am amerikaniſchen Bau- 
weſen gehört es ohne Zweifel, daß der Kubikmeter 
umbauter Raum drüben etwa Smal ſoviel koſtet 
als eine Maurerſtunde, bei uns wenigſtens 24 mal 
ſoviel, wohl auch 32 mal ſoviel. Das heißt, in Lohn⸗ 
ſtunden baut der Deutſche 3—4 mal jo teuer wie der 
Amerikaner. Zum Teil liegt das an der leichteren 
Bauweiſe, die drüben für beſcheidene und mittlere 
Wohnhäuſer üblich iſt. Weſentlich ſind die ſehr viel 
geringeren Unkoſten der Leitung. Sie ſind möglich, 
weil der Amerikaner auf den Schein⸗Individualis⸗ 
mus in den Anſprüchen offen verzichtet und in 
Typenhäuſern wohnt, die nun aber auch nach vor⸗ 
rätig gehaltenen Zeichnungen errichtet und als 
Maſſenerzeugnis nach den ſonſt üblichen Arbeits- 
weiſen für Maſſenerzeugniſſe hergeſtellt werden. 
Die Dauer dieſer Häuſer wird allerdings nur auf 
40—50 Jahre gerechnet. Bei hohen Zinſen kann das 
ſehr wohl weſentlich billiger ſein als ein nur wenig 
teureres, theoretiich unendlich dauerndes Haus. Ob- 
wohl das billige amerikaniſche Haus in etwa 
10 Jahren ſchuldenfrei ſein muß, iſt der Aufwand 
in Hundertteilen des durchſchnittlichen Arbeiter⸗ 
Einkommens nur etwa 13,4, alſo ſehr viel geringer 
als bei uns. Der Grund liegt darin, daß das An⸗ 
weſen nur etwa doppelt ſo teuer iſt, als das Jahres⸗ 
einkommen des Bewohners beträgt, was wieder 
daher kommt, daß der ebm nur ſoviel koſtet wie 
8 Lohnſtunden. So anregend nun doch amerifaniiche 
Eigenarten ſind, ſo ſehr iſt doch vor Nachahmung 
der Einzelheiten zu warnen. Die Baufrage iſt nicht 
lediglich eine techniſche, nicht einmal nur eine 
techniſch⸗wirtſchaftliche, ſondern eine innerpolitiſche, 
d. h. ſoziale. 

Unter dieſem Geſichtspunkt ſind eine Reihe jetzt 
häufig geſtellter Baufragen unlösbar, wo z. B. aus 
der Mitberückſichtigung der Anſprüche an Verkehrs⸗ 
mittel wirtſchaftlich unhaltbare Zuſtände entſtehen, 
für die zunächſt die Behörden, d. h. die Steuerkraft 
aufkommt. Ferner darf über den techniſchen Ge— 
ſichtspunkten des Wohnweſens die Möglichkeit aus⸗ 
reichender Lebenswerte nicht vernachläſſigt werden. 
Unter Beobachtung dieſer Geſichtspunkte iſt die Woh⸗ 
nungsfrage keineswegs gelöſt, wenn die heute 
fehlenden Wohnungen einmal erſtellt ſind, vielmehr 
müſſen außerdem noch die anderen Bedürfniſſe be- 
friedigt werden, es müſſen Lebenswerte zur Ver⸗ 
fügung ſtehen, die die Großſtadt nur der dünnen 
Schicht der ſehr Gutgeſtellten bieten kann. Schon 
heute ergibt das teure Bauen und Wohnen in der 
Großſtadt Löhne, die unſere Ausfuhr auf einige 
wenige höchſtwertige Waren beſchränken, ſoweit wir 
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nicht Konjunkturen ausnutzen, von der Subſtanz 
leben, die Lebenshaltung, die Ausbildung des 
Nachwuchſes unterlaſſen oder ſonſt kurzſichtig wirt⸗ 
ſchaften. 

Lebhaftes Intereſſe fanden die Darlegungen 
des dritten Redners, Herrn Miniſterialrat 
Dr. Schmidt, vom Reichsarbeitsminiſterium in 
Berlin über „Wohnungsbauten aus 
Stahl in England“. In England hat man 
bereits im Jahre 1923 verſucht, auf der Grund⸗ 
lage der Typiſierung des Wohnungsbaues Stahl⸗ 
häuſer zu errichten. Maßgebend war hierfür der 
Rückgang an geſchulten Bauhandwerkern und die 
Notwendigkeit, der ſtark aufgeblähten Kriegs⸗ 
induſtrie neue Aufgaben zuzuweiſen, ferner die 
Arbeitsloſigkeit in dieſem Induſtriezweig zu pe- 
kämpfen und den Lohnaufwand beim Wohnungs⸗ 
bau bei den ohnedies ziemlich hohen Bauarbeiter⸗ 
löhnen zu ermäßigen. Die erſten Verſuche dieſer 
Art find auf den ſchottiſchen Großinduſtriellen 
Lord Weir zurückzuführen, der ein Stahlhaus 
konſtruierte, deſſen Konſtruktionsgerüſt zwar aus 
Holzfachwerk beſteht, das aber im Außern mit 
3 mm jtarfen Stahlplatten verkleidet iſt, während 
die Innenhaut durch Holzverſchalung oder Aſbeſt⸗ 
ſchiefer, gepreßte Pappe oder ſonſtige Iſolier⸗ 
platten ausgeführt wird. Es kamen dabei 6 ver⸗ 
ſchiedene Typen zur Verwendung. Auch die eng⸗ 
liſche Induſtrie nahm dieſen Gedanken auf. Das 
Stahlwerk William Beardmore führte nach den 
Plänen des Herzogs von Altholl ein Fachwerk aus 
Stahlpfoſten aus, das äußerlich mit Stahlplatten, 
innerlich mit leichtem Iſoliermaterial verkleidet 
wurde. Das ſogenannte Dennis⸗Haus von James 
Wild in Mancheſter ift allerdings nur als Stabi- 
gerippe durchgeführt, das mit Steinen aus⸗ 
gemauert wird, während das Stahlhaus der 
Firma Braithwaite Co. in Birmingham aus 
3 mm ftarfen Stahlblechen, die an ihren Rändern 
umgefalzt ſind und miteinander zu einem feſten 
Gefüge verſchraubt werden, hergeſtellt wird. Die 
Ecken des Hauſes werden durch Winkeleiſen ge⸗ 
bildet, die Innenhaut der Außenwände aus Aſbeſt⸗ 
ſchieferplatten auf das Traggerüſt aufgeſchraubt. 
Eigenartig iſt die Haltung der Gewerkſchaften bei 
Einbringung der erſten Regierungsvorlage, die 
den Plan energiſch bekämpften, weil der Kon⸗ 
ſtrukteur des erſten Syſtems, Lord Weir, daran 
feithielt, daß zur Durchführung feiner Stahlhäuſer 
ungelernte Arbeitsloſe und zwar gegen Akkord— 
lohn Verwendung finden ſollten. Der daraufhin 
von der Regierung einberufene Unterſuchungs⸗ 
ausſchuß ſtellte 1925 feſt, daß es ſich unzweifelhaft 
um Arbeiten handle, bei denen die Bezahlung der 
Bauarbeiterlöhne nicht in Frage komme. Gleich⸗ 
zeitig beſchloß die Regierung, den Bau von Stahl⸗ 
häuſern ſelbſt mit erhöhten Baukoſtenzuſchüſſen in 
die Hand zu nehmen bezw. einer ſtaatlichen Geſell⸗ 
ſchaft der Schottiſch National Houſing Co. Ltd. zu 
übertragen. Zurzeit ſollen auf Rechnung der Re⸗ 
gierung in Schottland etwa 2000 Häuſer in Stahl 
errichtet werden. Der Vorzug dieſer Technik liegt 
unzweifelhaft darin, daß der Wohnungsbau von 
einem Saiſongewerbe in ein Dauergewerbe um⸗ 
geſtaltet wird, wovon Arbeitgeber wie Arbeit⸗ 
nehmer den gleichen Vorteil haben. Die raſche 
Herſtellung der Häuſer und die ſofortige Bezieh— 
barkeit nach Montage ift als weiterer jo erheb— 
licher Vorteil anzuſehen, daß ſelbſt der Umſtand, 
daß die Herſtellungskoſten nicht erheblich geringer 
als beim Ziegelhaus ſind, nicht allzu ſehr ins Ge⸗ 
wicht fällt. Die Frage der Wärme- und Kälte- 
iſolierung wird bei Verwendung bewährter 
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Iſoliermittel kaum unüberwindliche Schwierig⸗ 
keiten bieten. Dagegen wird die Frage der Unter⸗ 
haltungskoſten, der Hellhörigkeit und der Aſthetik 
noch beſonderer Prüfung bedürfen. Wenn wir 
auch heute noch nicht jagen können, daß der Ge 
danke für Deutſchland durchaus ſpruchreif iſt, ſo 
erſcheint die Entwicklung in England doch derart 
bedeutſam, daß die am Wohnungsbau beteiligten 
Kreiſe gerade dem Stahlhaus ihre beſondere Muf- 
merkſamkeit ſchenken mijjen. - 

Als letzter Redner des zweiten Tages ſprach 
dann der Direktor der Rheiniſchen Wohnungs- 
fürſorgegeſellſchaft, Herr Regierungsbaumeiſter 
Dr Düttmann Düſſeldorf, über „Hol län⸗ 
diſcher Wohnungsbau, ein Vorbild 
wirtſchaftlichen Bauens“. Der Woh⸗ 
nungsbau in Holland iſt nicht nur in ſeiner archi⸗ 
teftoniihen Geſtaltung, ſondern auch in der groß⸗ 
zügigen Art ſeiner Durchführung für alle übrigen 
Länder intereſſant und teilweiſe ſogar vorbildlich. 
Die großen Erfolge der Holländer ſind in ganz 
ſyſtematiſcher, wirtſchaftlich vollkommener Organi⸗ 
ſation begründet, die ſich ſowohl auf die Woh⸗ 
nungsbauverhältniſſe im großen, wie auch auf die 
techniſche Einzeldurchbildung erſtrecken. 

Vorbildlich iſt insbeſondere die Organiſation des 
Wohnungsbaues an ſich und zwar die Großzügig⸗ 
keit, mit der die Verwaltungen, vor allem die 
Gemeinden, den Wohnungsbau in wirtſchaftlicher 
Beziehung unterſtützen, noch mehr aber die Tat- 
kraft, mit der grundſätzlich nur einheitliche, groß 


angelegte Bauvorhaben zur Durchführung zu⸗ 
gelaſſen werden. Dieſe großzügige Organiſation 
bei der Verteilung der Bauvorhaben ermöglicht 


eine mit geringen Mitteln durchgeführte künſtle⸗ 
riſche Organiſation. An Stelle des Bauens ein- 
zelner Häuſer tritt der Bau ganzer Straßenzüge 
oder Stadtviertel. 

Die Architektur iſt infolgedeſſen wirklich Raum⸗ 
kunſt geworden. Koſtſpielige Einzelſchmuckformen 
werden entbehrlich, weil der Reiz in der Gruppie⸗ 
rung liegt. 

Durch die Konzentration iſt es zudem aber 
möglich, die Bauvorhaben an ſich in wirtſchaft⸗ 
licherer Form durchzuführen. An Stelle eines 
handwerksmäßigen Einzelbauens wird in den 
meiſten Fällen weitgehendſt ein montagemäßiger 
Bau gepflegt, begünſtigt durch beſonders aus⸗ 
gebildete Konſtruktionsformen. 

Sparſam und wirtſchaftlich ift aber auch die 
Ausgeſtaltung der einzelnen Wohnungen. Der 
Flächenraum iſt außerordentlich beſcheiden, aber 
durch zweckmäßige Anlagen bei Ausbildung der 
Räume bis in alle Einzelheiten, Einbau von 
Schränken und Regalen, doch weitgehendſt aus⸗ 
genutzt. Eine weitere, ſehr weſentliche Ver⸗ 
billigungsmöglichkeit iſt Sparſamkeit in konſtruk⸗ 
tiver Hinſicht für den Kleinwohnungsbau. So 
haben ſich insbeſondere in der Konſtruktion der 
Dächer, dann aber auch bei den Fenſtern, Türen 
und Wänden einfache und doch oft zweckmäßige 
Konſtruktionen herausgebildet. Alle dieje Ber- 
hältniſſe zuſammen haben bewirkt, daß Holland 
heute bei einer durchſchnittlichen Bauverteuerung 
von etwa 160% Arbeiterwohnungen durchweg 
zum Preiſe von etwa 4500 Mark erſtellen kann 
und ſo bei der dort üblichen Verzinſung zu Mieten 
gelangt, die meiſt unter 30 Mark je Monat liegen 
und deshalb auch für die minderbemittelten 
Schichten durchaus tragbar ſind. Alles in allem 
iſt gerade der holländiſche Wohnungsbau deshalb 
bei unſeren augenblicklichen Wirtſchafts⸗ und Woh- 


nungsverhältniſſen beſonders wertvoll als Ber- 
gleichsmaßſtab. 

Auch dieſer Vortrag wurde, wie der des Herrn 
tadtbaurat May, durch eine reiche Sammlung 
von Lichtbildern in beſonders glücklicher Weiſe 
ergänzt. 

Im Zuſammenhang mit der Tagung fand dann 
noch eine Sitzung des Arbeitsausſchuſſes des 
Deutſchen Ausſchuſſes für wirtſchaftliches Bauen 
tatt. Der Vorſitzende, Regierungsbaurat S t e g e- 
Mann, gab einen eingehenden Bericht über die 
Tätigkeit des letzten Jahres und die finanzielle 
utwicklung des Ausſchuſſes. Nach einem Bericht 
es Herrn Regierungsrat Amos - Dresden als 

echnungsprüfen wurde die Rechnungslegung 
gutgeheißen. Einſtimmig wurde beſchloſſen, zur 
weiteren Förderung der Arbeiten dem Vorort 

resden eine beſondere wiſſenſchaftliche Abteilung 
anzugliedern. Der Vorſitzende wurde beauftragt, 
entſprechende Hilfskräfte einzuſtellen. Der vor⸗ 
gelegte Satzungsentwurf fand grundſätzliche Zu⸗ 
ſtimmung. Es wurde eine beſondere Kommiſſion 
mit der redaktionellen Bearbeitung der Satzungen 
beauftragt. 

Anſchließend daran fand die Neuwahl des Vor⸗ 
ſtandes ſtatt. Der Vorſitzende, Regierungsbaurat 
Stegemann, wurde wieder gewählt. Zu 
weiteren Vorſtandsmitgliedern wurden gewählt: 

Generaldirektor, Regierungsbaumeiſter a. D. 

Knoblauch Berlin, 

Miniſterialrat Dr Schmidt- Berlin, 

Stadtbaurat Fauth⸗Sorau N., 

Architekt Gut aeit- Berlin. 

Hein den Arbeitsausſchuß wurden neu berufen die 
Verren: 

Oberregierungsrat Herrmann vom Preußi⸗ 

iden Miniſterium für Volkswohlfahrt⸗Berlin, 

Regierungsbaumeiſter Sander, Geſchäfts⸗ 

führer des Deutſch. Normenausſchuſſes⸗Berlin, 

Baumeiſter Döhler-Dresden, 
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Regierungsbaumeiſter Heinicke, Direktor der 
Heimſtätte Grenzmark⸗Schneidemühl, 

Baurat Keuerleber vom Württembergiſchen 
Landesgewerbeamt⸗Stuttgart, 

Regierungsbaumeiſter Pfitzmann, Direktor 
der Thüringiſchen Wohnungsfürſorgegeſellſchaft⸗ 
Weimar, 

Regierungsbaumeiſter Treuge, Direktor der 
Schleſiſchen Heimſtätte-Breslau. 

Schließlich wurde beſchloſſen, die nächſte öffent- 
liche Tagung im Jahre 1927, einer Einladung des 
Rates folgend, in Stuttgart abzuhalten. 

Im Zuſammenhang mit der Tagung fand eine 
eingehende Beſichtigung der großen Ausſtellung 
für Geſundheitspflege, ſoziale Fürſorge und 
Leibesübungen ſtatt, die bei allen Teilnehmern 
einen tiefen Eindruck hinterließ. Die Stadt 
Düſſeldorf hat es ſich außerdem nicht nehmen 
laſſen, ſämtliche Teilnehmer zu einem beſonderen 
Begrüßungs⸗Abend auf der herrlich gelegenen 
Rhein⸗Terraſſe einzuladen. 

Am Mittwoch, den 3. Juni 1926, folgte noch ein 
großer Teil der Ausſchußmitglieder einer be— 
jonderen Einladung des unter Leitung des be- 
kannten Abgeordneten Meier- Solingen ſtehen⸗ 
den Spar- und Bauvereins zu Solingen, um 
die Kleinwohnungsbauten der Genoſſenſchaft zu 
beſichtigen. Auch hier wurde ein außerordentlich 
reiches Anſchauungsmaterial geboten. Zum Schluß 
vereinigten ſich die Teilnehmer noch einmal zu 
einem gemütlichen Beiſammenſein auf Einladung 
der Stadt ſelbſt. 

Ein geſchloſſener Bericht über die Tagung wird 
vorausſichtlich unter dem Titel: „Vom wirt⸗ 
ſchaftlichen Bauen“, 3. Folge, in abſeh⸗ 
barer Zeit im Verlag von Ostar Laube. 
Dresden- A., herausgebracht werden. Etwaige Mn- 
fragen ſind an die Geſchäftsſtelle des Ausſchuſſes: 
Dresden ⸗ A., Kanzleigäßchen 1, II., zu 
richten. 
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Wie ſparen wir an den Baukoſten? 
(Eine nicht gehaltene Rede.) 


Meine ſehr geehrten Damen und Herren! 

Das da oben iſt der Typus eines Muſterſiedlers 
der Zukunft, den wir möglicherweiſe beſchwören, 
wenn wir unſere öffentliche Debatte über die „Ver⸗ 
billigung der Baukoſten durch Rationaliſierung des 
Wohnungsbaues“ noch ſehr lange fortſetzen. Es 
könnte uns paſſieren, daß wir ſchließlich (wenn nicht 
auf den Hund, ſo doch) auf die koſtenloſe Wohnung 
kommen. Und das wäre doch ſchrecklich. — Im 
Ernſt und in Wahrheit warnt ſelbſt der Urheber 
dieſer öffentlichen Debatte und beſter Kenner der 
Materie, Dr Wagner, vor Überſpannung der Er- 
wartungen über die Erſparniſſe, die eine uns mög⸗ 
liche (denn wir ſind nicht Holland, noch viel 
weniger Amerika) fabrikatoriſche Wohnungseritel- 
lung bringen könnte. Auch Herr Staatsſekretär 
Scheidt hat fich kürzlich auf der Dewog⸗Tagung in 
Berlin ziemlich ſkeptiſch über dieſen Punkt ausge- 
ſprochen. Alſo wozu der Lärm? 

Wir unſererſeits vermeiden es hier ausdrücklich, 
die im Zuſammenhange mit allen Normal- und 


Abb. 37. 


Rationaliſierungen toter Stoffe naheliegende Frage 
nach der Menſchlichkeit auszuſprechen. Wir möchten 
nur wiederholt auf die „Bau-Sparkaſſe“ per- 
weiſen, die ſofort greifbar und ſofort wirkſam iſt, 
den Garten. 

Zur Einführung in dieſes intereſſante und un- 
entwegt aktuelle Problem iſt unſere bekannte Ta- 
belle immer noch ſehr dienlich: 

Wir ernten in Deutſchalnd durchſchnittlich: 

ſ. Deutſche Binnenkoloniſation S. 26) 
G. brutto 


von 1 qm Roggenland. ech Sue 3 
- 1 Kartoffelland PERS ER 5 
Riübenland . . . < 10 


- normalem Stleingartenland . 10—20 
—intenſivem Kleingartenland. 40—50 
denn die Mittel auch für rationellſte Wohnung 
ſollen immerhin von einer, unſerer, wie Sie 
wijfen, wenigtragfähigen Volkswirt⸗ 
ſchaft aufgebracht werden, und nicht von der 
holländiſchen oder amerikaniſchen. Unſere Volks⸗ 
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wirtſchaft aber kann dieſe Mittel auf die Dauer 
nicht aufbringen, wenn ſie nicht eine produk⸗ 
tive Entlaſtung für den zu ſteigernden 
Wohnungskonſum findet. Dieſe produktive 
Entlaſtung haben wir, wenn wir den Boden b e- 
ſtellen, den Boden rings um die Wohnung, den 
Garten. Unſere Tabelle zeigt, daß wir im Garten 
bis zu zehnfachen Erträgen kommen 


können, gegenüber der Wieſe unſeres Idealſiedlers. 
Die nahe liegende Nutzanwendung aus der⸗ 
artigen Ausführungen erſehen wir aus der folgen- 
den Tabelle: r 
Tragfähigkeit einer Wohnſiedlung mit Garten 
(Wohnheimſtätte) 
(ſ. Deutſche Binnenkoloniſation S. 27.) 


d E] Betriebskoſten = 
SS 1 e. S EE Geen 
2 2 rbeits=] nejamte = EI 5% Amortiſat. Frtra 
S 5 ſtunden | Arbeits- koſten DE u. Verzinſung 9 
j je qm insg.] qm. insg. 


15 1500,50 500 


Reinarbeitsertrag 35 350 
Der Grundwert, 5 Pfg. Zins oder CH 
Pacht, drückt den Arbeitsertrag auf | 30 300 


Sie zeigt, daß der jährlich erzielbare durchſchnitt⸗ 
liche Reinertrag von 300 Mark oder bei einem 
Garten von 500 qm = 150 Mark font: 
taliſiert höher ift (nämlich zu 5% billiges 
Gartenbaugeld = 3000 Mark) als die techniſche 
Rationaliſierung der Baukoſten, die ſich, nach 
Wagner, in nächſter Zeit bei uns erreichen läßt. 

Aber meine Damen und Herren! Eine der- 
artige Ausnutzung des Hausgartens als 
Bauſparkaſſe hat Vorausſetzungen. 
Eine der wichtigſten ift der Zuſchnitt des Wohn⸗ 
typs ſelbſt auf Gartenarbeit und 
Landleben. Wir brauchen (nach unſerem 
Beiſpiel von TO qm, ſ. Deutſche Binnenkoloniſation 
Abb. 10, 20 u. 21) 
einen großen Raum (für Wohnzwecke), 
viele Kabinen (für Schlaf- und Wirtſchaftszwecke), 
reichlich Nebenraum für Vorrats⸗ u. Arbeitszwecke), 
vor allem Außenräume und Glas (für klimatiſche 

Zwecke). 

Wir brauchen „klimatiſches Bauen“! 

Es iſt klar, daß derartige echte Siedlungshäuſer 
auch ſehr anſprechend wirken, und daß fie jid 
wegen ihrer inneren Durchtypiſierung hervor⸗ 
ragend zur ſerienweiſen Erſtellung 
eignen. Eine derartige funktionelle Neus 


ordnung unſerer Wohnſiedlung würde noch 
mehr zur Rationaliſierung beitragen, wenn es ge- 
länge, gleichzeitig den Wohnraum ſelbſt auf ein 
Minimum zu verringern. 

In dieſer Richtung zeigen wir weiter ein Bei⸗ 
ſpiel (ſ. Deutſche Binnenkoloniſation Abb. 16 und 
17), bei dem auf 35—40 qm Wohnfläche ſelbſt ge- 
hobene Wohnanſprüche befriedigt werden (Ferien⸗ 
oder Übergangsſiedlung). Meine Damen und 
Herren, wenn auch nur . unſerer 680 000 jungen 
Ehepaare, die wir alljährlich haben (und unter 
einer geſunden Wohnpolitik hätten wir zweifellos 
noch weſentlich mehr), in ſolche ebenſo gemütlichen 
wie genügenden Heimſtätten ziehen wollten — und 
ſie wollen es liebend gern —, warum wollen wir 
das nur deshalb nicht erlauben (und unſere 
Finanzbehörde erlaubt es ja heute noch nicht), weil 
dieje Heimſtätten für 2 der bisherigen 
Baukoſten zu erſtellen wären? Es wird inter⸗ 
eſſieren, daß derart garten rationelle 
Wohnungstypen heuer vom Anhaltiſchen 
Siedlerverband (Arch. Leopold Fiſcher) im Rahmen 
des Deſſauer Wohnprogramms in größerem Maß— 
ſtabe im Serienbau erſtellt werden. 

Aber, meine Damen und Gerren, dieje hier ge- 
ſchilderte Baukoſtenſenkung durch Voden -E r- 
trag und bodengerechte Bauweiſe hat 
den ſachgerechten Garten zur Vorausſetzung. Nicht 
wie bisher und wie es unſer Gegenbeiſpiel zeigt 
G. Deutſche Binnenkoloniſation Abb. 3), darf das 
Land um die Wohnung ausſchauen nämlich: 

verwahrloſt, 

unſachlich, 

uneinträglich, 
ſondern wie es das Muſterbeiſpiel einer guten 
Gartenkolonie (ſ. Deutſche Binnenkoloniſation 
Abb. 19) zeigt: 

geordnet, 

ertragreich, 

ſchön. 

Haus und Garten heißt die Parole! ſolange 
wir nicht von der Rationaliſierung des Wohnungs⸗ 
baues der reichen Holländer und der Amerikaner 
ſprechen — ſondern von der Rationali⸗ 
ſierung des Wohnungsbaues der 
armen, verarmten Deutſchenl! 

L. Migge. 

Dieſer Aufſatz nimmt Bezug auf die Tagung der 
Deutſchen Robnuinstüriorge . G. in Berlin, die ſich 
zu einer ſehr eindrucksvollen Kundgebung für die Ratio⸗ 
naliſierung des Wohnungsbaues geſtaltete. D. Schriftl. 


Gartenfürſorge im Juli. 


Faſt einen Monat lang hat uns das Wetter in anor- 
maler Weiſe Waſſer über Waſſer beſchert, ſo daß wir 
des Unkrauts nicht Herr werden konnten. Nur wo 
rechtzeitig mit rationellen Geräten und Maſchinen das 
Land bearbeitet worden war, ſind die Kulturen einiger⸗ 
maßen ſauber geblieben. Um ſo gründlicher muß nun 


bei ſchönem Wetter an die Bearbeitung des Bodens 
gegangen werden. Der viele Regen hat die bindenden 
Beſtandteile des Bodens in die Tiefe geſchwemmt oder 
bei ſchweren Bodenarten zu einer Verſchlämmung ge⸗ 
führt. Auf alle Fälle iſt gründliche Bearbeitung zur 
Durchlüftung und Miſchung des Bodens gut. 
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Die Feuchtigkeit hat neben manchem Schaden, den 
ſie für Gurken, Bohnen und viele empfindliche 
Blumen anrichtete, doch vielerlei Nutzen geſtiftet. 
Blumenkohl, Sellerie, Mangold u. a. jind nun zu 
mächtiger Entwichlung gekommen. Es ſind diejenigen 
Pflanzenarten, die von Waſſer nie genug bekommen 
können, die wir alſo bei normalem Wetter am meiſten 
wäſſern müſſen. Auch Obſtbäume mit ſtarkem Frucht⸗ 
behang, beſonders aber die Pfirſiche, dann neu⸗ 
gepflanzte Bäume, Spaliere am Haufe, der Rajen; 
ferner die Gurken, ſobald ſie ſich etwas ausgebreitet 
haben, und alle Kohlarten ſind von vielem Waſſer 
abhängig. Da aber im Juli die Sonne am höchſten 
ſteht, ſteht trotz vorheriger Näſſeperiode die Gefahr der 
Austrocknung ſtets vor der Tür. Es iſt gut, wenn 
wir den erwähnten Pflanzen durch Waſſerſchlauch und 
Kleinregner weiter Waſſer zuführen können, damit 
keine Stockung in der Entwickelung eintritt. Dagegen 
geben wir nichttragenden Bäumen, ſofern ſie ſonſt nicht 
ungünſtig ſtehen, kein Waſſer, um den Knoſpenanſatz 
für das nächſte Jahr zu fördern. Der Saft fließt dann 
dicker, ſtockt, ſetzt ſich in den Knoſpen nieder. Auch 
Tomaten und Zwiebeln brauchen keine Feuchtigkeit 
mehr, damit ſie beſſer ausreifen. 

Allerlei Pflege beanſprucht das werdende Gemüſe. 
Sobald ſich die Blume am Blumenkohl zeigt, ſind ein 
oder mehrere Blätter einzuknicken oder alle gu- 
ſammenzubinden, um ſie vor den Sonnenſtrahlen zu 
ſchützen, die ihr eine gelbe unſchöne Farbe geben 
und ſie hart machen würden. Die Erdbeeren 
ſind zu entranken. Von Meerrettich, Rhabarber und 
Schwarzwurzeln ſind die Blütentriebe herauszuſchneiden, 
da ſie nur unnötig Nahrung verzehren. Der Meer⸗ 
rettich iſt bei der Gelegenheit in ſeinen Wurzeln bloß⸗ 
zulegen. Alle Seitenwurzeln ſind zu entfernen, bis 
auf die, die am Grunde ſtehen. Am beſten reibt man 
die Hauptwurzel mit einem Tuch ab. Rote Rüben, 
Mohrrüben, Speiſerüben und andere in Reihen ge⸗ 
ſäte Arten ſind, falls es noch nicht geſchehen, noch zu 
verziehen. Der Sommerſchnitt der Spaliere iſt, jo- 
bald die Triebe wieder 10—20 em erreicht haben, zu 
wiederholen. Man achte darauf, daß nicht unnötige 
Solztriebe den Saft an fidh ziehen. An Pfirſich⸗ und 
Schattenmorellenſpalieren ſind die Triebe, ſoweit Platz 
vorhanden, auszubinden. Nur das überflüſſige wird 
an ihnen herausgeſchnitten. Die Triebe des Weinſtockes 
find zu entgeigen. Die Tragreben werden dabei zwei 
Blätter über der letzten Traube gekappt, überflüſſiges 


Monats 
auf das 


herausgenommen. Während des ganzen 
konnen Veredlungen vorgenommen werden 
ſchlafende Auge. 

Die Zwiebeln ziehen in dieſem Monat ein. Sie ſind 
herauszunehmen und trocken aufzuhängen oder auf 
Horden zu lagern. Dem Rhabarber gönne man eine 
Ruhepauſe, bevor man erneut an die Stengelentnahme 
geht. Gleichzeitig iſt eine kräftige Düngergabe zu 
verabreichen. Erdbeeren und Gemüſe werden am 
beſten morgens oder abends geerntet, Kirſchen und 
anderes Obſt dagegen möglichſt nur, wenn es abge⸗ 
trocknet iſt. Neigen ſich die Zweige der Bäume unter 
der Laſt der Früchte, ſo ſind ſie zu ſtützen, damit ſie 
nicht abſchlitzen. Entnimmt man den Frühkartoffeln 
ſehr zeitig die Knollen, ſo nimmt man vorteilhaft 
nur die größten bei ſorgfältiger Schonung der Stauden. 

Leergewordene Beete können noch immer neu be- 
ſtellt werden mit Frühwirſing, Kohlrabi, Salat, 
Endivie, Speiſerüben (Teltomwer), Grünkohl, Rettich, 
Radies. Ende des Monats kann auf feuchten Beeten 
der erſte Spinat für den Herbſt und Winter ausgeſät 
werden. Auch Bohnen laſſen ſich noch ziehen. Neue 
Schnittpeterſilie iſt für den Frühjahrsbedarf auszu⸗ 
ſäen. Will man von ſeinen Erdbeeren bereits im erſten 
Jahr guten Ertrag haben, ſo ſind ſie jetzt bereits in 
gut vorbereitetes Land zu pflanzen. Sie erhalten 
ebenſo wie Spinat am beſten eine 4—8 em dicke Schicht 
verrotteten Dünger. 

Auch der Blumengarten erfordert immer erneute 
Aufmerkſamkeit. Manche Stauden fallen nach dem 
ſtarken Regen um und müſſen eine Stütze bekommen. 
Gegen Läuſe und Mehltau iſt zu ſpritzen. Abgeblühte 
Triebe werden am beſten ſofort entfernt, vor allem 
bei den Roſen, ein Rückſchnitt ſorgt für eine gute 
zweite Blüte. Von verſchiedenen Pflanzenarten 
können wir Stecklinge machen, ſo von Pelargonien, 
Fuchſien, Heliotrop, Roſen, Hortenſien. 

Für den Herbſtflor ſäen wir noch aus: wohlriechende 
Wicken und Reſeda, für den Winter: Winterlevkojen, 
fürs nächſte Frühjahr: Stiefmütterchen, Vergißmein⸗ 
nicht und Tauſendſchön, für den nächſten Sommer: 
Campanula medium (die zweijährige Glockenblume), 
Landnelken und Bartnelken, Stockroſen. 

Trotz all der ſchönen Sachen, die der Garten jetzt 
bringt, dürfen wir alſo nicht vergeſſen, für das Neue 
zu ſorgen. Die ganz große Schönheit kommt erſt im 
Garten, wenn alles ineinandergreift und des Blühens 
und Fruchtens kein Ende wird. M. Schemmel. 


Siedlungs-Gloffen. 


Der verruchte Gras⸗Kultus in Deutſchland. 

Wir entnehmen einem „Eingeſandt“ an die Voſſiſche 
Zeitung: 

Vor dem Kriege, während des Krieges, nach dem 
Kriege habe ich mich in fremden Ländern umgeſehen: 
Sſterreich⸗Ungarn, Schweiz, Holland, Belgien, Frank- 
reich, Polen, Rußland, Serbien, Schweden, Dänemark, 
in keinem Lande wird ein derartiger Raſen⸗Kultus, 
ein ſolcher Gras⸗Fetiſchismus getrieben wie in Deutſch⸗ 
land. Zu Tauſenden tummeln ſich in anderen Ländern 
Erwachſene und Kinder auf den grünen Flächen, die 
trotzdem mindeſtens ſo gut in Form ſind und bleiben 
wie unſere beſten und ſchönſten Gras⸗Teppiche. 
Unſer gemäßigtes und leidlich feuchtes Klima eignet 
ſich ſehr gut für Raſen⸗Kultur. Allerdings muß die 
Sorge um die Grünflächen nicht erſt im Frühling ein⸗ 
ſetzen, ſondern ſchon im Herbſt, wo nach dem Rechten 
geſehen, gedüngt werden muß uſw. Im Lenz hat dann 
die Harke, die Walze das Wort, und der Säemann 
muß zeigen, was er kann, indem er den rechten Samen 
auf dem rechten Boden einbettet. Iſt ſpäter die Gras⸗ 
narbe ſo weit, daß man Menſchen (auch ältere als 


dreijährige!) hinauflaſſen kann, wird die Decke 
richtig behandelt (gefegt, nicht geharkt, beriejelt, 
von Zeit zu Zeit nachgeſät), dann iſt ſie viel dauer⸗ 
hafter, als ſich die meiſten Laien und manche „Fach⸗ 
leute“ träumen lajjen; fie hält durch (bis zum Herbit). 
auch wenn ſich Tauſende von großen und kleinen 
Füßen darauf ergehen, zumal wenn ein Ruhetag 
eingelegt wird. (Etwa Montag oder Freitag.) 
Georg Davidſohn. 

— — —— M ——-———— ̃ — 

Das Hauptblatt der „Siedlungswirtſchaft“ bringt 
diesmal einen ſehr wichtigen Aufſatz: „Fundamentale 
Zahlen“, in dem der berühmte Schweizer Volkswirt 
K. v. Meyenburg, der Erfinder der Bodenfräſe, Stellung 
nimmt zu unſerem Sonderheft „Binnenkolonijation“. 

Außerdem bringt das Heft eine Bilderreihe über 
unſere Getreidepflanzverſuche. Abonnements durch 
die Siedlerſchule Worpswede, viertelj. 1.20 M. 


Schriftleitung: Max Schemmel, Gartenarchitekt, 
Breslau, Sternſtraße 40. 


Radhaden 
GSämaſchinen 
Waſſis Handpflüge 
Gartenſchläuche 
Regenanlagen 


Eieren Worpswede Gartenfürſorge A Sternſſr. 40 


Seit dem Jahre 1869 
ſtets zuverläſſiger Lieferant 
aller Baumfchulpflanzen 


Reinhold Behnſch 


Baumſchulen 
Brockau bei Breslau 


Ausführlicher Hauptkatalog 1926 
auf verlangen koſtenfrei 


? 8 Bambus: _ Gartenberatung : Entwurf- Anlage 
Sodenproduftive Abfallverwertung durch das . techn. Belieferung + Pflanzen 
mechaniſche Trockenkloſett Metroclo“, neu Edelraffia - Miftbeetfenfter - Dünger · Torfmull 
vervollkommnet! Siedlerſchule Worpswede Arie Biertarthoi Sewächsbäuſer· maſchinen Lauben 
bei Bremen, Vertriebs = Abteilung für den Billigſtes Angebot n Worpswede 
Oſten: Iweigſtelle Gartenfürſorge Breslau, 157 ei Bremen 

Siernſtraße 40. 3 niederſchieſ. Gartenfürſorge 

wärder9+ Bergedorf Breslau Sternſtraße 40 


Der Bauer wirft den Dünger und den Abfall auf 
den Miſt, 

Der Siedler auf den Kompoſthaufen, was beides 
unhygieniſch iſt. 

Luft und Untergrund, Bakterien und Mikroben 

Haben bald den Saft und die Nährſtoffe draus ge- 
ſtohlen, 

Was für die Pflanze übrig bleibt ift nicht die Rede — 

Reichtum kommt aus Mift und Kompoft nur im 

proſpekte frei! Silo von Worpswede! 


Gartenfürſorge Worpswede + Sartenfürſorge Breslau 
Sternſtraße 40 


Druck: Grafi, Barth & Comp. (w. Friedrich) Breslau 1, herrenſtraße 20 


